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Folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben / Mail 
vom 08. Juni 2022 des von der Stadt im Sinne des § 4b BauGB als Verwaltungshelfer ohne 
Entscheidungsbefugnis beauftragten Planungsbüros InfraPro Ingenieur GmbH & Co. KG 
von der Planung unterrichtet und um Stellungnahme gebeten: 
 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Ort 
 

1.  Abwasserverband Bad König Bad König 
2.  Amt für Bodenmanagement Heppenheim, Fachbereich 22 Heppenheim 
3.  Botanische Vereinigung für Naturschutz in Hessen e.V. Marburg 
4.  Bund für Umwelt und Naturschutz e. V., Landesverband Hessen Frankfurt/Main 
5.  Deutsche Telekom AG, Technik Niederlassung Südwest Darmstadt 
6.  e-Netz Südhessen GmbH & Co KG Darmstadt 
7.  Gemeinde Brensbach Brensbach 
8.  Gemeinde Brombachtal Brombachtal 
9.  Gemeinde Höchst Höchst i. Odw. 

10.  Gemeinde Lützelbach Lützelbach 
11.  Gemeinde Michelstadt Michelstadt 
12.  Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main Darmstadt 
13.  Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement Heppenheim 
14.  Hessische Gesellschaft für Ornithologie und Naturschutz e.V. Echzell 
15.  Hessischer Bauernverband  

Regionalbauernverband Starkenburg e.V. Griesheim 
16.  Industrie- und Handelskammer Darmstadt Darmstadt 
17.  Kreisausschuss des Odenwaldkreises 

Regional-, Bauleitplanung, Bauberatung, Denkmalschutz Erbach 
18.  Kreisausschuss des Odenwaldkreises 

Untere Naturschutzbehörde Erbach 
19.  Kreisausschuss des Odenwaldkreises 

Untere Naturschutzbehörde Erbach 
20.  Kreisausschuss des Odenwaldkreises 

Straßenverkehrsbehörde Erbach 
21.  Kreisausschuss des Odenwaldkreises 

Amt für Regionalentwicklung, Landschaftspflege, Landwirtschaft Reichelsheim 
22.  Kreisausschuss des Odenwaldkreises 

Wasserbehörde Erbach 
23.  Landesamt für Denkmalpflege Wiesbaden 
24.  Landesamt für Denkmalpflege, hessenArchäologie 

Abt. Archäologische und paläontologische Denkmalpflege Darmstadt 
25.  Müllabfuhr-Zweckverband Odenwald Brombachtal 
26.  Naturschutzbund Deutschland e.V. Wetzlar 
27.  OREG mbH Michelstadt 
28.  PLEdoc GmbH Essen 
29.  Polizeidirektion Odenwald Erbach 
30.  Regierungspräsidium Darmstadt 

Dez. III 31.2, Regionale Siedlungs- und Bauleitplanung Darmstadt 
31.  Rhein-Main-Verkehrsverbund Hofheim 
32.  Verkehrsverbund Rhein-Neckar (VRN) GmbH Mannheim 
33.  Wasser-, Boden- und Landschaftspflegeverband Hessen (WBL 

Hessen) Maschinenringe Hessen e.V. (MR-Hessen) Griesheim 
34.  Wasserverband Mümling Gersprenz Erbach 
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A. Stellungnahmen aus der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB ohne Hinweise oder Anregungen 

 
Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden im Zuge der Stel-
lungnahme keine Anregungen vorgebracht bzw. mitgeteilt, dass ihre Belange nicht berührt werden. 
Eine weitergehende städtebauliche Stellungnahme und ein dazugehöriger Beschlussvorschlag kön-
nen daher entfallen. Die sachlich kurz gefassten und inhaltlich auf den jeweiligen Aufgabenbereich 
bezogenen Stellungnahmen werden im Hinblick auf eine effiziente Verfahrensabwicklung begrüßt. 
 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Stellungnahme 

vom 
A 1 Gemeinde Brensbach 24.06.2022 

A 2 Gemeine Brombachtal 
(verspäteter Eingang) 

15.07.2022 

A 3 Gemeinde Höchst i. Odw.  13.06.2022 

A 4 Handwerkskammer Frankfurt-Rhein-Main 08.07.2022 

 

B. Stellungnahmen aus der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Hinweisen oder Anregungen 

 
Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange sind Stellungnahmen mit 
Hinweisen oder Anregungen eingegangen; diese werden gemäß der Anlage I zur weitergehenden 
Behandlung vorgeschlagen. 
 

Nr. Behörde / Träger öffentlicher Belange Stellungnahme 

vom 
B 1 BUND-Odenwald 30.06.2022 

B 2 Deutsche Telekom Technik GmbH 05.07.2022 

B 3 e-netz Südhessen AG 08.07.2022 

B 4 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsmanagement 
(verspäteter Eingang, vorab angekündigt) 

13.07.2022  

B 5 IHK Darmstadt         (verspäteter Eingang) 11.07.2022 

B 6 Landesamt für Denkmalpflege Hessen, hessenArchäologie 14.06.2022 

B 7 NABU-Kreisverband Odenwaldkreis e. V.  07.07.2022 

B 8 OREG Odenwald-Regional-Gesellschaft mbH 08.07.2022 

B 9 

B 9.1 
 
B 9.2 
B 9.3 
B 9.4 

Odenwaldkreis 

- IV. 20 Bauaufsicht, Bauleit- und Regionalplanung Denkmal-
schutz, Untere Bauaufsichtsbehörde 

- V. 90 Landschaftspflege und Naturschutz 
- V. 50 Umwelt und Naturschutz, Naturschutzbehörde 
- V. 50 Umwelt und Naturschutz, Untere Wasserbehörde 

 

05.07.2022 
 
06.07.2022 
30.06.2022 
20.06.2022 

B 10 Polizeipräsidium Südhessen, Polizeidirektion Odenwald 01.07.2022 

B 11 Regierungspräsidium Darmstadt         (Fristverlängerung gewährt) 

ergänzende Stellungnahme der ONB (eMail v. 29.08.2022, siehe unten) 

14.07.2022 

B 12 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 08.07.2022 

B 13 Wasserverbände Mümling & Gersprenzgebiet  (verspäteter Eingang) 12.07.2022 
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Hinweis: Von der Oberen Naturschutzbehörde wurde am 29.08.2022 eine ergänzende Stellung-

nahme abgegeben, die nachfolgend wiedergegeben ist und als Hinzufügung zu der zuvor 

abgegebenen Stellungnahme des Regierungspräsidiums Darmstadt vom 14.07.2022 in 

die Abwägung eingestellt wird (siehe nachfolgende Nr. B 11.5). 

 

Von: Robin.Herrmann@rpda.hessen.de <Robin.Herrmann@rpda.hessen.de>  
Gesendet: Montag, 29. August 2022 15:05 
An: Elteste, Elke - Stadt Bad Koenig <elteste@stadt.badkoenig.de> 
Cc: Jan.Kolodziej@rpda.hessen.de 
Betreff: AW: Stellungnahme zum Bebauungsplan "Gewerbegebiet an der B 45" in Bad König 
 
Sehr geehrte Frau Elteste, 
 
Ihre Ausführungen bezüglich des Verbleibs des anfallenden Niederschlagswassers sind aus naturschutz-
fachlicher Sicht nachvollziehbar. Demnach soll das gesammelte und gereinigte Niederschlagswasser nörd-
li -
befindlichen Fürstengrunder Bach geleitet werden. Das Wasser soll weitgehend vor Ort verbleiben. 
Dadurch kann der Wasserhaushalt in diesem Bereich verbessert werden. Dies wird von hier aus mitgetra-
gen. 
 
Vor diesem Hintergrund nehme ich Abstand von der mit meiner Stellungnahme vom 14. Juli 2022 (Akten-
zeichen: RPDA-Dez. III 31.2-61d02.11/8-2022/1) verwehrten Inaussichtstellung einer Befreiung von den 
Verboten der -  
 
Wie besprochen ist die Befreiung beim Dezernat V 53.2 zu beantragen. Im Rahmen des entsprechenden 
Verwaltungsverfahrens werde ich hausintern beteiligt. Hierzu benötige gutachterliche Unterlagen, aus de-
nen hervorgeht, dass keine Alternativen zum Umgang mit dem anfallenden Niederschlagswasser gegeben 
sind, die mit einer geringeren Beeinträchtigung für Natur und Landschaft einhergehen. Des Weiteren ist 
darzulegen, dass das in das Naturschutzgebiet einzuleitende Niederschlagswasser soweit gereinigt wird, 
dass keine Stoffe in das Naturschutzgebiet eingetragen werden, die zu Beeinträchtigungen des Natur-
schutzgebiets oder seiner Bestandteile im Sinne des § 3 der Verordnung über das Naturschutzgebiet 

-  
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Robin Herrmann 
 
Dezernat V 53.1 - Naturschutz (Planungen und Verfahren) 
 

 
 
Regierungspräsidium Darmstadt 
Wilhelminenstraße 1-3 
64283 Darmstadt 
Tel.: +49 (6151) 12 6847 
Fax: +49 (6151) 12 6381 
E-Mail: robin.herrmann@rpda.hessen.de 
Internet: www.rp-darmstadt.hessen.de 
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C. Stellungnahmen der Öffentlichkeit aus der förmlichen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 2 
BauGB mit Hinweisen oder Anregungen 

 
Von Seiten der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen mit Hinweisen oder Anregungen einge-
gangen. 
 

Nachdem die Frist zur Abgabe von Stellungnahmen abgelaufen ist und keine weiteren Stellungnah-
men verspätet eingegangen sind, kann davon ausgegangen werden, dass die Öffentlichkeit, die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die keine Stellungnahmen abgegeben haben, 
auch keine Anregungen zum Inhalt der vorgelegten Bauleitplanung im Rahmen der förmlichen Be-
teiligung geltend machen oder deren Belange bereits angemessen in der Planung berücksichtigt 
wurden. 
 



Bauleitplanung der ung Bad König ANLAGE I
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB

Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag Abstimmung-Erg. 
Ja  /  Nein / Enth.

Seite 6

B Stellungnahmen mit Hinweisen und Anregungen aus der förmlichen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB

Ja Nein Enth
.

B 1 BUND Odenwald
Stellungnahme vom 30. Juni 2022 

Hiermit geben wir Ihnen im Auftrag und im Na-
men des BUND-Hessen e.V. folgende Anre-
gungen zum Planentwurf vom 29.04.2022.
Wir schicken voraus:
- Das Bundes-Klimaschutzgesetz vom 

18.12.2019 zuletzt geändert am 18. Au-
gust 2021 (BGBl. I S. 3905) - fordert in Teil 5 

und formuliert § 13 Berücksichtigungsgebot
(1) Die Träger öffentlicher Aufgaben haben 
bei ihren Planungen und Entscheidungen 
den Zweck dieses Gesetzes und die zu sei-
ner Erfüllung festgelegten Ziele zu berück-
sichtigen. Die Kompetenzen der Länder, Ge-
meinden und Gemeindeverbände, das 
Berücksichtigungsgebot innerhalb ihrer je-
weiligen Verantwortungsbereiche auszuge-
stalten, bleiben unberührt.

Kenntnisnahme.

Aus dem Verweis und dem zitierten Auszug aus 
dem Gesetz lässt sich seitens der Plangeberin 
keine Anregung zum Festsetzungsgehalt des 
Bebauungsplanes erkennen. Da die Anregungs-
träger hierzu auch keine weiteren Ausführungen 
macht, wird der Vortrag als Hinweis zur Kenntnis 
genommen.

Die vorgetragenen Anregungen werden
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Aus dem angeführten Gesetzesauszug las-
sen sich nach Auffassung der Stadt zwei 
zentrale Punkte feststellen, was die Vorbild-
funktion gemäß Bundes- Klimaschutzge-
setz umfasst: Verantwortungsbereich und 
berücksichtigen. Somit obliegt - wie es das 
BauGB vorsieht - die Verantwortung und 
Ausgestaltung von Planungen der Stadt. 
Wie es die Anregungsträgerin auch selbst 
angeführt hat, hat der Entscheidungsträger 
bei seinen Planungen die Ziele des Bun-
des-Klimaschutzgesetztes zu berücksichti-
gen, jedoch nicht unverändert und ohne auf 
den Einzelfall bezogen in seine Planungen 
zu übernehmen. Vielmehr findet Berück-
sichtigung immer im Zuge einer Abwägung 
zwischen den zu berücksichtigen Belangen 
statt. In der vorliegenden Bauleitplanung 
wurden vielfältig Festsetzungen zur Ver-
besserung des Mikroklimas, zur Anpassung 
an sich verändernde Klimabedingungen so-
wie zu Begrünung und Anpflanzung (zur 
Bindung von CO2, wenn auch natürlich in 
kleinem Ausmaß) getroffen, so dass die im 
Gesetz festgelegten Ziele auch berücksich-
tigt wurden. Eine Anpassung des Festset-
zungsgehaltes ist nicht erforderlich.

5 1 -
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Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 
 

Abstimmung-Erg. 
Ja     /  Nein    / Enth. 
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- Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24.03.2021 zum Klimaschutzgesetz 
führt aus:  
III. Grundrechte sind aber dadurch verletzt, 
dass die nach § 3 Abs. 1 Satz 2 und § 4 Abs. 
1 Satz 3 KSG in Verbindung mit Anlage 2 bis 
zum Jahr 2030 zugelassenen Emissions-
mengen die nach 2030 noch verbleibenden 
Emissionsmöglichkeiten erheblich reduzie-
ren und dadurch praktisch jegliche grund-
rechtlich geschützte Freiheit gefährdet ist. 
Als intertemporale Freiheitssicherung schüt-
zen die Grundrechte die Beschwerdeführen-
den hier vor einer umfassenden Freiheitsge-
fährdung durch einseitige Verlagerung der 
durch Art. 20a GG aufgegebenen Treibhaus-
gasminderungslast in die Zukunft. Der Ge-
setzgeber hätte Vorkehrungen zur Gewähr-
leistung eines freiheitsschonenden Über-
gangs in die Klimaneutralität treffen müssen, 
an denen es bislang fehlt.  
Da das Klimaschutzgesetz die Gemeinden 
ausdrücklich auf seine Ziele der Emissions-
begrenzung verpflichtet, entfaltet dieses 
BGH-Urteil auch direkte Wirkungen auf das 
planerische Handeln der Gemeinde. Es 
muss heute sichergestellt sein, dass die Pla-
nung zu einer Verringerung der CO2-Emissi-
onen auf der lokalen Ebene führt. Dies ist 
aus der vorgelegten Planung nicht ersicht-
lich. Allein die Herstellung von Baustoffen 
sowie die Eingriffe in den Boden verursa-
chen nach heutigem Kenntnisstand CO2-
Emissionen, deren Anrechnung auf ein für 
Bad König anzurechnendes Budget dieses 
auf Jahrzehnte überlasten würde. Wir sind 
auf den Gegenbeweis, der noch vorzulegen 
wäre, gespannt.  

Die Änderung des Klimaschutzgesetzes hat 
keine Auswirkungen auf die vorliegende Bauleit-
planverfahren. Das Klimaschutzgesetz wie auch 
seine Änderung haben zum Ziel, eine Treibhaus-
gasneutralität bis zum Jahr 2045 für Deutsch-
land zu erreichen (und eine Reduzierung um 65 
% bis zum Jahr 2030). Dabei bedeutet Treib-
hausgasneutralität keineswegs, dass in den 
kommenden Jahren keinerlei Emissionen und 
daher Entwicklung mehr stattfinden darf und ein 
Stillstand für den Freiheitsschutz der künftigen 
Generationen erforderlich ist. Neutralität ist der 
herrschende Gleichgewichtszustand zwischen 
den anthropogenen Treibhausgasemissionen 
und den Senken.  
Die Treibhausgasemissionen von Bauwerken 
(verbaute Emissionen) machen gut 1/3 der ge-
samten Gebäudeemissionen aus  diese beste-
hen aus den verbauten und betriebsbedingten 
Eimissionen. Hinsichtlich der betriebsbedingten 
Gebäudeemissionen wurden bereits detaillierte 
Festsetzung getroffen, die auf die Reduzierung 
dieser Emissionen der künftigen Gebäude im 
Gebiet abzielen (PV- oder Solaranlagen, Dach-
begrünung etc.). Dass auch bei den verbauten 
Emissionen Einsparpotenzial vorhanden ist, 
steht außer Frage. Jedoch kann in Bauleitplänen 
nicht die Verwendung spezieller klimaneutraler 
Baustoffe oder Sekundär-Baustoffe festgesetzt 
werden. Die Regelungen über die zulässigen 
und verwendbaren Baustoffe liegen in der Zu-
ständigkeit der Landesbauordnungen. Aktuell 
dürfen nur Bauprodukte verwendet werden, die 
eine Material- und Tauglichkeitsprüfung durch-
laufen haben und bereits am Markt eingeführt 
und bewährt sind. Die Landesbauordnung stellt 
auf den Schutz von Umwelt- und Gesundheit ab, 
bezogen auf die Schadstoffbelastungen der 

Die Anregungen werden gemäß nebenste-
hender städtebaulicher Stellungnahme zur 
Kenntnis genommen. Eine Anpassung 
des Festsetzungsgehaltes ist nicht er-
forderlich. 
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- Die Planung ist mit dem Regionalplan 2010 

nicht vereinbar. Die Darstellung der Plan-
karte zeigt deutlich, dass die gewerbliche 
Fläche nicht den gesamten Bereich zwi-
schen B45, Bahnlinie und Weilbach ein-
nimmt. Das obere Drittel dieses Bereiches 
ist in gelber Farbe als Vorranggebiet für die 
Landwirtschaft dargestellt. Die Regionalpla-
nung wollte damit einen Puffer zwischen die 
gewerblichen Flächen und das Naturschutz-
gebiet legen. Der Flächennutzungsplan ist 
nach unserer Einschätzung nicht aus dem 
Regionalplan entwickelt und die hier vorge-
stellte Planung ist rechtlich fragwürdig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bauprodukte. Innovative oder nachwachsende 
Baustoffkonzepte werden in den Landesbauord-
nungen gegenüber konventionellen Konstrukti-
onsweisen durch die vorhandenen Vorgaben be-
nachteiligt, da für eine Einbauerlaubnis 
kostspielige und zeitaufwendige Einzelfallzulas-
sungen benötigt werden oder sie aufgrund der 
Brandschutzqualitäten kategorisch ausge-
schlossen werden. Für Sekundärbaustoffe gibt 
es in vielen Fällen zudem noch keine geregelten 
Prüfverfahren. 
 
Es ist festzustellen, dass das gesamte Plange-
biet im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
der Stadt Bad König, älteren Datums als der 
RPS/RegFNP 2010, als Gewerbefläche darge-
stellt ist, sodass sich hieraus eindeutig die beab-
sichtigte städtebauliche Entwicklung der Stadt 
ableiten lässt, welche nun durch den vorliegen-
den Bebauungsplan verbindlich geplant wird. Im 
Sinne des Gegenstromprinzips wäre bei Aufstel-
lung des Regionalplans 2010 die beabsichtigte 
Entwicklung und Gegebenheiten des Teilraums 
der Stadt Bad König anhand des älteren FNP 
auch zu berücksichtigen gewesen. Das Gegen-
stromprinzip basiert auf einer wechselseitigen 
Beeinflussung der örtlichen und regionalen Pla-
nung und nicht allein darauf, dass sich die Ent-
wicklung und Ordnung der Teilräume durch die 
Bauleitplanung stets nachträglich fügt.  
Der Umstand des nahegelegenen Naturschutz-
gebietes wurde zudem in der vorliegenden Pla-
nung bereits bedacht und eine Eingrünung im 
Norden des Plangebietes im Übergang zum 
Schutzgebiet festgesetzt, sodass auch weiterhin 
eine gewisse Pufferzone gegeben ist.  
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass der Bebauungs-
plan aus dem Flächennutzungsplan als ent-
wickelt zu werten ist. Im Hinblick auf die 
Festlegungen im Regionalplan Südhessen 
2010 (RPS) wird festgestellt, dass dieser 
nicht die vormals im Flächennutzungsplan 
festgesetzten vorbereitenden bauleitplane-
rischen Ziele der Stadt aufgenommen hat 
und somit dem Gegenstromprinzip nicht ge-
folgt ist. 
Letztlich würde ein Verstoß gegen die im 
RPS festgesetzte Zielsetzung (es ist nur ein 
Teilbereich der festgesetzten Gewerbege-
bietsfläche von rund 3,1 ha als 

ausgewiesen) als 
nicht raumbedeutsam angesehen werden 
können und deshalb ein Zielabweichungs-
verfahren als nicht notwendig erscheinen 
lassen, was vom Grundsatz her auch durch 
das Regierungspräsidium Darmstadt (RP) 
mit getragen wird (Verweis auf die Stellung-
nahme des RP). Eine Anpassung des 
Festsetzungsgehaltes ist nicht erforder-
lich. 
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- Die Planung widerspricht §1a (2) BauGB, da 
die Notwendigkeit, landwirtschaftliche Flä-
chen in Anspruch zu nehmen nicht durch 
eine detaillierte Untersuchung der Verdich-
tungsmöglichkeiten im Bestand begründet 
wird. Satz 1 der Begründung erfüllt nicht die 
im BauGB vorgegebene Verpflichtung zu ei-
ner eingehenden und nachvollziehbaren Be-
gründung der Planungsnotwendigkeit. Die 
Stadt hat nicht dargelegt, warum die vorhan-
denen Gewerbegebiete in Bad König, Zell 
und Etzen-Gesäß nicht ausreichen. Insbe-
sondere wurde nicht dargelegt, welche Kon-
sequenzen die 2005 erfolgte Umwidmung 
des 1982 als Gewerbegebiet ausgewiese-
nen Plans 'Wässerwiesen' auf die gewerbli-
chen Nutzungen der Stadt hatte. Von einer 
konsistenten Planung der gewerblichen Nut-
zung kann in Bad König nicht gesprochen 
werden.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Der Gesetzgeber ermächtigt grundlegend die 

die ihren städtebaulichen Entwicklungs- und 
Ordnungsvorstellung entspricht. Eine (Bauleit-) 
planung ist dann gerechtfertigt, wenn sie nach 

iger-

grund des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden nach § 1a BauGB ist es den planenden 
Kommunen nicht untersagt, gänzlich auf die In-
anspruchnahme von Grund und Boden zu ver-
zichten. Vielmehr verlangt ein sparsamer Um-
gang einen geringen Verbrauch. Die 
städtebauliche Aufgabe einer bevorzugten Akti-
vierung innerörtlicher Flächen ist mittelbare Kon-
sequenz dieser planerischen Vorgabe, indem, je 
nach der örtlichen und städtebaulichen Situa-
tion, anstelle der Neuausweisung von Bauflä-
chen Möglichkeiten der innerörtlichen Entwick-
lung genutzt werden sollen, beispielsweise 
durch Aktivierung von Baulücken oder der Wie-
dernutzung vormals städtebaulich beanspruch-
ter Flächen (Flächenrecycling). Dazu zählt 
grundsätzlich auch die Betrachtung der von der 
Anregungsträgerin in Rede gebrachten Gewer-

dtteil 
Etzen-Gesäß sowie das ehemalige Gewerbege-

untersuchung ist die Plangeberin jedoch zum Er-
gebnis gekommen, dass der vorherrschende 
Bedarf an gewerblichem Bauland über die vor-
genannten Flächen nicht abgedeckt werden 

fend feststellt, nach dem städtebaulichen Willen 
der Stadt zwischenzeitlich für eine gewerbliche 
Nutzung entzogen ist.  
 

Zunächst in festzustellen, dass die Anre-

aufgrund der Inanspruchnahme des Vor-
ranggebietes für die Landwirtschaft äußert, 
jedoch ist diese Inanspruchnahme nicht 
raumbedeutsam. Aus diesem Grunde ist 
wegen des geringen Zielverstoßes auch 
kein Zielabweichungsverfahren erforderlich 
(vgl. Ausführungen zur vorstehenden Be-
schlussempfehlung). Der Umgriff des räum-
lichen Geltungsbereichs der Bauleitpla-
nung umfasst ca. 7,5 ha. Auf die 
Gewerbegebietsflächen entfallen abzüglich 
Grün- und Anpflanzflächen knapp 6,7 ha für 
gewerblich nutzbare Grundstücksflächen 
(einschl. Flächen für Versorgungsanlagen 
oder Verkehrsflächen), die Netto-Gewerbe-
grundstücksfläche liegt bei knapp 5 ha. Die 
Nachfrage der 39 Betriebe beläuft sich auf 
eine Flächengröße von über 12 ha. Die 
Plangeberin hat hiernach bereits eine Ge-
wichtung der Interessenten vornehmen 
müssen und eine gekürzte Liste für sich er-
stellt, die dennoch 18 Interessenten bein-
haltet, weiterhin mit einer Gesamtnachfrage 
von gut 9 ha, so dass für die ca. 5 ha ver-
fügbare Gewerbefläche die Rangliste noch-
mals verdichtet und konkretisiert wurde, um 
letztlich insgesamt 12 wünschenswerteste 
und realisierbare Betriebe für die weitere 
Vermarktung in die engere Auswahl neh-
men zu können.  
Die vorherrschende Nachfrage nach Ge-
werbestandorten in Bad König ist somit 
selbst mit dem vorliegend geplanten Ge-
werbegebiet nicht zu decken und es muss-
ten von Seiten der Stadt Abschichtungen 
vorgenommen werden. Die Notwendigkeit 
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Die Umwidmung der Flächen im Stadtteil Etzen-
Gesäß zu Mischgebietsflächen lässt sich auf die 
sehr zögerliche und unzureichende Abnahme 
der, ehemals in den 1970er-Jahren geplanten 
Gewerbeflächen dort begründen. Die einst vor-
gesehenen Mischgebietsflächen hingegen füll-
ten sich zeitnah und vollständig mit Wohngebäu-
den, weshalb eine schrittweise Anpassung der 

erfolgte, um Nutzungskonflikten zwischen Woh-
nen und Gewerbe vorgreifend entgegenzuwir-
ken und dem nach wie vor vorherrschenden 
Wohndruck nachzugeben. Dies steht konse-
quent im Einklang mit dem Gebot des sparsa-
men Umgangs mit Grund und Boden, dement-
sprechend die Inanspruchnahme von 
Innenbereichsflächen durch Umwidmung von 
ungenutzten Baugebieten stattgegeben wurde.  
Im Bereich der genannten Gewerbegebiete ste-
hen für die Ansiedlung von zusätzlichem Ge-
werbe keine Flächen mehr zur Verfügung, wie 
dies in der Planbegründung beschrieben wurde. 
Die von der Anregungsträgerin dort angemahn-
ten verfügbaren Flächen sind zuallererst eigen-
tumsrechtlich nicht verfügbar, da sie als potenzi-
elle Erweiterungsflächen im privaten Besitz der 
dort ansässigen Betriebe verbleiben und zudem 
weder ausreichend dimensioniert noch aus Sicht 
von Erschließung und Nutzung uneingeschränkt 
geeignet sind. Die aktuelle und konkrete Nach-
frage an Gewerbeflächen ließe sich somit mit 
diesen Flächen nicht decken. Somit ist die Plan-
geberin alsdann zu dem planerischen Schluss 
gekommen, mit der Neuausweisung eines Ge-
werbegebietes an städtebaulich und verkehrlich 
begünstigter Stelle den herrschenden Bedarf an 
Gewerbebauland zu decken, auch wenn dies mit 
einem Flächenneuverbrauch einhergeht. Der 

der Planung und der konkrete Flächenbe-
darf ist somit hinreichend und nachweislich 
gegeben.  
Gleichwohl auch für die Plangeberin eine 
Inanspruchnahme und Überplanung land-
wirtschaftliche Fläche für bauliche Entwick-
lungsmaßnahmen immer bedauerlich ist, 
stellt die Plangeberin vor dem Hintergrund 
der tatsächlich sehr geringen landwirt-
schaftlichen Nutzung der Flächen im Plan-
gebiet (maximal für Maisanbau in geringem 
Umfang) und der Tatsache, dass Bad König 
überdurchschnittlich viele landwirtschaftli-
che Flächen besitzt, diesen Belang hinter 
den der Stärkung des Standortes in ihrer 
Abwägung.  
Eine Anpassung des Festsetzungsge-
haltes ist nicht erforderlich. 
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- Die 'Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 
21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen 
Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen' (FFH-Richtlinie) ist uneinge-
schränkt einschlägig.   

 
 

- 
Bad König und Etzen-
nung betroffen. Durch den geplanten Bau 
von Anlagen zur Abwasserentsorgung und 

Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden nur in dem Umfang planerisch für eine 
Nutzung vorgesehen werden, wie es nach sorg-
fältiger Abwägung aller im konkreten Fall pla-
nungserheblichen öffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander 
vertretbar ist.  
Dem ist die Plangeberin auch angemessen ge-
folgt, denn die für eine notwendige städtebauli-
che Entwicklung erforderliche Bodenversiege-
lung wird im Rahmen der Planfestsetzungen auf 
ein notwendiges Mindestmaß beschränkt. Inso-
fern sind die Aufstellung und Umsetzung einer 
flächenverbrauchenden Planung an das Erfor-
dernis und die Bereitschaft zur Entwicklung ge-
knüpft, die folglich überprüft und abgewogen 
werden müssen. Zur Ermittlung aller berührten 
abwägungsrelevanten Belange wurden mittler-
weile u. a. Gutachten hinsichtlich artenschutz-
rechtlicher, floristischer und faunistischer Be-
lange erstellt. Eine Behandlung potenzieller Be-
einträchtigungen der Schutzgüter und sich dar-
aus ergebende Auswirkungen auf den Festset-
zungsgehalt des Bebauungsplanes wurden in 
den Planfestsetzungen berücksichtigt.  
 
Aus dem Verweis auf die Richtlinie lässt sich von 
der Plangeberin keine Anregung zum Festset-
zungsgehalt des Bebauungsplanes erkennen. 
Da die Anregungsträger hierzu auch keine wei-
teren Ausführungen macht, wird der Vortrag als 
Hinweis zur Kenntnis genommen. 
 
Die Betroffenheit des Naturschutzgebietes 

Bruch von Bad König und Etzen-
wurde sowohl im Umweltbericht zum vorliegen-
den Bebauungsplan als auch den erstellten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. 
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wird das NSG beeinträchtigt. Die Schutzge-
bietsverordnung vom 27.03.2001 nennt die 
Sicherung des Orchideenvorkommens und 
verbietet in §3 die Veränderung des Grund-
wasserstandes.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fachgutachten für indirekt und gering einge-
schätzt. Ferner wurde die Planung des Gewer-
begebietes in enger Abstimmung mit der Unte-
ren Naturschutz- und Wasserbörde des 
Odenwaldkreises abgestimmt, die letztlich keine 
negative Betroffenheit für das NSG attestiert ha-
ben; insbesondere vor dem Hintergrund des ge-
planten mäandrierenden Regenwassergrabens, 
der dem ursprünglich feuchten, aber in den letz-
ten Jahren sehr trocken gefallenen Naturschutz-
gebiet wieder Wasser zuführen wird.  

 
 

 

Eine Anpassung des Festsetzungsge-
haltes ist nicht erforderlich. 
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Zur Erläuterung der Trockenheit des NSG dient 
die Fotodokumentation (die Bilder entstanden 
bei einer erneuten Begehung des NSG-Bereichs 
im Juli 2022):  
Die nachfolgenden drei Bilder stammen eben-
falls aus der Begehung im Juli 2022, der eigent-
lich Blütezeit der Orchidee. Anhand der Doku-
mentation ist kein Vorkommen und auch kein 
Ansatz für ein verblühtes Vorkommen der Orch-
ideen-Art auszumachen. Auf der Fläche konnte 
bei der Begehung lediglich Löwenzahn, roter 
Klee, kleinblättriger Sauerampfer und am Rand 
zum Fürstengrunder Bach/Weilbach vereinzelt 
Schilf ausgemacht werden. Auch die früher häu-
fig anzutreffende Sumpfdotterblumen konnte 
nicht gesichtet werden. Die ehemals als Feucht-
wiese klassifizierte Fläche stellt sich faktisch seit 
einigen Jahren nicht mehr als solche dar, was 
ein Zurückgehen der Arten feuchter Standorte 
erklärt. 
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- Die Baumaßnahmen beeinträchtigen den 
Schutzstatus des Heilquellengebietes. Die 
Beschreibung der Kanalbauarbeiten zeigt, 
dass in bis zu 3m Tiefe Aushubarbeiten, Bo-
denaustausch mit Recyclingmaterial(!!), Be-
tonarbeiten und Bodenstabilisierungen mit-
tels Bodenverfestigungsmitteln durchgeführt 

 
 

 
 
Auf die Lage im Heilquellenschutzgebiet wird in 
der Begründung und im Textteil zum Bebau-
ungsplan deutlich hingewiesen, die Verbote und 
Auflagen der Schutzgebietsverordnung sind ent-
sprechend einzuhalten und für Grabungen oder 
Bohrungen tiefer 2 m ist eine Genehmigung bei 
der zuständigen Unteren Wasserbehörde einzu-
holen. Dennoch ist insgesamt festzustellen, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
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werden sollen. Die geochemischen Konse-
quenzen des massiven Eintrags von stand-
ortfremden Substanzen werden nicht disku-
tiert. Es fehlen Festsetzungen, welche 
Böden bzw. Gesteine schadlos verwendet 
werden dürfen und wie das zu kontrollieren 
ist.  

 
 
 

- Entlang der Westseite des Plangebietes 
fehlt eine angemessene Abstandsfläche zur 
Bahnlinie. Wir schlagen einen durchgehend 
10m breiten öffentlichen Grünstreifen östlich 
des Entwässerungsgrabens der Bahnstre-
cke vor.  

 
- Die vorhandenen Bäume müssen im Plan 

als zu erhalten gekennzeichnet werden. Die 
Standorte sind durch Neupflanzungen zu 
entwickeln.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Wir weisen auf die jüngste Rechtsprechung 
hin, die bei CEF-Maßnahmen festgestellt 
hat, dass der gebotene Schutz der gefährde-
ten Arten nicht durch die Maßnahme allein 
sichergestellt ist. Vielmehr muss die Wirk-

dass seitens der zuständigen Behörde keine Ab-
lehnung der Planung aufgrund der Lage im Heil-
quellenschutzgebiet vorgebracht wurde; eine 
Aberkennung wird seitens der Plangeberin da-
her für nicht notwendig erachtet.  
Eine Befassung mit dem Boden und der Lage in 
den Schutzgebieten ist daher angemessen er-
folgt, den vorgetragenen Belangen wurde somit 
ausreichend entsprochen. 
 
Ausgehend von der Böschungsoberkante der 
Bahnlinie bis zur planerisch vorgesehenen Bau-
grenze beträgt der Abstand bereits mindestens 
15m. Der Gebüschsaum dort wird im Bebau-
ungsplan ausgeweitet und mit geeigneten stand-
ortgerechten Sträuchern komplettiert. 
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden, da das 
Plangebiet weitgegend nicht mit Bäumen be-
standen ist. Ein Erhalt der lediglich vier Einzel-
bäume und des vorhandenen Gehölzkomplexes 
sind mit einer gleichzeitig geplanten Nutzung der 
Flächen als Gewerbegebiet nicht zu vereinen, 
zumal der Zustand der vorhandenen Bäume kei-
nen zwingenden Bestandserhalt erfordert. Der 
Wegfall der Strukturen wurde im erstellten Um-
weltbericht wie auch in der Eingriffs-/Ausgleichs-
Bilanzierung berücksichtigt und planerisch be-
wältigt. Der Verlust wurde in die umzusetzen-
den, vertraglich geregelten Ersatzmaßnahmen 
einbezogen.  
 
Die Anregungsträgerin verweist in ihrem Vortrag 

eine detaillierte Angabe zu machen, worauf sie 
sich genau bezieht, sodass dies nicht verifiziert 
werden kann. Weiterhin ist festzustellen, dass 
die festgesetzte CEF-Maßnahme durch den 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aus dem unkonkreten Verweis lassen sich 
keine Hinweise oder Anregungen auf den 
Festsetzungsgehalt erkennen. Vielmehr 
wird festgestellt, dass die Anregungen zu 
den CEF-Maßnahmen in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
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samkeit von Schutzmaßnahmen im Einzel-
fall auch geprüft und nachgewiesen werden. 
Die Planung muss diese Klarstellung der 
Rechtslage berücksichtigen.  

 
- Die Richtlinie 2000/60/EG zur Schaffung ei-

nes Ordnungsrahmens für Maßnahmen der 
Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik 
(EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL)) des 
Europäischen Parlamentes und des Rates 
vom 23. Oktober 2000 ist mit ihrem Ver-
schlechterungsverbot uneingeschränkt ein-
schlägig. Gemäß dem Hessischen Wasser-
gesetz ist bei Planungen ein öffentlicher 
Gewässerschutzstreifen auszuweisen. Die-
ser fehlt hier auf der Südseite des Weilbachs 
im Bereich des geplanten Bauvorhabens. 
Die Ausweisung des landwirtschaftlichen 
Weges als Gewässerrandstreifen ist fachlich 
mangelhaft und erfüllt nicht den gesetzlichen 
Auftrag. Es muss sichergestellt werden, 
dass das Gewässer im Plangebiet öffentlich 
zugänglich wird. 
 

- Es ist nicht ersichtlich, ob das Plangebiet in 
einem überschwemmungsgefährdeten Ge-
biet gemäß §46 HWG liegt. Stand der Oden-
wälder Betrachtung ist das Hochwasser 
HHQ100. Wir fordern die gemäß §24 HWG 
gebotene Renaturierung des Weilbachs im 
Plangebiet ein.  

 
- Die vorgelegte Planung macht deutlich, dass 

die Grundlagen des Baugesetzbuches durch 
die Stadt Bad König einseitig zugunsten der 
Förderung von Nutzungen ausgelegt wer-
den. Die Pflicht zur Erfassung und planeri-
schen Bewältigung von Planungsfolgen für 

städtebaulichen Vertrag zum Ersatzmaßnah-
menkonzept zwischen der Stadt Bad König und 
der Unteren Naturschutzbehörde in ihrer Umset-
zung gesichert wird.  
 
Der Hinweis auf die Richtlinie wird zur Kenntnis 
genommen. Dazu ist festzustellen, dass ein Ge-
wässerrandstreifen auf der südlichen Seite zum 
Fürstengrunder Bach/Weilbach bereits mit ei-
nem entsprechenden Planzeichen sowie einem 
Hinweis dazu im Textteil zum Bebauungsplan 
nachrichtlich übernommen und dargestellt wird. 
Die fachlich zuständige Behörde sieht in der 
Lage des Gewässerrandstreifens auf dem unbe-
festigten und überwiegend naturnahen Wirt-
schaftsweg, der momentan als solches besteht 
und erhalten bleibt, keine mangelhafte Umset-
zung.  
 
 
 
 
 
 
Wie den Planunterlagen bereits zu entnehmen 
ist, liegt das Plangebiet außerhalb festgesetzter 
HQ100 überschwemmungsgefährdeter Gebiete.  
 
 
 
 
 
Es ist zunächst festzustellen, dass seitens der 
Plangeberin nicht ersichtlich wird, wie durch Vor-
liegen eines Umweltberichts, der die Bewertung 
des Ist-Zustandes sowie die Betroffenheit der 
Schutzgüter darstellt und einer detaillierten Ein-

städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt sind. Eine An-
passung des Festsetzungsgehaltes ist 
nicht erforderlich. 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
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Natur und Umwelt wird nicht angemessen 
erfüllt. Es fehlt vollständig eine Abschätzung 
der Umweltfolgen, die aus der Änderung re-
sultieren. Wir erwarten gemäß §1a (3) 
BauGB Leistungsfähigkeit des Naturhaus-
haltes - und §1a (5) BauGB - Klimaschutz - 
eine Analyse des bestehenden Zustandes 
sowie die Konsequenzen für die Planung.  

 
 

- Das statistische Landesamt weist in seinem 
Hessenatlas https://gis-hsl.hessen.de für 
2020 der Stadt Bad König einen Einwohner-
zuwachs um ca. 1% nach. Die über 65-jähri-
gen haben einen Anteil von bis zu 26% an 
der Bevölkerung  das ist jede vierte Person. 
In Bad König existieren 3.530 Arbeitsplätze, 
davon werden 2.574 von Einwohnerinnen 
ausgefüllt. (13% produzierendes Gewerbe, 
16% Handel, 37% Dienstleistungen). Die 
Behauptung der Planbegründung, mit der 
Gewebegebietsausweisung den örtlichen 
Arbeitsmarkt, der von örtlichen Gewerbetrei-
benden vorgehalten wird, zu stützen, ist da-
mit ziemlich fragwürdig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

griffs- Ausgleichsbilanzierung mit der dazugehö-
rigen Maßnahmenkonzeption eine vollständige 
Abschätzung der Umweltfolgen fehle. Mit dem 
Umweltbericht wurden alle abwägungsrelevan-
ten Informationen ermittelt und in angemessener 
Form die naturschutzfachlichen Belange in der 
Planung berücksichtigt. 

nge von 
Natur und Umwelt nicht erkennbar.  
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis genom-
men. Hierzu ist im Allgemeinen festzustellen, 
dass gemäß statistischem Landesamt die Stadt 
Bad König in den letzten zehn Jahren eine posi-
tive Einwohnerentwicklung von +5 % verzeich-
nen konnte und für 2020 ebenfalls ein Plus von 
1 % erreicht wurde. Mit dem Einwohnerzuwachs 
geht nahezu unweigerlich auch ein Zuwachs an 
Arbeitnehmer*innen einher. Wie die Anregungs-
trägerin eigens auflistet, verteilen sich 50% der 
Arbeitsplätze in Bad König auf produzierendes 
Gewerbe und Dienstleistungen  eben jene 
Branchen, die sich im geplanten Gewerbegebiet 
an der B 45 ansiedeln wollen und sollen.  
Auch führt die Anregungsträgerin an, dass 2.574 
der insgesamt 3.530 Arbeitsplätze in Bad König 
von Einwohner*innen ausgefüllt werden (Anmer-
kung: die vorgetragenen Zahlenwerte wurden im 
Zuge der Abwägung nicht verifiziert, da dies für 
das Abwägungsergebnis ohne Belang bleiben 
kann). Demnach können eine Vielzahl der Bad 
Königer Bürger*innen in ihrem Wohnort auch ar-
beiten, was ein Auspendeln verhindert, was ein 
großes Pendler-Verkehrsaufkommen vermeiden 
hilft. Durch einen Zuwachs an Einwohner*innen 
und dadurch Arbeitnehmer*innen kann sich das 
Pendleraufkommen zwar ebenfalls erhöhen, um 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
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- Wir sehen in der weiteren Neuausweisung 
von Gewerbeflächen keinen Beitrag zur Be-
wältigung der absehbaren Probleme und 
plädieren für eine stringente Ausrichtung der 
Planung auf innerörtliche Verdichtung und 
Wiedernutzung. Die Einwohnerinnen Bad 
König leisten ein Steueraufkommen von 

de aufzu-
wendenden Kosten der Planung lassen nicht 
erwarten, dass hier jemals eine Kostende-
ckung für den Gemeindehaushalt zu erzielen 
ist.  

 
 
 
 
 
 
 
 

- Die im Planentwurf dargelegte naturschutz-
fachliche Untersuchungsmethodik schließt 
nach unserer Einschätzung nicht aus, dass 
geschützte Arten wie die Zauneidechse so-
wie Rotmilan und Steinkauz beeinträchtigt 

weiterhin ausreichenden und adäquate Arbeits-
plätze am Wohnort vorhalten zu können, gerade 
vor dem Hintergrund von Modernisierungs- und 
Vergrößerungsbestrebungen ansässiger Be-
triebe, sieht die Plangeberin die Bedeutung der 
vorliegenden Planung des Gewerbegebietes als 
erforderlich an, um das Arbeitsplatzangebot vor 
Ort stabilisieren und ausbauen zu können. Ins-
besondere vor dem Hintergrund der aktuellen 
Energiepreissituation sind örtliche Angebote von 
Arbeitsplätzen am Wohnort bedeutender wie je-
mals zuvor. 
 
Der Anregung zur innerörtlichen Nachverdich-
tung anstelle der Neuausweisung des Gewerbe-
gebietes sollte - auch im Hinblick auf das bereits 
vorstehend dazu ausgeführte - nicht gefolgt wer-
den, da mögliche innerörtliche Standorte in der 
Stadt Bad König weder Flächenangebote für Be-
triebsexpansionen bieten noch stehen über-
haupt in einem ausreichenden Umfang Flächen-
potenziale zur Verfügung, um die Nachfrage an 
Gewerbeflächen bedienen zu können. Ferner 
würde die vermehrte Ansiedlung von Gewerbe-
betrieben in den Innerortslagen, darunter auch 
produzierendem Gewerbe, eine Erhöhung des 
innerörtlichen Schwerlastverkehrs und der im-
missionsschutzrechtlichen Problematik mit be-
nachbarten Wohnnutzungen nach sich ziehen, 
was aus städtebaulicher, verkehrstechnischer 
und planerischer Sicht für die Plangeberin keine 
Option für Gewerbestandorte eröffnet. 
 
Für den Entwurf wurde neben dem Umweltbe-
richt auch eine floristische und faunistische Kar-
tierung sowie ein Artenschutzgutachten erstellt. 
Dieser Untersuchungsrahmen wurde vom hier-
für beauftragten Fachbüro gewählt. Da das für 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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werden können. Das Plangebiet gehört zum 
Jagdraum der genannten Vogelarten. Die 
Zauneidechse ist an Bahndämmen mit sehr 
hoher Wahrscheinlichkeit vorhanden. Wir 
halten die Erstellung eine vollständigen Ar-
tenkatalogs für alle gesetzlich geschützten 
Arten für unverzichtbar, um begründete Aus-
sagen zum Die Eigentumsfrage ist für das 
Planungsrecht ohne Belang. Die Stadt ist 
Trägerin der Planungshoheit und darf sich 
nicht durch Eigentumsvorbehalte von Pla-
nungen beeinflussen lassen. Dagegen ent-
hält das BauGB ausreichende Handlungsop-
tionen, die das Parlament nur zu 
beschließen braucht (§175ff). Naturschutz 
machen zu können.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Wir halten die Untersuchung von mindes-
tens zwei Vegetationsperioden für den wei-
teren Planungsbereich, der sämtliche an-
grenzenden Grundstücke bis zu einer 
Entfernung von ca. 200m umfassen muss, 
für angemessen.  
 
 
 

die Kartierung und Artenschutzbetrachtung zu-
ständige Fachbüro keine Veranlassung gesehen 
hat, die geschützten Arten Rotmilan und Stein-
kauz zu untersuchen, da gemäß Artenschutzgut-

wird der Anregung demgemäß nicht gefolgt. 
Es ist ferner festzustellen, dass Bahndämme im 
Allgemeinen ein Lebensraum für Zauneidechsen 
sein können, allerdings wurde bereits im Zuge 
der Begehungen für den Umweltbericht auf et-
waige Struktureignungen geachtet, eine Eig-
nung jedoch als nicht gegeben angesehen. Vor-
kommen wurden überdies weder im Rahmen der 
Ortsbegehungen festgestellt noch gibt die Anre-
gungsträgerin einen Hinweis auf mögliche Vor-
kommen so dass unterstellt werden kann, dass 
auch der Anregungsträgerin keine Hinweise auf 
etwaige Vorkommen der Zauneidechse bekannt 
sind. Im Sinne des § 4 BauGB werden die am 
Verfahren beteiligten Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange aufgefordert, sich 
auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang 
und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung zu 
äußern. Eine konkrete Äußerung dazu liegt der 
Stadt weder von der Anregungsträgerin noch 
von anderer Seite vor, so dass sie hinreichend 
zutreffend davon ausgegangen werden kann, 
dass Vorkommen nicht vorhanden sind. 
 
Nach Ermittlung des naturschutz-rechtlichen 
Eingriffs wurde eine Vielzahl an eigentumsrecht-
lich verfügbaren Flächen auf die Eignung als 
Kompensationsflächen sowie weiteren Kriterien 
geprüft und ein Maßnahmenkonzept wurde ent-
wickelt. Die Flächen für Ersatzmaßnahmen wur-
den mit der Unteren Naturschutzbehörde bereits 
besprochen und der durch die Planung erwar-
tete Eingriff in Natur und Landschaft kann durch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
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- Wir halten eine zusammenhängende Aus-
gleichsfläche in engem räumlichen Zusam-
menhang mit dem Plangebiet für erforder-
lich, um die Schutzinteressen von nachge-
wiesenen Arten der FFH-Anhänge I, II und 
IV zu berücksichtigen. Die zu erwartende ne-
gative Bilanz muss gemäß der Hessischen 
Kompensationsverordnung ermittelt und im 
Plangebiet selbst ausgeglichen werden. Die 
Stadt muss hierzu glaubhaft darlegen, wie 
sie den von uns im Jahr 2017 aufgedeckten 
jahrzehntelangen Missachtungen solcher 
Verpflichtungen entgegenwirkt. 

 
 

- Wir halten es grundsätzlich für problema-
tisch, wenn bei geplanten Veränderungen 
stets unter Hinweis auf die Flächengröße 
von 'unerheblichen' negativen Einflüssen ge-
redet wird. Die gesetzliche Verpflichtung, 
Veränderungen, die von der Planung hervor-
gerufen werden, zu quantifizieren, wird da-
mit nicht erfüllt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

die Maßnahmen auf den Flächen ausgeglichen 
werden. Dem zum Entwurf beigestellten Maß-
nahmenkonzept ist Art, Umfang und Lage der 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sodann zu 
entnehmen. 
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden. Der 
Umweltbericht und die Eingriffs-/ Ausgleichsbi-
lanzierung sind gemäß Hessischer Kompensati-
onsverordnung erstellt worden, sodass der hier-
auf bezogenen Anregung bereits entsprochen 
wurde.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es ist festzustellen, dass in den Entwurfsunter-
lagen, auf die sich die Anregungsträgerin hier 

wird, wie bereits mehrfach zuvor im Rahmen der 
städtebaulichen Stellungnahme aufgezeigt wer-
den konnte, eine detaillierte Befassung mit Ein-
flüssen und Auswirkungen der Bauleitplanung 
auf allen Planungsebenen vorgenommen. Da 
die Anregungsträgerin den Vortrag auch nicht 
weiter vertieft oder konkrete Anregungen zu ein-
zelnen Festsetzungsgehalten vorträgt, wird der 
Vortrag als pauschale Meinungsbekundung be-
handelt und in die Abwägung eingestellt. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Vielmehr wird festgestellt, 
dass die vorgetragenen Anregungen zum 
Ausgleich in der vorliegenden Bauleitpla-
nung bereits und gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme, angemes-
sen berücksichtigt werden konnten. Eine 
Anpassung des Festsetzungsgehaltes 
ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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- Die Stadt legt nicht dar, wie die grünordneri-
schen Festsetzungen realisiert werden sol-
len. Es fehlt die Trägerschaft sowie Bestim-
mungen zur Pflege und deren Kosten. 
Bekanntlich werden in Bad König derartige 
Regelungen nicht überprüft; die Ignorierung 
der umweltrelevanten Festsetzungen ist die 
Regel. Es fehlen Bestimmungen, wie Ver-
stöße gegen die genannten Festsetzungen 
geahndet werden können. Die Stadt muss 
hierzu glaubhaft darlegen, wie sie den von 
uns im Jahr 2017 aufgedeckten jahrzehnte-
langen Missachtungen solcher Verpflichtun-
gen entgegenwirkt.  

 
 
Zu den Festsetzungen des Planes  
 
- Der gemäß HWG vorzusehende Gewässer-

randstreifen zum Weilbach ist nur nachricht-
lich und nicht als Festsetzung übernommen. 
Er ist zudem als öffentliche Wegefläche aus-
gewiesen. Mit 5m Breite unterschreitet die 
Stadt damit das laut HWG für den Außenbe-
reich vorgesehene gesetzliche Maß um 
50%. Da im vorliegenden Fall das benach-
barte Naturschutzgebiet von der Festset-
zung profitieren sollte, dokumentiert die 
Stadt mit ihrer Planung den Stellenwert des 
Naturschutzes.  
 
 
 
 
 
 
 
 

Dem Vortrag sollte nicht gefolgt werden. Auch 
die grünordnerischen Festsetzungen sind, wie 
sämtliche planungs- oder bauordnungsrechtli-
chen Festsetzungen, integraler Bestandteil des 
Festsetzungsgehaltes des Bebauungsplanes, 
der nach seiner Rechtswirksamkeit verbindlich 
einzuhalten ist; eine Prüfung dessen obliegt der 
Unteren Bauaufsicht. Bestimmungen über Ver-
stöße können nicht in den Festsetzungsgehalt 
eines Bebauungsplanes aufgenommen werden. 
Auch eine vertragliche Vereinbarung, wie sie 
beispielsweise in anderen Fällen der Bauleitpla-
nung zwischen einem Privaten und der Stadt als 
Trägerin der Planungshoheit abgeschlossen 
wurden 
 
 
 
Mit Eintritt der Rechtskraft des vorliegenden Be-
bauungsplanes befindet sich das Gebiet in ei-
nem beplanten Bereich und demnach ist gemäß 
einschlägiger Rechtsgrundlage ein Gewässer-
randstreifen von 5m vorzusehen. Die fachlich 
zuständige Behörde sieht in der Lage des Ge-
wässerrandstreifens auf dem unbefestigten und 
überwiegend naturnahen Wirtschaftsweg, der 
momentan als solches besteht und erhalten 
bleibt, keine mangelhafte Umsetzung.  
Weiterhin ist ein Gewässerrandstreifen (GWR) 
durchaus als nachrichtliche Übernahme in einen 
Bebauungsplan zu integrieren, denn gemäß § 9 
Abs. 6 BauGB sol
lichen Vorschriften getroffene Festsetzungen 

] in den Bebauungsplan nachrichtlich über-
nommen werden, soweit sie zu seinem Ver-
ständnis oder für die städtebauliche Beurteilung 
von Baugesuchen notwendig oder zweckmäßig 

 Da GWR nach Hessischem Wassergesetz 

Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
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- Die Flächenführung zwischen der Weilbach-
Brücke der B45 und dem zentralen Wende-
platz legt die Vermutung nahe, dass hier 
eine zweite Anbindung an die B45 vorgese-
hen wird. Die Festsetzungen zur Wegebe-
festigung (4-Achser) unterstützen diesen 
Verdacht. Wir sprechen uns gegen eine Kfz-
Führung entlang des Weilbaches aus. 

 
 
 
 
 
 
 

- Die Fläche gemäß §9 (1) Nr. 20 am Nor-
drand des Plangebietes ist (lächerliche) 5m 
breit. Damit ist die Festsetzung 9.1.1 Absatz 
2 obsolet. Die vorgesehenen Gehölze errei-
chen nach drei bis fünf Jahren einen Durch-
messer von 5m und müssen danach regel-
mäßig wegen der Verkehrssicherungspflicht 
für die nördlich angrenzende Wegeparzelle 
zurückgeschnitten werden. Damit ist das ge-
mäß §9(1) Nr. 20 definierte Planungsziel 

wird sich auf der Fläche eine durchschnittli-
che innerörtliche Grünanlage entwickeln, die 
entsprechend in die Bilanz einzustellen ist.  

 
 
 

geregelt sind und dies eine andere gesetzliche 
Vorschrift als das BauGB ist und zudem ein vor-
handener GWR zum Verständnis des Planes 
und dessen Umsetzung dienlich ist, greift hier 
die nachrichtliche Übernahme nach § 9 Abs. 6.  
 
Eine zweite Anbindung an die B 45 an der be-
schriebenen Stelle ist zum einen durch die vor-
handene Straßenböschung im Osten zwischen 
der Wegeführung über die Brücke und B 45 nicht 
möglich. Zum anderen entsteht dieser Bereich 
durch das Aufeinandertreffen der beiden Wege 
an dieser Stelle, welche aber zwecks Anbindung 
des Insel-Grundstücks (Flurstück 908) notwen-
digerweise herzustellen bzw. zu erhalten sind (s. 
Begründung zum Bebauungsplan). Des Weite-
ren ist diese öffentliche Verkehrsfläche mit der 
Zweckbestimmung bestehender, unbefestigter 
Wirtschaftsweg festgesetzt, auf der kein Verkehr 
3-4 achsiger Fahrzeuge stattfindet.  
 
An die erwähnte 5m breite Fläche grenzt direkt 
der unbefestigte, überwiegend naturnahe Wirt-
schaftsweg an, der auch als Gewässerrandstrei-
fen dient. Im nordwestlichen Verlauf wird der 
Weg zwar gemäß der offiziellen Eintragung als 
solcher erhalten bleiben, jedoch kaum genutzt 
werden. Lediglich das nordöstliche Teilstück des 
Weges, das Richtung Weilbach-Brücke führt 
wird gelegentlich durch den Anlieger des Flur-
stücks 908 überfahren. In diesem kurzen Ab-
schnitt besteht durchaus die Notwendigkeit des 
regelmäßigeren Rückschnitts. Im Übrigen be-
zieht sich die Festsetzung nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB auf alle Flächen A des Bebauungspla-
nes, so u.a. auch die Eingrünung parallel der B 
45, Nahe der Weilbach-Brücke oder im Süden 

 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
Anzumerken ist, dass es nicht die Aufgabe 
eines Trägers öffentlicher Belange ist, die 
Bauleitpla
bewerten. Die im Verfahren Beteiligten ver-
langen von der Plangeberin eine objektive 
Auseinandersetzung, das Gleiche wünscht 
sich auch die Stadt. Sicherlich auch in die-
sem Sinne hat der Gesetzgeber in § 4 Abs. 
2 Satz 3 BauGB bestimmt, dass sich die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange in ihren Stellungnahmen auf ihren 
Aufgabenbereich zu beschränken haben. 
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- Auf Parzelle 301 ist eine Fläche für Ver-
kehrsgrün festgesetzt. Es handelt sich um 
den bisherigen Feldweg, in dem die Abwas-
serleitung verläuft. Die Festsetzung dient of-
fenbar nur der rechnerischen Schönfärbung 
der Ausgleichsbilanzierung. 

 
 
 
 
 

- Am Westrand des Geltungsbereichs ist eine 
ca. 2m (im Süden), 3,09m (im Norden, da-
zwischen ca. 10m) breite Fläche für Anpflan-
zungen festgesetzt, die laut Flächenfarbe als 
Fläche für Abwasserbeseitigungsanlagen 
fungieren soll. Wir hatten hier eine durchge-
hend 10m breite Fläche als Puffer zum Ei-
dechsenvorkommen entlang der Bahnstre-
cke vorgeschlagen. Die schmaleren 
Flächenbreiten sind mit Festsetzung 13.3 
unvereinbar. Zudem ist völlig unklar, auf wel-
cher öffentlichen Wegefläche an diese 

fahren werden soll.  
- Am Ostrand des Geltungsbereichs ist eine 

ca. 7m breite Verkehrs-Grün-Fläche für An-
pflanzungen festgesetzt. Es ist völlig unklar, 
auf welcher öffentlichen Wegefläche an 

angefahren werden soll. Bekanntlich befin-
det sich entlang der Westgrenze der B 45 

des Plangebietes. Speziell diese größeren Be-
reiche haben durch ihre Eingrünung eine posi-
tive Wirkung für die Entwicklung und Erhaltung 
von Natur im Plangebiet. 
 
Die gewählte Festsetzung des Verkehrsgrüns 
erlaubt ein gelegentliches Überfahren, das auf 
diesem Flurstück aufgrund der darunter verlau-
fenden Leitungen und einer gesicherten Zu-
gänglichkeit zu diesen erforderlich ist. Um den-
noch klar herauszustellen, dass sich dieser 
Bereich vornehmlich als Grünfläche mit einer 
ständigen Vegetationsdecke entwickeln soll, 
wurde diese Festsetzung als treffend von der 
Plangeberin betrachtet.   
 
Der Anregung sollte gefolgt und zur Realisierung 
einer zweireihigen Hecke an diesen Stellen der 
Reihenabstand auf 1 m reduziert und zudem das 
versetzte Einsetzen der Gewächse in Reihen 
festgesetzt werden. Dies hat zudem noch den 
Vorteil, dass die entstehenden Hecken ge-
schlossener und dichter werden.  
Die Pflege der Hecken kann im Norden vom öf-
fentlichen Wirtschaftsweg und im Süden über 
die großzügige Fläche für Abwasserbeseitigung 
und den südlichen öffentlichen Weg erfolgen. Im 
Pflanzbereich entlang der Gewerbeflächen ist 
vorgesehen, entweder eine Vereinbarung zum 
Betreten der privaten Grundstücke für die Aus-
übung der Pflegearbeiten zweimal im Jahr zwi-
schen der Stadt als Verkäuferin der Grundstücke 
und dem künftigen Grundstückseigentümer zu 
treffen oder alternativ die Gestattung von Pflege-
maßnahmen durch den Nicht-Eigentümer. 
Das gleiche beabsichtigt die Stadt für die An-
pflanzungen auf der Fläche A, parallel zur B 45.  

 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme im 
Hinblick auf die Konkretisierung der 
Festsetzungen zur Pflanzdichte gefolgt. 
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dort eine Baumreihe, sodass eine maschi-
nelle Pflege eines Gehölzaufwuchses kaum 
möglich sein dürfte. Wir begrüßen die Schaf-
fung von Arbeitsplätzen der Landschafts-
pflege, die Stadt sollte dies aber als finan-
zierbare Festsetzung in den Plan 
hineinschreiben.  

 
Zu Teil A  
Die Textfestsetzung A verweist für die De-
tailausführung auf Punkt C Nr. 9. Dort findet 
sich jedoch nur ein Hinweis auf Einsichtnahme 
in DIN-Normen. Dies ist keine inhaltlich eindeu-
tige Festsetzung nach §9 BauGB.  
 
 
Es fehlt eine Festsetzung zur Kostenträger-
schaft. Sollte dies nicht erfolgen, dann müssten 
alle Maßnahmen aus dem kommunalen Haus-
halt finanziert werden, was einem Geschenk 
der Allgemeinheit an die Nutznießer der Pla-
nung gleichkommt.  
 
- Zu A 3.1 Die Grenzbebauung zweier über 

50m langer Gebäude bewirkt eine übermä-
ßige Verriegelung der innerörtlichen Land-
schaft. Die Auswirkungen auf das Kleinklima 
sind negativ.  
 
 
 
 
 
 
 

- Zu A 3.2.3 es fehlt eine Obergrenze der Ver-
siegelungsmöglichkeit.  

 

Sämtliche Gehölzflächen sollen auch künftig im 
Eigentum der Stadt bleiben, so dass es in der 
Hand der Stadt selbst liegt, beim Verkauf der 
Grundstücke entsprechende Pflegemaßnahmen 
in den Vertragsinhalt einzubeziehen. 
 
 
 
 
Dem Hinweis sollte gefolgt werden und der ver-
sehentlich als Nr. 9 deklarierte Verweis ist der 
Festsetzung sollte der Nummerierung der Hin-
weise im Hinweisteil Teil C folgend künftig als Nr. 
8 bezeichnet werden.  
 
 
Die Begründung gibt hierzu bereits angemessen 
Auskunft in Kapitel 5.2. Der städtische Haushalt 
wird, mit Ausnahme der üblichen Verwaltungs-
kosten, nicht belastet. Die Maßnahme wird 
durch einen von der Stadt beauftragten Erschlie-
ßungsträger durchgeführt und auch finanziert.  
 
Zum Ausgleich der ermöglichten einseitigen 
Grenzbebauung wurde für das Mikroklima eine 
Dach- und alternativ eine Fassadenbegrünung 
festgesetzt. Desgleichen entschied sich die 
Plangeberin zu einer Vielzahl an Anpflanz- und 
Eingrünungsfestsetzungen und dem Zurückfüh-
ren des anfallenden Niederschlagwassers in das 
angrenzende - ursprünglich feuchte  Natur-
schutzgebiet und den Fürstengrunder Bach/ 
Weilbach durch Herstellung des mäandrieren-
den Grabens.  
 

nahme des Bodens in den Baugrundstücken ist 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
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- Zu A 4.2 die Nennung des zweiten Absatzes 
ist überflüssig, da im ersten Spiegelstrich 
enthalten.  

 
 

- Zu A 5.1 die Festsetzung kollidiert mit den 
Flächenfestsetzungen und nachrichtlichen 
Übernahmen z.B. am Weilbach.  

 
 

- Zu A 5.3: dies trifft nur auf einen Abschnitt 
ca. 20m vor der Einmündung in die B45 zu. 
Das Verbot von Ein- und Ausfahrten muss 
auf alle Wegeflächen ausgedehnt werden, 

über die festgesetzte Grundflächenzahl GRZ be-
stimmt. Diese sieht eine maximale Bebauung 
auf den Grundstücken vor und somit auch eine 

grenze für die nach Anlage 2 HBO baugenehmi-
gungsfreien Vorhaben ist aufgrund der festge-
setzten GRZ für das Baugebiet nicht notwendig, 
da sich die Obergrenze auch für diese baulichen 
Anlagen wie auch den in § 19 Abs. 4 BauNVO 
genannten Grundflächen rechnerisch ergibt. I. S. 
des § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die Grund-
fläche höchstens bis zu einer Grundflächenzahl 
von 0,8 überschritten werden. Dahingehend 
wurde ergänzend textlich bestimmt, dass die 
Obergrenze für die GRZ städtebaulich begrün-
det bis zu GRZ = 0,9 überschritten werden darf, 
damit stellt dieser Wert die Obergrenze dar. Die 
Überschreitung ist jedoch ausschließlich auf die 
Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit 
ihren Zufahrten, Nebenanlagen i. S. d. § 14 und 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberflä-
che, durch die das Baugrundstück lediglich un-
terbaut wird, zugelassen. 
 
Der Anregung sollte gefolgt und der Absatz ge-
strichen werden.  
 
 
 
Die Plangeberin verweist auf zuvor ausgeführte 
städtebauliche Stellungnahmen zur Überlage-
rung des unbefestigten Weges und dem Gewäs-
serrandstreifen. 
 
Die Festsetzung des Ein- und Ausfahrtverbots 
an der Einmündungsstelle wurde explizit so ge-
wählt, um keine gefährlichen Verkehrssituation 
an dieser Stelle durch ausfahrende Fahrzeuge 

städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
Keine. 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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die keine öffentliche Verkehrsfläche nach 
Planzeichen I  4 Nr. 1 sind. Zusätzlich sollte 
für jedes Grundstück eine maximale Zufahrt-
breite festgesetzt werden, um die Pflanzung 
von Straßenbäumen zu ermöglichen.  

 
 
 
 
 
 

- Zu A 8.1 Zu- und Überfahrten sollten ausge-
schlossen werden, sonst ist Festsetzung 9 
obsolet.  

 
 

- Zu A 8.2: der Verweis ist fachlich ungeeig-
net, eine irgendwie an naturschutzfachlichen 
Gesichtspunkten ausgerichtete Begrünung 
der privaten Grundstücke durchzusetzen. 
Nach der Systematik des §9 BauGB sind die 
Festsetzungen nach Abs. 1 Nr. 20 und 15 
miteinander nicht zur Deckung zu bringen. 
Der Normgeber  hier die Stadt - muss sich 
für eine Festsetzung entscheiden und dies 
zweifelsfrei und eindeutig. Die Formulierung 
8.2 erfüllt dieses Kriterium nicht, sie ist eine 
unverbindliche und damit entbehrliche Text-
stelle.  

 
- Zu A 9.1.1 Die Formulierungen sind zum Teil 

widersprüchlich. Die eindeutige Unterschei-
dung zwischen einer Gehölzpflanzung und 
einer ruderalen Wiese fehlt. Dies müsste in 
der Planzeichnung gekennzeichnet werden. 
Zusätzlich sind die Pflegemaßnahmen bei-
der Zielflächen völlig unterschiedlich. Auch 

von den Gewerbeflächen zu schaffen. Im übri-
gen Verlauf der internen Erschließungsstraße ist 
eine Begrenzung des Ein- und Ausfahrens für 
die Nutzung der Gewerbeflächen nicht praktika-
bel und zum jetzigen Zeitpunkt ist von festge-
setzten Pflanzungen im Straßenbereich abzuse-
hen, da für die Gewerbeflächen weder eine 
genaue Aufteilung noch konkrete Vorhaben be-
stehen, aus denen sich Lage und Größe von Zu-
fahrtsbereichen ergeben würden.  
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden, da ein 
Über- bzw. Zufahren für die gesicherte Zugäng-
lichkeit zu dort verlaufenden Leitungen unab-
dingbar ist.  
 
Entgegen der Annahme der Anregungsträgerin 
schließt das BauGB die Überlagerung von meh-
reren nach § 9 Absatz 1 BauGB getroffenen 
Festsetzungsbefugnissen nicht aus (vgl. hierzu   
BVerwG Beschluss vom 2. April 2008 - 4 BN 
6.08 (OVG München)).  
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung sollte teilweise gefolgt werden. In 
der Begründung zur Festsetzung Nr. 9.1.1 ist die 
Ausbildung eines ruderalen Wiesenstreifens so-
wie die Pflegemaßnahmen deutlicher herauszu-
arbeiten.  
Von einer Kennzeichnung im Plan sollte jedoch 
abgesehen werden, da alternierend gemäß der 
Festsetzung selbst gewählt werden und daher 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, die Begründung ist demgemäß re-
daktionell anzupassen. 
 
Der Anregung auf Kennzeichnung im 
Planteil wird im Sinne der nebenstehen-
den städtebaulichen Stellungnahme 
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hier fehlt die Beschreibung. Bei einer Flä-

seitig wechselnde Mahd nicht durchführbar.  
 

die im Odenwaldkreis standardmäßige fach-
lich ungenügende Gehölzpflege durch die 
kommunalen Bauhöfe dar. Die genannten 
Gründe eröffnen beliebige Interpretationen 
und machen die praktizierte 4 bis 5-malige 
Mulchmahd der Flächen möglich.  
 
Satz zwei zitiert lediglich eine entspre-
chende Formulierung des BNatSchG und ist 
entbehrlich. 
 
Satz drei macht zwar einen Ansatz hinsicht-
lich Vermeidung von Lichtverschmutzung, ist 
aber ebenfalls nur rudimentär ausgearbeitet 
und für eine Kontrolle oder Durchsetzung 
ungeeignet. Wir empfehlen die bekannten 
Hinweise des hessischen Umweltministeri-
ums und des deutschen Bundestags.  
 

- Zu A 9.1.2: Für die Festsetzung existiert 
keine Konkretisierung in der Planzeichnung. 
Sie ist daher wirkungslos. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

eine zeichnerische Festsetzung dessen nicht 
möglich ist.  
 
 

dies bezeichnet, für eine mehrmalige Mulch-
mahd der Fläche ist seitens der Plangeberin an 
dieser Stelle nicht erkennbar, da im entspre-
chenden Absatz der Rückschnitt und nicht ein 
Mähen geregelt ist.  
 
 
Zum besseren Verständnis der Festsetzung wird 
der Satz beibehalten, gleichwohl wird der Hin-
weis zur Kenntnis genommen.  
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und der Satz 
aus der Festsetzung entfernt werden.  
 
 
 
 
 
 
Die Plangeberin teilt die Anregung nicht, da eine 
Kommune die Wahl zwischen zeichnerischen 
Festsetzungen und textlichen Beschreibungen 
hat oder auch verschiedene Elemente miteinan-
der kombinieren kann  ie 
Festsetzungsmittel für einen Bebauungsplan 

len. Als geeignete Festsetzungsmittel kommen 
dabei Zeichnung, Farbe, Schrift und Text alter-
nativ oder kumulativ in Betracht. Der Bebau-
ungsplan muss kein Plan im zeichnerischen 
Sinne sein. Er kann sich vielmehr auch auf text-
liche Festsetzungen beschränken (Textbebau-

nicht gefolgt. 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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Absatz 3 sollte gestrichen werden. Die Aus-
nahmereglung wird dazu führen, dass bei 
der kleinsten PV-Anlage auf dem Dach ein 
Antrag auf Befreiung von der Begrünungs-
pflicht genehmigt werden muss. Der be-
schriebene Flächenausgleich durch Fassa-
denbegrünung kann leicht mit Fenster- und 
Türöffnungen umgangen werden. Zudem ist 
die Fassadenbegrünung fachlich erheblich 
anspruchsvoller, wenn man Schäden an 
Bauwerken gezielt vermeiden möchte.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Zu A 9.1.3 es ist unklar, auf welche Maßnah-
men Bezug genommen wird. Der mögliche 
Bezug auf 9.1.2 ist unsinnig. Satz 2 ist das 

ungsplan) (Battis/Krautzberger/Löhr, Bauge-
setzbuch, 15. Auflage 2022 Rn. 5). Die Festset-
zung Nr. 9.1.2 entfaltet somit uneingeschränkt 
Wirkung.  
 
Der Anregung sollte nur teilweise gefolgt wer-
den, da die Ausnahmenregelung darauf abzielt, 
im Falle einer nachzuweisenden, konstruktions-
bedingten Unvereinbarkeit von Dachbegrünung 
und PV-Anlagen, der Installation von PV-Anla-
gen den Vorrang einzuräumen. Denn die Plan-
geberin hat sich zum städtebaulichen Ziel ge-
setzt, dass neue Gewerbegebiet sowohl zu 
durchgrünen als auch mit klimafreundlichen 
Energieträgern zu versehen. Eine Begrünung 
kann jedoch praktikabler ersatzweise an einer 
Gebäudefassade angebracht werden als PV- o-
der Solarmodule. Da die Ausnahme seitens der 
Stadt bei konstruktionsbedingten Problematiken 
gewährt wird, wird sich dies für die befürchteten 

-
die Anregungsträgerin eigens anführt, ist eine 
Fassadenbegrünung weiterhin anspruchsvoller 
herzustellen als eine Dachbegrünung; ein weite-
rer Punkt, weshalb künftige Bauherren eher eine 
Kombination von PV-Anlage und Begrünung auf 
dem Dach anstreben, als eine Ausnahme zu er-
wirken. Allerdings sollte die Regelung bezüglich 
der Außenwände bzw. Fensterabstände aus der 
Festsetzung gestrichen werden, um eine mögli-
che Ausnahme-Fassadenbegrünung uneinge-
schränkt ermöglichen zu können und kein Um-
gehen entstehen zu lassen, wie die Anregungs-
trägerin zurecht aufzeigt.  
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und der 
Festsetzungsvorschlag zu Festsetzung Nr. 9.1.3 
übernommen werden.  

 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
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überflüssige Zitat anderer Rechtsquellen.  
Der nach §15 BNatSchG auszugleichende 
Eingriff wird mit der Herstellung der Infra-
struktureinrichtungen Leitungsbau, Straßen-
bau zu etwa 75% realisiert. Daher ist ein Ter-
min für die Realisierung der Ausgleichsmaß-
nahmen in zeitlichem Zusammenhang mit 
diesem Eingriff notwendig. Wir schlagen zur 
Festsetzung vor: Die Maßnahmen nach 
9.1.1 sind im Jahr nach der Rechtskraft des 
Bebauungsplans zu realisieren. Die Maß-
nahmen nach 9.1.2 sind im Jahr nach Bau-
fertigstellung zu realisieren.  
 

- Zu A 9.2 Für die Festsetzung existiert keine 
Konkretisierung in der Planzeichnung.  
 

- Zu A 9.3 Für die Festsetzung existiert keine 
Konkretisierung in der Planzeichnung.  
 

- Zu A 9.4 Für die Festsetzung existiert keine 
Konkretisierung in der Planzeichnung. Sie ist 
zudem ohnehin Stand der Ausführung quali-
fizierter Bohrarbeiten und daher überflüssig.  

 
 
 
 
 
 
 
 

- Zu A 12: Die Festsetzung geht über die An-
forderungen der DIN4109 nicht hinaus, die 
als Stand der Technik ohnehin anzuwenden 
ist. Wenn die Stadt einen erhöhten Lärm-
schutz in Innenräumen tatsächlich erzielen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Plangeberin teilt die Anregung nicht, da eine 
Kommune die Wahl zwischen zeichnerischen 
Festsetzungen und textlichen Beschreibungen 
hat oder auch verschiedene Elemente miteinan-
der kombinieren kann  ie 
Festsetzungsmittel für einen Bebauungsplan 

len. Als geeignete Festsetzungsmittel kommen 
dabei Zeichnung, Farbe, Schrift und Text alter-
nativ oder kumulativ in Betracht. Der Bebau-
ungsplan muss kein Plan im zeichnerischen 
Sinne sein. Er kann sich vielmehr auch auf text-
liche Festsetzungen beschränken (Textbebau-
ungsplan) (Battis/Krautzberger/Löhr, Bauge-
setzbuch, 15. Auflage 2022 Rn. 5). Die 
Festsetzung Nr. 9.1.2 entfaltet somit uneinge-
schränkt Wirkung.  
 
Die getroffene Festsetzung ist dem zum Bebau-
ungsplan erstellten schalltechnischen Gutach-
tens gemäß dem Festsetzungsvorschlag des 
Gutachters entnommen. Mit dieser Mindestfest-
setzung werden, die im Gutachten ermittelten 
und einzuhaltenden Vorkehrungen zum Schutz 

folgt, der Textteil ist redaktionell anzu-
passen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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möchte, dann sind höhere Schallschutzan-
forderungen zu formulieren. Der vorliegende 
Text ist Augenwischerei, die Ausnahmere-
gelung bestätigt das eindrucksvoll.

- Zu A 13.1: Die Regelung ist mangels Über-
wachung und Durchsetzung obsolet, insbe-
sondere Nr. 13.4! Für 13.3 wäre die Stadt 
selbst verantwortlich. Wie sie solche Ver-
pflichtungen in der Vergangenheit erfüllt hat, 
haben wir 2017 dokumentiert und warten 
noch heute auf eine städtische Reaktion auf 
das dargestellte Defizit an Maßnahmen.

- Zu A 13.5: Wir empfehlen den Blick auf die 
vorhandenen Parkplätze in der Stadt. Nach 
unserer Einschätzung ist diese Festsetzung, 
die sich in anderen Bebauungsplänen wie-
derfindet, nirgends durchgesetzt worden.

- Zu A 13.6: Das Zitat des BNatSchG ist an 
dieser Stelle unangebracht, da es sich auf 
den Außenbereich bezieht. Da die Stadt auf 
irgendwelche Kontrollen verzichtet, wird die 
Festsetzung ohnehin nicht angewandt wer-
den.

Zu Teil B
- Zu B 2.2: Der Versuch, Lichtverschmutzung 

zu vermeiden, ist löblich. Man muss nur wis-
sen, was man regeln sollte. Der vorliegende 
Text ist fachlich derart dürftig, dass sich die 
Anwendung ohnehin erübrigt. Wir empfehlen 
die bekannten Hinweise des hessischen 
Umweltministeriums und des deutschen 
Bundestags.

vor schädlichen Umwelteinwirkungen planungs-
rechtlich verankert. 

Der Plangeberin scheint die Umsetzung und 
Kontrolle einer Strauchgruppe auf jedem Grund-
stück als durchaus realistisches Ziel, an der 
Festsetzung wird somit festgehalten. Auch die 
Verwendung von Thuja- und Chamaecyparis-
sowie Kirschlorbeerhecken werden wegen ihrer 
giftigen Eigenschaften für (Klein-)Tiere als nicht 
zulässig festgesetzt. Für einen Bebauungsplan 
gilt zudem grundsätzlich das Gebot der Konflikt-
bewältigung, d.h. ein Bebauungsplan muss im-
mer die Konflikte lösen, die er selbst bewirkt / 
verursacht. Versäumnisse aus der Vergangen-
heit oder anderer Bebauungspläne im Stadtge-
biet liegen nicht in der Regelungskompetenz der 
vorliegenden Planung. 

Der Anregung sollte aufgrund des Bezugs zum 
Außenbereich gefolgt werden und Nr. 13.6 aus 
dem Textteil künftig entfallen. 

Der Anregung sollte nicht gefolgt werden, insbe-
sondere da die Regelungen angelehnt an die 
Ausführungen des Anhang 1 der LAI - Hinweise 
zur Messung, Beurteilung und Minderung von 
Lichtimmissionen sind. Den Anregungen folgend 
sollte jedoch der Ausstrahlwinkel zur Vertikalen 
auf 80° herabgesetzt und der zweite Halbsatz 
der Festsetzung 2.2.2 entfallen. Ferne sollte zur 
Einordnung, ab welcher Farbtemperatur von 

Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich.

Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen.

Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen.
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- Zu B 2.2.1: Es fehlen Angaben zu techni-
schen Daten zulässiger Leuchtmittel, wie 
Farbtemperatur oder Spektrum.  

- Zu B 2.2.2: Das BImSchG fordert ausdrück-
lich, Lichtemissionen auf benachbarte 
Grundstücke zu unterlassen. Das ist das Mi-
nimum! Eine Horizontaltabstrahlung ist da-
nach unzulässig  die Stadt Bad König 
möchte sie trotzdem dulden. In Hessen gibt 
es hierzu seit Jahren Empfehlungen der 
Landesregierung.  

 
 

- Zu B 3.1: Es ist erstaunlich, dass trotz des 
angeblichen Schallschutzes durch die Pla-
nung Schallschutzwände bis 2,4m Höhe 
bauordnungsrechtlich ermöglicht werden 
sollen.  

 
 

- Zu B 3.2 letzter Halbsatz: Der Verzicht auf 
Sockelmauern ist entweder gewollt oder 

-Formulierung ist überflüs-
sig.  

 
- Zu B 3.3: Der zitierte Pflanzabstand nach 

dem hessischen Nachbarrecht verhindert 
die Verwendung der meisten Pflanzen der 
Pflanzliste. Da die überbaubaren Flächen 
bis zum notwendigen Grenzabstand gemäß 
HBO festgesetzt wurden, können nur Pflan-
zen mit einer Wuchshöhe von unter 1,5m zur 
Anwendung kommen, wenn man sich eine 
aufwändige Pflege ersparen möchte. Die 
Stadt muss sich also entscheiden, was sie 
möchte: Sträucher und Bäume über 1,5m 
Höhe oder Bonsai-Pflanzen. Im ersten Fall 

grellen Lichtquellen auszugehen ist, eine maxi-
male Lichttemperatur in Kelvin festgelegt wer-
den. Als grelles Licht wird solches mit einem ho-
hen Blauanteil - Wellenlänge über 500 nm - 
wahrgenommen. Mit steigender Farbtemperatur 

Weiße bis Hellblaue. Dementsprechend ist der 
Farbeindruck geringerer Farbtemperaturen im 
Bereich orange/rot und es wird vorliegend eine 
maximale Farbtemperatur von 3.300 Kelvin 
(warmweißes Licht) als Ergänzung in die Fest-
setzung aufgenommen.  
 
Kenntnisnahme. Diese Festsetzung lässt eine 
höhere Schallschutzwand im Einzelfall zu, sollte 
die gewerbliche Tätigkeit dies gutachterlich 
nachträglich erforderlich machen. Eine pla-
nungsrechtliche Zulässigkeit besagt noch nichts 
darüber, ob es tatsächlich erforderlich wird.  
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und der 
letzte Halbsatz aus der Festsetzung gestrichen 
werden.  
 
 
Die Bauflächen des vorliegenden Plangebietes 
grenzen nicht an bewirtschaftete Außenbe-
reichsflächen, Flächen für den Weinbau, land-
wirtschaftlichen oder erwerbsgärtnerischen Flä-
chen, weshalb der allgemeine Grenzabstand 
gemäß § 38 Hessisches Nachbarrechtsgesetz 
(NachbG) von 0,75 m bei Hecken > 2m Höhe 
und 0,5 -1 m für Sträucher gilt. Aufgrund des 
mindestens vorhandenen 3m- Grenzabstandes 
sind somit Sträucher und Heckenpflanzungen 
definitiv umsetzbar. Hinzu kommt, dass die zu-

- Grenz-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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müssen die überbaubaren Flächen zurück-
genommen werden, im zweiten Fall bleibt es 
beim vorgelegten Plan.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 

- Zu B 4: Die 
nicht einer starken Verschmutzung ausge-

 oder, wenn dies aus Gründen 
des Heilquellen- oder Grundwasserschutzes 

Ausnahme in jedem Fall zu reklamieren. 
Und welcher Bauherr ist schon gegen den 
Heilquellenschutz?  

 
 
 
 
 
 
 
 

- enn wasser-
wirtschaftliche und gesundheitliche Belange 

dung zur Ausnahme. Die Belange des Was-
serrechtes müssen im Planaufstellungsver-
fahren berücksichtigt werden. Falls sich hier 
herausstellt, dass eine Verwendung des Nie-
derschlagswassers nicht genehmigungsfä-
hig ist, dann darf die Stadt einer derartige 
Festsetzung nicht treffen. Dasselbe gilt für 

abstand im Plan festsetzen, jedoch die überbau-
baren Flächen nicht komplett bebaut werden 
(dies schränkt die GRZ ein) und es darf bis zur 
Baugrenze zwar gebaut werden, es muss aber 
nicht  ganz im Gegensatz zur Baulinie. Somit 
verbleibt in weiten Teilen ausreichend Platz für 
zahlreiche Anpflanzungen. Weiterhin verlaufen 
viele Grundstücksgrenzen zu öffentlichen Stra-
ßen und öffentlichen Grünflächen, für welche 
nach § 40 Abs. 2 Nr. 2 NachbG die Abstände 
nach §§ 38 und 39 NachbG nicht gelten.  
 
Im Sinne einer Balance der beiden Belange des 
Bodenschutzes und gleichzeitig Heilquellen-
schutzes wurde die beanstandete Festsetzung 
gewählt. Um die vollständige Bodenversiege-
lung auf ein Mindestmaß beschränken zu kön-
nen, wurde für Abstell- und Stellflächen be-
stimmt, diese teilversiegelt herzustellen. Jedoch 
bedarf es zum Heilquellenschutz der Ausnah-
meregelung, dass eine Vollversiegelung zu wäh-
len ist, sollte die Nutzung der Fläche zu einer Be-
einträchtigung des Heilquellenschutzgebietes 
führen. Die Beeinträchtigung bzw. Nicht-Beein-
trächtigung wird im Rahmen des Bauantrages 
nachgewiesen und die Flächen sind entspre-
chend auszubilden.  
 
Eine Ausnahme ist hier nicht erkennbar. Die Er-
richtung einer Zisterne ist mit der getroffenen 
Zisternensatzung (Nr. 6) festgesetzt und somit 
zwingend herzustellen. Die Festsetzung Nr. 5.1 
erläutert für alle Bauherren jedoch der Vollstän-
digkeit halber der Empfehlung der vorrangingen 
Brauchwassernutzung- soweit wasserrechtlich 
und gesundheitstechnisch unbedenklich - bevor 
es an den Regenwasserkanal abgegeben wird. 
Gleichwohl würde die gedrosselte Abgabe an 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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den Gesundheitsschutz.  
 
 
 
 
 

Die festgesetzte Drosselung der Regenwas-
serweiterleitung ist fragwürdig: 10 l/s,ha = 10 
l/s,10000 m² = 1 l/s,1000m². Der übliche Be-
messungsregen beträgt 311 l/s,ha für 5 Mi-
nuten, und liefert damit  311 x 5 x 60 = 
93.300 l/ha oder auf einem Grundstück von 
1.000m² davon 9.330l. Davon dürfen wäh-
rend dieser 5 Minuten 1 x 5 x 60 = 300 l so-
fort weitergeleitet werden und 9.030l müs-
sen zurückgehalten werden. 
Die Festsetzung des Planes führt also zu ei-
ner verdeckten Baupflicht von 9m³ Rückhal-
tevolumen pro 1.000m² versiegelter Grund-
stücksfläche. Mit der festgesetzten GRZ von 
0,8 und der Überschreitungsmöglichkeit auf 
0,9 (nach A 2.2) resultiert eine Zisternenbau-
pflicht von 8m³ pro 1.000m2 Grundstücksflä-
che. Das ist ambitioniert! Eine übliche Beton-
zisterne mit 2m Durchmesser erreicht mit 
dem geforderten Volumen eine Bauhöhe 
von 2,55m. Damit wird eine Ausnahmege-
nehmigung von der Heilquellenschutzver-
ordnung sowie eine wasserrechtliche Ge-
nehmigung für jedes Bauvorhaben erforder-
lich. Wir sind auf die Einhaltung und Kon-
trolle dieser Verpflichtungen gespannt.  
 
Glücklicherweise (für die Bauherren) wurde 
in B 6.5 gleich eine Befreiungsvorschrift ein-
gebaut, die mit hoher Wahrscheinlichkeit zu 
jedem künftigen Bauantrag gleich die ent-
sprechende Befreiung vorsehen dürfte. 

den Regenwasserkanal auch einer positiven 
Nutzung zugeführt werden, da das gesammelte 
Regenwasser gereinigt und über einen Graben 
in den Wasserkreislauf des Fürstengrunder Ba-
ches/Weilbachs zugeführt wird.  
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men, jedoch wird die vorgetragene Berechnung 
an dieser Stelle nicht weiter auf Richtigkeit und 
Plausibilität überprüft, da dies für den Festset-
zungsgehalt auch nicht von Belang ist. Da die 
Anregungsträgerin selbst keinen Vortrag zu dem 
Festsetzungsgehalt als solchem äußert, son-
dern allenfalls eine Meinungsäußerung vorträgt, 
kann eine weitergehende städtebauliche Stel-
lungnahme entfallen. 
Der Plangeberin in bewusst, dass bei möglichen 
größeren Grundstücken auch die dementspre-
chenden Rückhaltevolumina notwendig werden 
können. Es ist jedoch die Zielsetzung der Stadt, 
die örtliche Kanalisation nicht mit zusätzlichen 
Wassermengen zu belasten und zudem durch 
Auffangen, bestenfalls Verbrauchen oder Zufüh-
ren in die Natur das anfallende Niederschlags-
wasser optimal und nachhaltig im Kreislauf zu 
verwerten.  
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Der Vortrag wird im Sinne nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Schwerwiegende Gründe sind 1. Unwirt-
schaftlichkeit, 2. Unwirtschaftlichkeit und 3. 
Unwirtschaftlichkeit  in dieser Reihenfolge.  
 

- Zu B 6.7: Die Belange des Wasserrechtes 
müssen im Planaufstellungsverfahren be-
rücksichtigt werden. Falls sich hier heraus-
stellt, dass eine Versickerung des Nieder-
schlagswassers nicht genehmigungsfähig 
ist, dann darf die Stadt einer derartige Fest-
setzung nicht treffen. Bei einem anstehen-
den Grundwasser 80cm unter GOK er-
scheint eine Versickerung generell frag-
würdig.  
 
 
 
 
 
 
 
 

- Zu B 10: Das Zitat des BNatSchG ist über-
flüssig. Die Stadt wird keine eigene Bau-
überwachung einführen und für die Durch-
setzung des BNatSchG ist sie nicht 
zuständig.  

 
- Zu C 8: Wir halten eine Kiefer zur Anpflan-

zung in einem Gebiet in der Talaue mit ei-
nem Grundwasserstand von 80cm unter 
GOK für ungeeignet. 

 
Zum Umweltbericht  
 
Zu 6.2: In Gumpersberg ist ein Gewerbebetrieb 
ansässig. In Ober-Kinzig ist ein landwirtschaft-
licher Groß-Dienstleister ansässig.  

 
 
 
 
Die geltende Rechtsgrundlage wird als bekannt 
vorausgesetzt. Eine Versickerung des anfallen-
den und aufgefangenen Niederschlagwassers 
ist nicht möglich und die aufgeführte Passage 
besagt lediglich, dass dies erfolgen kann, sofern 
dem wasserwirtschaftlich nichts entgegensteht. 
Da dies vorliegend überwiegend durch hochan-
stehende Grundwasserstände der Fall sein wird, 
hat der erwähnte Passus lediglich hinweisenden 
Charakter. Durch die einschränkende Wortwahl 

zudem ersichtlich. Nichtsdestotrotz kann, bei 
Vorliegen der erforderlichen Durchlässigkeitsbe-
iwerte und Sickerstrecken eine Versickerung in 
Frage kommen. Diese Option möchte die Plan-
geberin den künftigen Bauherren an dieser 
Stelle zumindest ermöglichen.  
 
Es ist festzustellen, dass der vorliegende Textteil 
zum Bebauungsplan keine Festsetzung Nr. B 10 
enthält. Eine weitergehende städtebauliche Stel-
lungnahme kann daher entfallen.  
 
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und die Kie-
fer aus der Pflanzliste Teil C Nr. 8 fortan gestri-
chen werden.  
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen 
und im Umweltbericht ergänzt. Gleichwohl ergibt 
sich durch das Vorhandensein eines einzelnen 

 
 
 
 
Der Vortrag wird im Sinne nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Umweltbericht ist demgemäß 
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Die Eigentumsfrage ist für das Planungsrecht 
ohne Belang. Die Stadt ist Trägerin der Pla-
nungshoheit und darf sich nicht durch Eigen-
tumsvorbehalte von Planungen beeinflussen 
lassen. Dagegen enthält das BauGB ausrei-
chende Handlungsoptionen, die das Parlament 
nur zu beschließen braucht (§175ff).  
Alternative 1: es wird unterschlagen, dass die 
Entwicklung zum Wohn- und Mischgebiet von 
der Stadt bewusst  entgegen den Vorhaltun-
gen von Fachbehörden  erfolgte.  
Alternative 2: es handelt sich um einen rechts-
kräftigen B-Plan, dessen Ausgleichsmaßnah-
men mit Billigung der Stadt bis heute nicht um-
gesetzt wurden.  

in-
griffe in die Auengebiete der Mümling sind 

  
Alternative 4, 5 und 6: Es ist tröstlich, dass die 
Planer von sich aus das Bauen im Über-
schwemmungsgebiet ausschließen und nicht 
auf die Verbote des HWG sowie auf die Erfah-
rungen mit Starkregen im Odenwaldkreis an-
gewiesen sind.  
Wir schlagen als zu prüfende Optionen vor: 
Siedlungsbereiche von Bad König und den 
Stadtteilen mit Gebäuden ab Baujahr 1930. 
Hier stehen geschätzt 40ha zur Verfügung, die 

Betriebes oder Unternehmens keine Struktur, an 
die mit einem Gewerbegebiet für mehrere Unter-
nehmen angeschlossen werden kann, ohne 
dass sich durch diese Größenordnung keine 
Verfremdung des Ortsteils ergeben würde. Die 
ursprüngliche Aussage im Umweltbericht an die-
ser Stelle bleibt somit unverändert.  
 
Einzig das Baugebot nach § 176 BauGB würde 
sich in der vorliegenden Planung anbieten, die 
übrigen Möglichkeiten nach § 175 ff. BauGB sind 
eher unpassend, da diese Modernisierung / In-
standsetzung, Pflanzgebot oder das Rückbau / 
Entsiegelungsgebot enthalten. Bei dem Bauge-
bot nach § 176 BauGB ist zu beachten, dass 
nicht jedes angeordnete Baugebot auch rechts-
konform ist; absolute Bedingung für ein Bauge-
bot ist die zwingende städtebauliche Erforder-
lichkeit, dessen Gewicht und Dringlichkeit über 
die Gründe, die den Bebauungsplan selbst tra-
gen, hinausgehen. Im Übrigen wird festgestellt, 
dass sich der Vortrag auf einen Bereich bezieht, 
der weder das vorliegende Plangebiet noch den 
Festsetzungsgehalt des plangegenständlichen 
Bebauungsplanes betrifft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

redaktionell anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vortrag wird im Sinne nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme zur 
Kenntnis genommen. Ein Bezug zu dem 
plangegenständlichen Verfahren wird nicht 
erkannt noch werden Anregungen zu des-
sen Festsetzungsgehalt vorgetragen. 
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vom technischen Gebäudezustand den heuti-
gen Anforderungen bei weitem nicht entspre-
chen. Eine Umnutzung zu Gewerbezwecken, 
verbunden mit einer neuen Wohnbebauung 
wäre ein echter Gewinn.  
 
Zu 7.1.4 Schutzgut Tiere und Pflanzen  
Fauna: Der Verweis auf angeblich minimie-
rende Festsetzungen des Planes hinsichtlich 
Lichtimmissionen ist inhaltlich unhaltbar. Wir 
haben oben dargelegt, welche Festsetzungen 

- und Blendwir-
ider nur in der Vorstellung der Pla-

ner und nicht in den Festsetzungen. 
griffsmindernde Charakteristik ... der geplanten 
Dachbegrün
Schlupflöcher keine fundierte Wirkung.  
 

  
Es ist bemerkenswert, wie die Fachplaner über 
die Einwirkungen der Planung auf das benach-

liche Auswirkungen durch die Planung auf die 
Schutz- und Pflegeziele des benachbarten Na-

ten auf die von uns befürchteten Auswirkungen 
im Detail im August 2018 während der Beteili-
gung nach §3(1) BauGB hingewiesen. Leider 
wurde unsere Stellungnahme erst 2022, nach-
dem sie bei der Beratung der Stadtverordneten 
im Herbst 2021 nicht vorgelegt wurde, bera-
ten.   
 
Das Schutzziel sind Orchideenvorkommen die 
bekanntlich auf den vorhandenen hohen 
Grundwasserstand im Gebiet angewiesen 
sind. Es ist fachlich völlig unhaltbar, einem 
Großbauvorhaben, bei dem auf 16ha Fläche 

 
 
 
 
 
 
 
Der Vortrag wird zur Kenntnis genommen. Da er 
inhaltlich aber keinen konkreten Bezug zu einem 
Festsetzungsgehalt aufnimmt, kann der Vortrag 
allenfalls als private Meinungsäußerung in die 
Abwägung eingestellt werden, ihm Vortrag sollte 
nicht gefolgt werden.  
 
 
 
 
 
 
Der Vortrag wird zur Kenntnis genommen. Da er 
inhaltlich aber keinen konkreten Bezug zu einem 
Festsetzungsgehalt aufnimmt, kann der Vortrag 
allenfalls als private Meinungsäußerung in die 
Abwägung eingestellt werden, ihm Vortrag sollte 
nicht gefolgt werden. Im Übrigen wird auf die er-
folgte Behandlung der angeführten Stellung-
nahme im Zuge der frühzeitigen Beteiligung ver-
wiesen. 
 
 
 
 
 
Auf die an dieser Stelle erneut vorgetragenen 

enfläche 
ist in der vorstehenden 

städtebaulichen Stellungnahme eingehend ein-
gegangen und aus fachlicher Sicht vorgetragen 

 
 
 
 
 
 
 
Dem Vortrag wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme 
nicht gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Vortrag wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme, 
auch im Hinblick auf die bereits erfolgte 
Abwägung zu der Stellungnahme, die im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung ab-
gegeben wurde, nicht gefolgt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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durch Kanalbau, 3 bis 4m tiefen Zisternenbau, 
4 bis 6m tiefen Regenrückhaltebeckenbau in 
den Grundwasserstand eingegriffen wird, pau-

auf 
attestieren.  
Bei der 5m breiten Maßnahmenfläche nach 
§9(1) Nr.20 BauGB am Nordrand des Gebietes 

griffsmindernd ... wenn auch nicht im schutz-

tenziell dauerhafte Vergrämung von Tie
aus dem NSG. Es ist bedauerlich, dass sich die 
naturschutzfachliche Ausarbeitung auf eine 
verklausulierte Sprachregelung einlässt ohne 
der zu erwarteten Beeinträchtigung des NSG 
gerecht zu werden. Wir erwarten den Totalaus-
fall der Orchideenbestände im Naturschutzge-

r-
stoß gegen die Ziele der Schutzgebietsver-
ordnung.  
 
Bei der aus der Planung resultierenden Abwas-
sereinleitung in den Weilbach wirft der Umwelt-
bericht bezeichnenderweise gleich das Hand-
tuch (S.50 letzter Absatz). 
  
- Zu Tabelle 3 Nr. 5 (S.51) Erhaltung von Ha-

bitaten an der Bahnböschung und am Fürst-
engrunder Bach : Die Maßnahmen sind nicht 
Bestandteil des B-Plans. Die Störungsmin-
derung für angrenzende Schutzgebietsflä-
chen wird nicht dargelegt.  

- Zu Tabelle 3 Nr. 8 (S.51) CEF-Maßnahmen 
für Neuntöter, Goldammer und Dorngrasmü-
cke : Die Maßnahmen sind nicht Bestandteil 
des B-Plans.  Es fehlen die Flächenauswei-

worden. Eine Doppelnennung ist zu vermeiden 
und es wird auf die zuvor erfolgte städtebauliche 
Stellungnahme verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden. Im 
Textteil zum Bebauungsplan sind in Teil A, in 
den Nrn. 9.2, 9.3 und 9.4 Artenschutzrechtliche 
Vermeidungs- und CEF-Maßnahmen verbind-
lich festgesetzt, auf die sich der Umweltbericht 
entsprechend bezieht. Die Maßnahmen wurden 
der als Anlage beigefügten Artenschutzprüfung 
entnommen, so dass Übereinstimmung zwi-
schen den gutachterlichen Feststellungen, Um-
weltbericht und dem Festsetzungsgehalt des 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Vortrag wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme 
nicht gefolgt. 
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sungen, die Terminfestlegungen, die Kos-
tenträgerschaft sowie die Bestimmung über 
die Feststellung der Wirksamkeitskontrolle.  

- Zu Tabelle 4 Nr. 5 (S.51) Erhaltung von Ha-
bitaten an der Bahnböschung und am Fürst-
engrunder Bach : Die Tabelle listet 11 Maß-
nahmen, die bei Übernahme in den B-Plan 
für ein Minderung der Eingriffsintensität gel-
ten können, die ihrerseits eine Rechtsfolge 
der Eingriffsregelung des BNatSchG ist. Da-
von sind 9 naturschutzfachlich einschlägig. 
Inhaltlich handelt es sich um eine einfache 
Umetikettierung von gravierenden Schäden 
an der Umwelt:  
1. Die Bahnböschung liegt außerhalb des 
Plangeltungsbereichs. Der Fürstengrunder 
Bach heißt Weilbach.  
2. Die landschaftliche Harmonisierung der 
Sichtbeziehungen  was immer das auch 
sein mag - wird durch 12m hohe Gebäude 
als positiv vermerkt!  
3. Die Begrenzung der Flächenversiegelung 
wird durch maximale Ausweisung der über-
baubaren Flächen als erfüllt vermerkt.  
4. Verminderter Verlust von Bodenfunktio-
nen wird durch die Dachbegrünung, die mit 
ausreichend großen Befreiungstatbestän-
den versehen wurde, als erfüllt vermerkt.  
5. Der Erhalt eines guten Gewässerzustan-
des wird durch die zusätzliche  nicht näher 
untersuchte  Einleitung von Abwässern als 
erreicht vermerkt.  
6. Der Vogel- und Fledermausschutz wäh-
rend der Fortpflanzungs-/Ruhezeiten wurde 
zwar erreicht, aber die Habitate werden dau-
erhaft vernichtet. Die schlüssige Wirksam-
keit von CEF-Maßnahmen wird nicht als Vo-
raussetzung für die Eingriffe festgesetzt.  

Bebauungsplanes herrscht. Die Anregungsträ-
gerin verkennt möglicherweise, dass der ge-
wählte Wortgehalt zwischen dem Umweltbericht 
und der Artenschutzprüfung mitunter von den 
Verfassern nicht absolut deckungsgleich über-
nommen wurde, der Sinngehalt ist jedoch beibe-
halten worden. 
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7. Der Erhalt der Habitatqualität für Tiere 
wird durch Bebauung auf 80% der Flächen 
als noch vorhanden bezeichnet.  
8. Die Störungsminderung für angrenzende 
Schutzgebietsflächen wird durch eine Ge-
hölzpflanzung auf einem 5m breiten Streifen 
als gegeben bezeichnet. Es wird unterschla-
gen, dass sich diese Minderung im Rahmen 
von unter 10% bewegt, bei einer Zunahme 
der Störungen um den Faktor 4.235.  
9. Die Minderung des lokalklimatischen Ein-
flusses der Versiegelung/Überbauung wird 
durch die Dachbegrünung, die mit ausrei-
chend großen Befreiungstatbeständen ver-
sehen wurde, als erfüllt vermerkt.  

Wir stellen fest, dass von den 9 umweltfachli-
chen Maßnahmen des Umweltberichts keine 
einzige 1:1 in den B-Plan übernommen wurde.  
 
- Zu 7.2 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung  
- Der Ansatz des Nutzungstyps 02.200 für ge-

plante Gehölze ist ungerechtfertigt, da es 
sich hierbei um eine Bestandskategorie han-
delt. Es kommt der Nutzungstyp 02.400 für 
Neupflanzungen in Frage.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Der Ansatz des Nutzungstyps 09.124 für ge-

plante Wiesen ist ungerechtfertigt, da es sich 
hierbei um eine Bestandskategorie handelt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden, denn 
die Anregungsträgerin hat verkannt, dass der 
Nutzungstyp 02.200 im Bereich des östlichen 
Bahndamms dokumentiert wurde und auch nach 
Umsetzung der Planung in Teilen erhalten wird. 
Im direkten Vergleich zwischen Bestands- und 
Maßnahmenkarte ist zu ersehen, dass der in das 
Gebiet ragende Teil der Struktur durch die Um-
setzung der Planung abgängig ist, hingegen die 
am Bahndamm vorhandenen Strukturen auch 
nach Umsetzung der Planung erhalten werden. 
Daher ist in der Bilanzierung der Bestandswert 
größer als der Planwert, der Planwert ist nicht 

 
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden. In den 
geplanten Flächen mit dem Nutzungstyp 09.124 
soll ein ruderaler Wiesenstreifen z. B. begleitend 
zu den geplanten Gehölzstrukturen (Typ 02.500)  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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Es kommt der Nutzungstyp 09.152 für Neu-
anlagen von Wegsäumen in Frage.  

 
 
 
 
 

- Die (laut Absatz 2) verpflichtenden Festset-
zungen zur extensiven Begrünung der Dä-
cher sind in dieser Form nicht vorhanden. 
Dazu müssten die Ausnahmen beseitigt o-
der quantifiziert werden. Der Ansatz des 
Nutzungstyps 10.720 für geplante begrünte 
Dächer ist ungerechtfertigt. Die Flächener-
mittlung ist unzutreffend, es muss die ge-
samte überbaubare Fläche in Ansatz ge-
bracht werden, da erfahrungsgemäß diese 
Ausnutzung auch tatsächlich realisiert wer-
den wird. Es kommt der Nutzungstyp 10.710 
oder 10.715 für Neuanlagen von Dächern  
je nach angeschlossener gesicherter Versi-
ckerung - in Frage. 

-  
Die Bilanzierung ist daher grob fehlerhaft und 
führt zu einer falschen Ausgleichsaussage, die 
nach unserer Einschätzung um 6 bis 22% grö-
ßer anzusetzen ist, als es die vorgelegte Ta-
belle darstellt.  
 
- Zu 7.3 Ersatzmaßnahmen  

Der nach §15 BNatSchG erforderliche Aus-
gleich für den planbedingten Eingriff soll 
durch einen gesonderten städtebaulichen 
Vertrag zwischen der Stadt und der unteren 
Naturschutzbehörde des Odenwaldkreises 
erzielt werden. Damit sind die Ersatzmaß-
nahmen der planungsrechtlichen Beurtei-
lung durch die Öffentlichkeit entzogen. Wir 

entwickelt werden, im Bereich der Versorgungs-
leitungstrasse im Norden oder auch in den Be-
reichen, die straßennah zwischen Gehölzpflan-
zung und Straßenbegleitgrün liegen. Eine 
Begrenzung des Nutzungstyps auf den Bestand 
ist unzutreffend undf achlich nicht begründet. 
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden. Ge-
mäß der Textfestsetzung Teil A Nr. 9.1.2 sind die 
Dachflächen extensiv zu begrünen. In der E-/A-
Bilanzieru -

-Betrachtung eingestellt, da im derzeitigen 
Planungsstadium keine konkrete Aussage über 
die begrünte Dachfläche getroffen werden kann. 
Daher wurde ausweislich des Umweltberichts 
angenommen, dass 50% der Dachflächen be-
grünt werden. Die überdachte Fläche baulicher 
Anlagen, die keine Nebenanlagen sind, wurde 
anhand der Grundflächenzahl und des Netto-
Baulandes ermittelt. 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden. Die 
verbindliche Festsetzung der Ausgleichsflächen 
und -maßnahmen erfolgt im Bebauungsplan, der 
nach seiner Rechtskraft eine in sich gegebene 
rechtswirksame Verbindlichkeit innehat. Die 
Überwachung der im Bebauungsplan festge-
setzten Maßgaben obliegt grundsätzlich der Un-
teren Bauaufsicht. Da zusätzlich entsprechende 

 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird im Sinne nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme nicht 
gefolgt. Eine Anpassung des Festset-
zungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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weisen auf die Notwendigkeit hin, dass beim 
Beschluss über den Bebauungsplan nach 
§10 BauGB dieser Vertrag den Stadtverord-
neten vorliegen muss, soll der Satzungsbe-
schluss rechtmäßig sein.

- Zu 7.4 Geplante Überwachung

(Monitoring) wird die Stadt Bad König die 
sachgemäße Pflege und dauernde Unterhal-
tung auf den öffentlichen und privaten Flä-

Wir haben 
seit 2017 wiederholt die Versäumnisse der 
Stadtverwaltung bei der Realisierung von 
Ausgleichsmaßnahmen aus anderen Bau-
leitplänen dokumentiert. Bis zum heutigen 
Tag liegen uns keine Erkenntnisse darüber 
vor, ob und wie die Stadtverwaltung diese 
Versäumnisse aufarbeitet. Daher halten wir 
die Textstelle des Umweltberichts für unan-
gemessen und irreführend. Die Stadtverwal-
tung ist erwiesenermaßen nicht in der Lage, 
derartige Verpflichtungen eines Bebauungs-
plans zu realisieren.

Maßnahmen und Biotopwertpunktegewinne in 
einem gesondert geführten Ersatzmaßnahmen-
konzept erläutert und dargestellt werden, soll zur 
rechtlichen Verbindlichkeit über die Umsetzung 
der darin genannten und dem gegenständlichen 
Bebauungsplan zugeordneten Maßnahmen ein 
städtebaulicher Vertrag zwischen der Stadt Bad 
König und der unteren Naturschutzbehörde 
beim Odenwaldkreis abgeschlossen werden. 
Das Konzept soll diesem Vertrag als Anlage bei-
gefügt werden. Die Beschlussfassung des städ-
tebaulichen Vertrages durch die Stadtverordne-
tenversammlung ist aus Verfahrensgründen 
jedoch nicht erforderlich.

Kenntnisnahme. Die Überwachung der festge-
setzten Maßnahmen obliegt grundsätzlich der 
Unteren Bauaufsicht.

Dem Vortrag wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme 
nicht gefolgt.

B 2 Deutsche Telekom Technik GmbH
Stellungnahme vom 05. Juli 2022

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und 
es wird festgestellt, dass im Plangeltungsbereich 

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

_5 1
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Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 2 TKG 
- hat die Deutsche Telekom Technik GmbH be-
auftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzu-
nehmen und dementsprechend die erforderli-
chen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 
Im Planbereich befinden sich Telekommunika-
tionslinien der Telekom. Die aktuellen Pläne 
sind unter https://trassenauskunftkabel.tele-
kom.de/start.html ersichtlich und jederzeit ein-
sehbar. 
 
Die Aufwendungen der Telekom müssen bei 
der Verwirklichung des Bebauungsplans so ge-
ring wie möglich gehalten werden. Deshalb bit-
ten wir, unsere Belange wie folgt zu berück-
sichtigen: Wir bitten folgende fachliche 
Festsetzung in den Bebauungsplan aufzuneh-
men: 
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeig-
nete und ausreichende Trassen mit einer Lei-
tungszone in einer Breite von ca. 0,3 m für die 
Unterbringung der Telekommunikationslinien 
der Telekom vorzusehen. 
 
 
 
 
 
 
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist 
das "Merkblatt über Baumstandorte und unter-
irdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Ver-

Telekommunikationslinien der Telekom vorhan-
den sind. Diese Information sich in dem bereits 
im Textteil zum Bebauungsplan integrierten Hin-

wiederfinden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Der 
Anregung auf Festsetzung geeigneter Leitungs-
zonen sollte jedoch nicht gefolgt werden. Es wird 
stattdessen festgestellt, dass innerhalb der im 
Planteil festgesetzten öffentlichen Straßenver-
kehrsflächen ausreichend Raum zur Unterbrin-
gung von Versorgungsleitungen vorhanden ist, 
sodass die Ausweisung von Leitungszonen ob-
solet wird. Die Stadt als Trägerin der Bauleitpla-
nung stellt, wie andernorts sonst auch üblich, 
den betroffenen Versorgungsunternehmen (VU) 
regelmäßig den Straßenraum für die notwendige 
Leitungsverlegung und -führung kostenfrei zur 
Verfügung, sodass die Erschließung des Plan-
gebietes gesichert werden kann und die Belange 
der VU damit angemessen in der Planung be-
rücksichtigt sind. Eine Planumsetzung ist mithin 
gesichert. 
 
Es wird festgestellt, dass im Bebauungsplan 
keine Baumstandorte verbindlich festgesetzt 
werden. Darüber hinaus ist bereits ein Hinweis 
zum Schutz von Versorgungsleitungen im Ab-

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Der Textteil ist in Teil C dahingehend zu 
ergänzen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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kehrswesen, Ausgabe 1989; siehe insbeson-
dere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten si-
cherzustellen, dass durch die Baumpflanzun-
gen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung 
der Telekommunikationslinien der Telekom 
nicht behindert werden. Zur Versorgung mit 
Telekommunikationsinfrastruktur durch die Te-
lekom ist die Verlegung neuer Telekommunika-
tionslinien im Plangebiet und außerhalb des 
Plangebiets erforderlich. 
 
Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinie-
rung mit, welche eigenen oder Ihnen bekann-
ten Maßnahmen Dritter im Bereich folgender 
Straßen stattfinden werden. Für den rechtzeiti-
gen Ausbau des Telekommunikationsnetzes 
sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau 
und den Baumaßnahmen der anderen Lei-
tungsträger ist es notwendig, dass Beginn und 
Ablauf der Erschließungsmaßnahmen im Be-
bauungsplangebiet der Deutschen Telekom 
Technik GmbH unter dem im Briefkopf genann-
ten Adresse so früh wie möglich, mindestens 6 
Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt 
werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirt-
schaftlichen Gründen eine Versorgung des 
Neubaugebietes mit Telekommunikationsinfra-
struktur in unterirdischer Bauweise nur bei 

schnitt C unter der Nr. 2 im Textteil zum Bebau-
ungsplan Bestandteil der vorliegenden Bauleit-
planung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Es 
wird zunächst festgestellt, dass die Anregungs-
trägerin in ihrer nebenstehenden Stellungnahme 

lerdings keine Straßen benannt. Grundsätzlich 
muss die gesamte innere Erschließung durch 
Straßen innerhalb des Plangebietes neu errich-
tet werden. Diese Straßen sind als öffentliche 
Verkehrsflächen und Wege geplant und gemäß 
Planzeichnung zum Bebauungsplan auch als 
solche festgesetzt. Es wird zudem festgestellt, 
dass sich der nebenstehende Hinweis vielmehr 
auf die Erschließungs- und Ausführungsplanung 
als auf die vorliegende Bauleitplanung bezieht. 
Die Erschließungsplanung erfolgt auf einer dem 
vorliegenden Bebauungsplan nachgelagerten 
Ebene. Daher sind zum jetzigen Zeitpunkt über 
die Bauleitplanung hinausgehende Maßnahmen 
hinsichtlich der Erschließung nicht bekannt. Aus-
wirkungen auf den Festsetzungsgehalt der vor-
liegenden Bauleitplanung ergeben sich hieraus 
nicht. 
 
Der Hinweis wird im Hinblick auf die bereits vor-
stehende städtebauliche Stellungnahme zur 
kostenfreien Nutzung der öffentlichen Straßen-
verkehrsflächen und der Vereinbarung von 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung sowie einer ausreichenden Pla-
nungssicherheit möglich ist. 
Wir bitten daher sicherzustellen, dass  
 für den Ausbau des Telekommunikations-

netzes im Erschließungsgebiet die ungehin-
derte, unentgeltliche und kostenfreie Nut-
zung der künftig gewidmeten Verkehrswege 
möglich ist, 

 entsprechend § 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB fol-
gende Flächen als mit einem Leitungsrecht 
zu belasten festgesetzt werden und im zwei-
ten Schritt eine beschränkte persönliche 
Dienstbarkeit im Grundbuch zugunsten der 
Telekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, mit 
folgendem Wortlaut eingetragen wird: "Be-
schränkte persönliche Dienstbarkeit für die 
Telekom Deutschland GmbH, Bonn, beste-
hend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, 
Änderung und Unterhaltung von Telekom-
munikationslinien, verbunden mit einer Nut-
zungsbeschränkung." 
 
 
 
 
 

 der Erschließungsträger verpflichtet wird, in 
Abstimmung mit uns im erforderlichen Um-
fang Flächen für die Aufstellung von oberir-
dischen Schaltgehäusen auf privaten 
Grundstücken zur Verfügung zu stellen und 
diese durch Eintrag einer beschränkten per-
sönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Te-
lekom Deutschland GmbH, Sitz Bonn, im 
Grundbuch kostenlos zu sichern, 
 
 

Dienstbarkeiten zur Kenntnis genommen. In die-
sem Zusammenhang wird auf die vorangegan-
genen Ausführungen in der städtebaulichen 
Stellungnahme zur Bereitstellung des Straßen-
raums durch die Plangeberin für notwendige Lei-
tungsverlegungen verwiesen. Es wird ebenfalls 
auf die bestehende Textfestsetzung in Teil A, Nr. 
6.2 verwiesen, nach der bestimmt wird, dass 
Versorgungsleitungen im Plangebiet unterir-
disch zu führen sind. 
Es wird nochmals festgestellt, dass die künftigen 
Verkehrsflächen in öffentlicher Hand verbleiben, 
sodass die Zugänglichkeit zu allen Leitungen, 
auch im Sinne der Plangeberin, dauerhaft als 
gesichert zu betrachten ist, denn letztlich wird 
die zukünftige Erschließung des Plangebietes 
somit gesichert, was im Interesse der Stadt ist. 
Daher, und weil die Verkehrsflächen alle zeich-
nerisch als öffentliche Verkehrsflächen festge-
setzt sind, wird die Festsetzung von einem Lei-
tungsrecht im vorliegenden Bebauungsplan 
obsolet. Die Eintragung einer persönlichen 
Dienstbarkeit erfolgt nicht im Rahmen von einer 
Bebauungsplanaufstellung. Daher ergeben sich 
auch hieraus keine Auswirkungen auf den vorlie-
genden Bebauungsplan. 
 
Der nebenstehende Hinweis wird zur Kenntnis 
genommen, betrifft allerdings die Erschließungs- 
und Ausführungsplanung und Umsetzung der 
Bauleitplanung. Im Sinne der Textfestsetzung in 
Teil A, Nr. 4.2 sind der Versorgung des Gebietes 
dienende Nebenanlagen auch außerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig, damit ist eine 
versorgungsabhängige Inanspruchnahme von 
geeigneten Flächen an nahezu jeder Stelle dem 
Grunde nach möglich. Über eine eigentums-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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eine rechtzeitige und einvernehmliche Ab-
stimmung der Lage und der Dimensionie-
rung der Leitungszonen vorgenommen wird 
und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnah-
men für Straßenbau und Leitungsbau durch 
den Erschließungsträger erfolgt,
die geplanten Verkehrswege nach der Er-
richtung der TK-Infrastruktur in Lage und 
Verlauf nicht mehr verändert werden.

rechtliche Zuweisung der Flächen kann der Be-
bauungsplan keine Festsetzung treffen, dies er-
folgt nachrangig im Rahmen der Umlegung. 

Die Lage der Erschließungsflächen ist durch die 
zeichnerischen Festsetzungen von öffentlichen 
Verkehrsflächen in der Planzeichnung zum Be-
bauungsplan geregelt. Innerhalb dieser Flächen 
müssen auch im Rahmen der Erschließungspla-
nung die Ver- und Entsorgungsanlagen geplant 
und realisiert werden. Eine Koordinierung mit 
dem Straßen- und Leitungsbau ist der nachran-
gigen Erschließungsplanung und Umsetzung 
des Bebauungsplanes vorbehalten.

Aus den vorstehenden Hinweisen ergeben sich 
keine Auswirkungen auf den Festsetzungsgehalt 
der vorliegenden Bauleitplanung.

Keine.

B 3 e-netz Südhessen AG
Stellungnahme vom 08. Juli 2022

Wir nehmen dazu Stellung für die Netze der 
ENTEGA AG und der e-netz Südhessen AG
und ENTEGA Medianet GmbH. Im Gebiet der 
Stadt Bad König sind wir Netzbetreiber folgen-
der Sparten: Strom, Gas und Straßenbeleuch-
tung. Bei der weiteren Planung bitten wir zu be-
achten:

Im Rahmen Ihrer Baumaßnahme ist von uns 
vorgesehen Stromversorgungskabel zu verle-
gen. Die Stromversorgung des Planungsgebie-
tes kann durch Ergänzung und Erweiterung un-
seres bestehenden Versorgungsnetzes im 
Zuge der Erschließungsmaßnahmen entspre-
chend dem Leistungsbedarf der zukünftigen 

Kenntnisnahme. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Im 
Zuge der Baulandentwicklung ist der Neubau öf-
fentlicher Verkehrsflächen vorgesehen. Die 
Plangeberin ist neben der Trägerin der Bauleit-
planung auch Verantwortliche für die geplanten 
Erschließungsmaßnahmen und deren Durchfüh-
rung. Daher ist gesichert, dass für die künftige 

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.
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Abnehmer realisiert werden. Neue Versor-
gungsleitungen können erst dann gelegt wer-
den, wenn die Bauarbeiten für Kanalisation 
und Wasserversorgung abgeschlossen, die Er-
schließungsarbeiten lage- und höhenmäßig 
hergestellt und die Grenzen sichtbar vermarkt 
sind. 
 
 
 
Zur Sicherstellung der Stromversorgung bean-
tragen wir eine Versorgungsfläche gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 12 BauGB zur Errichtung einer 
Transformatorstation. 
Wir planen den Bau einer Transformatorstation 
vom Typ K 2000 FD (7,30m*4,50m); gemäß §6 
HBO inkl. Abstandsflächen und Abstände von 
1 Meter) mit Flachdach vor. Für die zu errich-
tende Transformatorstation bitten wir sie nach 
§ 14 BauNVO und § 63 HBO die Errichtung der 
Transformatorstation auch außerhalb der Be-
bauungslinie bzw. Baugrenzen zuzulassen. 
Bei erhöhtem Leistungsbedarf einzelner Ge-
werbeansiedlungen kann der Bau zusätzlicher 
Transformatorenstationen erforderlich werden 
Zur Sicherstellung der Stromversorgung ist es 
erforderlich, frühzeitig in die Planung bezüglich 
vorgesehener Parkflächen, die mit Ladesäulen 
für Elektrofahrzeuge auszustatten sind, einbe-
zogen zu werden. In Abhängigkeit der vorge-
sehenen Parkflächen mit Ladesäulen ist der 
Energiebedarf im Bezug auf benötigte Trans-
formatorenstationen und die Anzahl der Strom-
kabel in den öffentlichen Gehwegen und Stra-
ßen ein wesentlicher Planungsfaktor. 
Daraus kann ein Mehrbedarf an Flächen für die 
Errichtung von zusätzlichen Transformatoren-

Leitungsführung u. a. den so betroffenen Versor-
gungsunternehmen kostenfrei öffentliche Ver-
kehrsflächen bereitgestellt werden, innerhalb 
derer Leitungen und sonstige Betriebsmittel ver-
legt werden können. In Rahmen dessen wird die 
Plangeberin ebenfalls Sorge tragen, dass nöti-
genfalls bestehende Leitungen so umgelegt wer-
den, dass diese auch künftig innerhalb öffentli-
cher Flächen verlaufen. 
 
Der Anregung auf Festsetzung eines planungs-
rechtlich gesicherten Standortes für die Errich-
tung einer Transformatorenstation wurde bereits 
gefolgt, um die Stromversorgung im künftigen 
Gewerbegebiet gewährleisten zu können. In der 
Planzeichnung befindet sich bereits eine Versor-
gungsfläche gemäß der Anregung. Im Textteil 
zum Bebauungsplan ist zudem die planungs-
rechtliche Festsetzung aufgenommen, dass der 
Versorgung dienende Nebenanlagen auch au-
ßerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
zulässig sind, um bei Bedarf eventuell zusätzli-
che Transformatorenstationen im Plangebiet er-
richten zu können. Gesonderte Vorhalteflächen 
für weitere Transformatoren festzusetzen, er-
scheint vor diesem Hintergrund nicht notwendig, 
da der genaue Bedarf derzeit nicht abgeschätzt 
und im Übrigen von der Anregungsträgerin kon-
kret auch nicht mitgeteilt wurde. Bedarf und 
Lage der benötigten Anlagen ist aus der Sicht 
der Stadt derzeit nicht realistisch abzuschätzen, 
da der künftige Strombedarf der Betriebe und 
sonstigen Nutzer nicht zu ermitteln ist. Nur be-
reits die Anzahl an geplanten Ladestationen für 
e-Mobilität beeinflussen die Häufigkeit und Lage 
von Trafostationen. Erst mit der Vermarktung 
der Flächen wird bekannt, welcher Strombedarf 



Bauleitplanung der ung Bad König ANLAGE I
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB

Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag Abstimmung-Erg. 
Ja  /  Nein / Enth.

Seite 47

stationen zur Sicherstellung des Energiebe-
darfs für die E-Mobilität resultieren. Für eine 
ökonomisch nachhaltige Erschließung sind die 
Flächen zur Errichtung von Transformatoren-
stationen bereits in die Bauleitplanung als Vor-
halteflächen mit aufzunehmen.

Im Bereich der Baumaßnahme verläuft eine 
Gas-HD-Leitung. Vor Baubeginn hat eine Ein-
weisung durch den Anlagenbetreiber zu erfol-
gen. Ihr Ansprechpartner ist xxx in unserer Re-
gionalstelle Darmstadt, Tel.: (06151) 701-xxx 
(Anmerkung: Name und Telefonnummer ano-
nymisiert).

Ein Angebot über die Errichtung, Änderung o-
der Verdichtung der Straßenbeleuchtung er-
halten Sie auf Anfrage von unserer Beleuch-
tungsabteilung. Ihr Ansprechpartner ist xxx in 
unserer Regionalstelle Erbach, Tel.: (06151)
701-xxx.

auch letztlich seitens der Unternehmen ange-
zeigt wird. Da hierüber derzeit keine Kenntnis 
herrscht, ist eine verbindliche Planfestsetzung 
nicht möglich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, der 
Leitungsverlauf ist der Plangeberin bereits be-
kannt und die Planbeteiligten werden die Anre-
gungsträgerin als Anlagenbetreiber zu gegebe-
nen Zeitpunkt entsprechend unterrichten und 
sich mit ihr abstimmen. 

Kenntnisnahme, der Festsetzungsgehalt des
Bebauungsplanes ist hiervon nicht betroffen,
sondern vielmehr die dem Verfahren nachfol-
gende Bauausführung / Ausführungsplanung.
Eine weitergehende städtebauliche Stellung-
nahme sowie ein darauf abgestellter Beschluss-
vorschlag können daher ausbleiben.

B 4 Hessen Mobil Straßen- und Verkehrsma-
nagement
Stellungnahme vom 13. Juli 2022 
Verspäteter Eingang!

Gegen die oben genannte Bauleitplanung be-
stehen seitens Hessen Mobil grundsätzlich 
keine Einwände. Die äußere verkehrliche Er-
schließung des Plangebietes wird derzeit als 
gesichert angesehen. 

Folgende fachlichen Hinweise sind im weiteren 
Planungsverlauf allerdings unbedingt zu be-
rücksichtigen: 

Kenntnisnahme; die Anregungsträgerin hat 
keine grundsätzlichen Einwände und sieht die
äußere verkehrliche Erschließung des Plange-
bietes als gesichert an. 

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

5 1 -
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 Gegen den Straßenbaulastträger von klassi-
fizierten Straßen bestehen keine Ansprüche 
auf Durchführung von Schutzmaßnahmen 
aufgrund des BlmSchG.  

 Es wäre aus Sicht von Hessen Mobil begrü-
ßenswert im Bebauungsplan verbindlich 
festzuschreiben, dass der geplante, parallel 
zur B 45 verlaufende Gehölz-Grünstreifen 
ausschließlich aus heimischen Gehölzarten 
gebietseigener Herkünfte herzustellen ist.  

 Aufgrund des auch im Odenwald grassieren-
den Eschensterbens ist auf die Anpflanzung 
der Baumart Fraxinus excelsior (Esche) zu 
verzichtet.  
 

 Der Abstand der Gehölzgrünfläche zur 
Grenze des Straßengrundstücks ist so groß 
zu wählen, dass die Gehölze unter Berück-
sichtigung ihres Zuwachses bzw. ihrer End-
größe die Unterhaltung der Grünflächen der 
Bundesstraße nicht beeinträchtigen oder er-
schweren.  

 Die Abstände / Regelungen der Richtlinien 
für passiven Schutz an Straßen durch Fahr-
zeug-Rückhaltesysteme (kurz RPS) sind im 
Zusammenhang mit Neupflanzungen zu be-
achten. 

 Die Befahrbarkeit des Knotens (B 45/ Er-
schließungsstraße) ist durch die jeweiligen 
Bemessungsfahrzeuge mittels Schleppkur-
ven nachzuweisen.  

 Die Aufstelllängen der Ein- und Abbiegefahr-
streifen sind zu bemessen und deren ausrei-
chende Länge sind nachzuweisen.  

 Die Fußgängerquerung über die B 45 sollte 
aus Sicht von Hessen Mobil möglichst recht-

Die rechtlichen Grundlagen sind der Plangeberin 
bekannt. 
 
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und die text-
liche Festsetzung des Gehölzstreifens (An-
pflanzfläche A) ist mit dem Zusat
zu versehen.  
 
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und die 
Esche als Baum 1. Ordnung aus der Pflanzliste 
zu entfernen.   
 
 
Die Rechtsgrundlagen des Hessischen Nach-
barrechtsgesetz (NachbG HE 1962) gelten un-
eingeschränkt.  
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass die Planung der Er-
schließungsstraße im Gebiet auf der Ebene der 
Bauleitplanung auf der Grundlage einer dynami-
schen Schleppkurve erfolgt ist. Der Anregung 
konnte dahingehend bereits gefolgt werden. 
Eine detaillierte Straßenplanung erfolgt nachran-
gig im Zuge der Erschließungsplanung und Um-
setzung. Eine weitergehende städtebauliche 
Stellungnahme sowie ein darauf abgestellter Be-
schlussvorschlag können daher ausbleiben.  

Keine. 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
Keine. 
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winklig zur Straßenachse verlaufen; planeri-
sche Modifizierungen sind diesbezüglich zu 
prüfen.  

 Entlang der Erschließungsstraße im geplan-
ten Gewerbegebiet ist ein einseitiger Geh-
weg mit einer Breite von 1,50 m vorgesehen. 
Hessen Mobil weist darauf hin, dass nach 
RASt´06 Gehwege mit einer Regelbreite von 
2,50 m herzustellen sind  

 Im Kapital 4.2.4 wurde auf die Fahrradab-
stellplätze nicht eingegangen. In diesem Zu-
sammenhang sind überdachte Fahrradab-
stellplätze seitens Hessen Mobil zu 
empfehlen. Wir bitten Sie diesen Punkt in 
den Planunterlagen einzuarbeiten.  
 

 Der gesamte Bereich des Baugebietes ent-
lang der B45 ist als Bereich ohne Ein- und 
Ausfahrt festzusetzen. Bisher wurde nur der 
Bereich der neuen Erschließungsstraße im 
unmittelbaren Knotenpunktbereich als Be-
reich ohne Zufahrten festgesetzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Die verkehrliche Erschließung des Bauge-
bietes wurde im Gutachten aus dem Jahr 
2017 untersucht. Das Gutachten kommt zu 
dem Ergebnis, dass das GE-Gebiet am bes-
ten über den untersuchten Knotenpunkt 

 
 
 
Bei der Ausgestaltung der internen Erschlie-
ßungsstraße wurde sich bereits an der RASt 06 
orientiert und der festgesetzte Straßenquer-
schnitt dementsprechend ausgewählt. 
 
 
Der Anregung sollte gefolgt und die Begründung 
an entsprechender Stelle redaktionell ergänzt 
werden. Hingewiesen wird darauf, dass eine 
Überdachung von Fahrradabstellplätze im Er-
messenspielraum der Bauherren liegt und somit 
nicht zwingend festgesetzt werden sollte.  
 
Der Anregung sollte gefolgt und der Plan durch 
einen dementsprechenden Planeintrag ergänzt 
werden. Es wird jedoch festgestellt, dass eine 
solche Festsetzung dem Grunde nach obsolet 
ist, da zwischen den Gewerbeflächen und der 
B 45 die Anpflanzfläche A liegt, auf der Gehölz-
pflanzungen sowie ein ruderaler Wiesenstreifen 
realisiert werden sollen und von daher nicht 
überfahren werden kann. In diesem Sinne hat 
die Festsetzung eines Bereiches ohne Ein- und 
Ausfahrt mehr hinweisenden Charakter und es 
wird festgestellt, dass es sich um eine positive 
Veränderung des bestehenden Festsetzungsge-
haltes handelt und nicht um eine materiell-recht-
liche Änderung. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 

 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, die Begründung ist demgemäß re-
daktionell anzupassen. 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Planteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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B 45 / L 3318 mittels einer Lichtsignalanlage 
an das überörtliche Straßennetz ange-
schlossen werden kann. Die Aussagen des 
Gutachtens sind aus Sicht von Hessen Mobil 
plausibel.  

 Die Planung für den notwendigen Umbau 
(Erweiterung) des Knotenpunktes B 45/ L 
3318/ gepl. Erschließungsstraße ist Hessen 
Mobil noch vorzulegen.  

 Für die Realisierung der verkehrlichen Er-
schließung ist mit Hessen Mobil eine Verwal-
tungsvereinbarung abzuschließen. Alle Kos-
ten im Zusammenhang mit der Erschließung 
des Baugebietes trägt die Stadt Bad König.  

 Die erforderlichen Sichtdreiecke für die Ein-
mündung/Kreuzung sind im BPlan festzuset-
zen.  

 
 
 Die Bauverbotszone von 20 m (§ 9 FStrG), 

gemessen vom äußeren Rand der befestig-
ten Fahrbahn der B 45, bezieht sich auch auf 
Werbeanlagen. Dies ist in den textlichen 
Festsetzungen mit aufzunehmen bzw. im B-
Plan zu überarbeiten. 
 
Eine abschließende Stellungnahme seitens 
Hessen Mobil erhalten Sie sobald uns die 
fehlenden Unterlagen vorgelegt werden. 
 
 
 
 

Bei angedachter Veröffentlichung dieses 
Schreibens widerspricht Hessen Mobil aus-
drücklich der Herausgabe personenbezogener 
Daten. 

 
 
 
 
 
Die Planung obliegt der nachrangigen Erschlie-
ßungsplanung, der Festsetzungsgehalt des Be-
bauungsplanes ist hiervon nicht betroffen. 
 
Kenntnisnahme, der Festsetzungsgehalt des 
Bebauungsplanes ist hiervon nicht betroffen. 
 
 
 
Der Anregung sollte gefolgt und die erforderli-
chen Sichtdreiecke im Bereich der geplanten Er-
schließungsstraße in die Bundesstraße im Plan 
gekennzeichnet werden. 
 
Dem Hinweis sollte gefolgt und der Ausschluss 
auch von Werbeanlagen in der Bauverbotszone 
ergänzend in den Planunterlagen aufgeführt 
werden. 
 
 
 
Darauf hingewiesen wird, dass eine Vorlage der 
von der 
zeichneten Unterlagen nicht auf der Ebene der 
Bauleitplanung erfolgt, da hier keine Unterlagen 
fehlen, sondern im Rahmen der nachrangigen 
Erschließungsplanung abzustimmen sind. 
 
Kenntnisnahme.  
 

 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Planteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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B 5 IHK Darmstadt
Stellungnahme vom 11. Juli 2022
Verspäteter Eingang!

Plananlass ist die bauleitplanerische Neuaus-
weisung von Gewerbeflächen in Bad König. 
Die Flächen liegen im Außenbereich, weshalb 
die Aufstellung eines Bebauungsplans erfor-
derlich ist. Da die Gemeinde bestehende An-
fragen von Unternehmen nicht bedienen kann 
und auch keine anderweitigen Potentialflächen 
bestehen, ist die Neuausweisung von Gewer-
bebauland notwendig. Wir unterstützen die 
Ausweisung des Gewerbegebietes ausdrück-
lich. Die Bereitstellung von gewerblichen Bau-
flächen ist gerade im ländlichen Raum eine 
notwendige und lohnende Investition in die Da-
seinsvorsorge. Unternehmen stellen Arbeits-
und Ausbildungsplätze zur Verfügung, generie-
ren Gewerbesteuereinnahmen und die Be-
schäftigten generieren häufig Einnahmen die 
auch den Einzelhandel vor Ort positiv unter-
stützen. Wir haben daher keine Bedenken zum 
Bebauungsplan. Wir schließen nicht aus, dass 
kammerzugehörige Unternehmen Einwände 
haben können, die uns nicht bekannt sind.

Kenntnisnahme.

Der Vortrag wird im Sinne nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme zur 
Kenntnis genommen. Es wird festge-
stellt, dass die Anregungsträgerin die 
Planungsabsicht der Stadt unterstützt 
und keine Anregungen vorträgt.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

B 6 Landesamt für Denkmalpflege Hessen 
hessenArchäologie
Stellungnahme vom 14. Juni 2022

Die vorliegende Planung wird vom Landesamt 
für Denkmalpflege, hessenArchäologie, im der-
zeitigen Stadium abgelehnt, da nicht sicherge-
stellt ist, dass die öffentlichen Belange des Bo-
dendenkmalschutzes und der 
Bodendenkmalpflege (8 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 
hinreichend berücksichtigt werden. Im Rahmen 

Es ist festzustellen, dass die Anregungsträgerin 
ungeachtet der anfänglichen Ablehnung im Fol-
genden aufzeigt, unter welchen planerischen 
Voraussetzungen sie der Planung zustimmt. Wie 
zuvor von der Anregungsträgerin gefordert 
wurde ein archäologisches Gutachten bzw. eine 
vorbereitende Untersuchung durchgeführt, das 

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

5 1 -

5 1 -
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der ersten Offenlage, der Gutachtenerstellung 
und der danach erfolgten Abstimmung wurde 
festgestellt (Email vom 08.05.2019 an Büro 
DF-P), dass die geomagnetische Prospektion 
(...) den im Rahmen der Stellungnahme zur 
ersten Offenlage geäußerten Hinweis auf die 
Existenz von Bodendenkmälern nach § 2 Abs. 
2 HDSchG im Bereich des B-Plans bestätigt 
und eine exakte Lagebestimmung ermöglicht" 
hat. Zudem hat die Prospektion ergeben, dass 
keine weiteren Bodendenkmäler im Bereich 
des B-Plans vorhanden sind.  
Die Struktur und Lage des Altweges lassen 
vermuten, dass es sich um eine mittelalterlich 
frühneuzeitliche Wegeverbindung handelt, die 
allerdings im 19. Jahrhundert bereits aus der 
Nutzung gekommen ist. Dies deuten auch die 
Hinweise auf die ursprüngliche Flureinteilung 
im Bereich der untersuchten Fläche an. Die Er-
haltungsqualität des Bodendenkmals sowie 
seine Fortsetzung außerhalb des Geltungsbe-
reichs des B-Plans ergibt in der Abwägung der 
Schutzanforderungen des Kulturdenkmals ge-
genüber dem Planungsinteresse der Kom-
mune keine Erhaltungsnotwendigkeit, wenn si-
chergestellt wird, dass das Bodendenkmal im 
Vorfeld der Zerstörung dokumentiert wird.  
Aus meiner Sicht reicht als Dokumentations-
umfang ein Schnitt an einer noch abzustim-
menden Stelle durch den Wegekörper und eine 
systematische Begehung des Verlaufes mittels 
Sonde.  
Die Durchführung dieser Untersuchung sollte 
durch eine archäologische Fachfirma durchge-
führt werden. Gemäß § 18 Abs. 5 HDSchG 
kommt der Veranlasser der Veränderung oder 
Beseitigung eines Kulturdenkmals für die Kos-
ten seiner Dokumentation auf.  

Bodendenkmal (Altweg, mittelalterlich frühneu-
zeitliche Wegeverbindung) bestätigt wird und zur 
Sicherung und Dokumentation angeregt und als 
ausreichend erachtet wurde, einen Schnitt an ei-
ner Stelle entlang des Altweges durchzuführen. 
Nach dem Vortrag der Anregungsträgerin be-
steht in Abwägung der Schutzanforderungen 
und dem Planungsinteresse der Stadt keine Er-
haltungsnotwendigkeit des Denkmals, wenn die 
aufgeführte Dokumentation sichergestellt ist.  
Es ist hierzu festzustellen, dass der Anregungs-
trägerin ebenfalls bereits einen Lagevorschlag 
des Schnitts und ein Untersuchungsrahmen vor-
liegen. Nach Abschluss der Dokumentation ge-
mäß den Forderungen der Anregungsträgerin ist 
von einer Beachtung ihrer Belange des Boden-
denkmalschutzes hinreichend auszugehen. 
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Ein entsprechender Lagevorschlag und Unter-
suchungsrahmen wurde bereits von einer 
Fachfirma erarbeitet und vorgelegt.  
 
Es wird daher angeregt, vor dem Hintergrund 
der getroffenen Feststellung den Hinweis (S. 
18 Pkt. C 1 im Textteil des Bebauungsplans) 

3.2.6 in der Begründung) entsprechend zu kor-
rigieren. Der Lagevorschlag und Untersu-
chungsrahmen sollten ebenfalls in den Bebau-
ungsplan aufgenommen werden.  
 
 
 
 
 
 
Für den übrigen Bereich ist der Hinweis auf die 
Meldepflicht von Bodendenkmälern nach § 21 
HDSchG (S. 18 Pkt. C 1 im Textteil des Bebau-
ungsplans) korrekt. 
  
 
Eine Kopie dieses Schreibens geht an die Un-
tere Denkmalschutzbehörde beim Odenwald-
kreis zur Kenntnis.  
 
Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme ver-
hält sich ausschließlich zu den öffentlichen Be-
langen des Bodendenkmalschutzes und der 
Bodendenkmalpflege. Eine gesonderte Stel-
lungnahme zu den Belangen des Baudenkmal-
schutzes und der Baudenkmalpflege behält 
sich die Denkmalfachbehörde vor. 
 

 
 
 
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und die 
Planunterlagen sollten hinsichtlich der Lage und 
dem Untersuchungsrahmen des notwendigen 
Schnitts sowohl im Textteil als auch im Hinweis-
teil ergänzt werden.  
Auf die Darstellung der genannten Punkte im 
Bebauungsplan sollte im Sinne einer Planlesbar-
keit allerdings verzichtet werden, da sie zum ei-
nen keine Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 
BauGB sind und zum anderen nach Abschluss 
der Dokumentationsarbeiten die Darstellungen 
keine Bewandtnis mehr haben und somit obsolet 
würden.  
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
Das Landesamt für Denkmalpflege wurde so-
wohl mit seiner Dienststelle in Wiesbaden 
(Denkmalfachbehörde) als auch in Darmstadt 
(hessenArchäologie) mit Schreiben vom 
08.06.2022 am Entwurf der Bauleitplanung be-
teiligt. Seitens der Denkmalfachbehörde ist 
keine Stellungnahme mit Hinweisen oder Anre-
gungen eingegangen.  
 
 

 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, der Textteil ist demgemäß redakti-
onell anzupassen. 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
Keine. 
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B 7 NABU-Kreisverband Odenwaldkreis e. V.
Stellungnahme vom 07. Juli 2022

Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 
08.06.2022 nehmen wir im Namen des NABU 
Landesverbands Hessen zu oben genannter 
Bauleitplanung wie folgt Stellung: Nach den 
Grundsätzen des Baugesetzbuches (§§ 1 und 
1a BauGB) soll mit Grund und Boden sparsam 
und schonend umgegangen werden. Die 
Gründe hierfür sind vielfältig und im Gesetz im 
Einzelnen dargestellt. Die Bestrebungen der 
Stadt Bad König stehen im Kontrast zu den na-
tionalen Bemühungen und Forderungen an die 
Kommunen, den Flächenverbrauch hinsicht-
lich der gravierenden Folgen des ungezügelten 
Flächenverbrauchs und der fortschreitenden 
Flächenzerschneidung für die nachfolgenden 
Generationen einzudämmen. 

Die Auswirkungen auf den Grundwasserspie-
gel im naheliegenden NSG wurden u.E. nicht 
ausreichend untersucht und dargestellt. Daher 
ist nicht auszuschließen, dass es durch die 

Der Gesetzgeber ermächtigt grundlegend die 

die ihren städtebaulichen Entwicklungs- und 
Ordnungsvorstellung entspricht. Eine (Bauleit-)
planung ist dann gerechtfertigt, wenn sie nach 

grund des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden nach § 1a BauGB ist es den planenden 
Kommunen nicht untersagt, gänzlich auf die In-
anspruchnahme von Grund und Boden zu ver-
zichten. Vielmehr verlangt ein sparsamer Um-
gang einen geringen Verbrauch. Der naturhafte 

samen Umgangs mit Grund und Boden nur in 
dem Umfang planerisch für eine Nutzung vorge-
sehen werden, wie es nach sorgfältiger Abwä-
gung aller im konkreten Fall planungserhebli-
chen öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander vertretbar ist. 
Dem ist die Plangeberin auch angemessen ge-
folgt, denn die für eine notwendige städtebauli-
che Entwicklung erforderliche Bodenversiege-
lung wird im Rahmen der Planfestsetzungen auf 
ein notwendiges Mindestmaß beschränkt. Inso-
fern sind die Aufstellung und Umsetzung einer 
flächenverbrauchenden Planung an das Erfor-
dernis und die Bereitschaft zur Entwicklung ge-
knüpft, die folglich überprüft und abgewogen 
werden müssen. 

Die Betroffenheit des Naturschutzgebietes 
Bruch von Bad König und Etzen- wurde 

sowohl im Umweltbericht zum vorliegenden Be-

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Der Vortrag wird im Sinne nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme zur Kennt-
nis genommen. Auswirkungen auf den 
Festsetzungsgehalt ergeben sich nicht.

Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-

3 1 1
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Eingriffe zu einer Absenkung des Grundwas-
serspiegels oder zu einer Veränderung im 
Wasserhaushalt in den umliegenden, nach 
§ 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
gesetzlich geschützten Biotopen kommt [(ge-
setzl. gesch. Biotope: 6219B1104 + 
6219B1100 Feuchtwiese nordöstlich vom Kin-
ziger Berg (Biotoptyp 06.210); 6219B1098 Er-
lensumpfwald der Mümlingaue südöstlich von 
Etzen-Gesäß, sowie 6219B1346 Erlensumpf-
wald östlich vom Kinziger Berg (Biotoptyp 
01.174)]. Eine Absenkung des Grundwasser-
spiegels muss aber unbedingt verhindert wer-
den, um die empfindlichen Pflanzengesell-
schaften nicht zu beeinträchtigen und somit 
einem Verstoß gegen § 44 Abs. 1 Nr. 4 
BNatSchG (Verbot der Beschädigung oder der 
Zerstörung wild lebender Pflanzen der beson-
ders geschützten Arten oder ihre Entwick-
lungsformen) vorzubeugen.  
 
In der Baugrunduntersuchung aus der ersten 
Offenlage wurde mehrfach auf das hoch anste-
hende Grundwasser und die schwierigen Bo-
denverhältnisse hingewiesen. Die nach dem 
Gutachten erforderliche Grabtiefe von 3 m für 
den Kanalbau liegt ca. 1,7 bis 1,9 m im Grund-
wasser (Flurabstände nach Sondierungen 1,12 
- 1,34 m). Daher ist zum Kanalbau eine Grund-
wasserabsenkung notwendig. Demzufolge 
wird es aufgrund der nach Norden zunehmen-
den Kiesmächtigkeit dort zu den größten Aus-
wirkungen einer Grundwasserabsenkung kom-
men. Somit wird die Grundwasserabsenkung 
u. E. bis in das nahe gelegene Naturschutzge-

ig Etzen-
ein reichen, wo die Kiesschicht voraussichtlich 
immer durchlässiger wird. Darauf haben wir 

bauungsplan als auch den erstellten Fachgut-
achten für indirekt und gering eingeschätzt. Fer-
ner wurde die Planung des Gewerbegebietes in 
enger Abstimmung mit der Unteren Naturschutz- 
und Wasserbörde des Odenwaldkreises abge-
stimmt, die letztlich keine negative Betroffenheit 
für das NSG attestiert haben; insbesondere vor 
dem Hintergrund des geplanten mäandrieren-
den Regenwassergrabens, der dem ursprüng-
lich feuchten, aber in den letzten Jahren sehr tro-
cken gefallenen Naturschutzgebiet wieder 
Wasser zuführen wird. Eine Absenkung des 
Grundwasserspiegels ist daher nicht zu befürch-
ten. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Woher die Anregungsträgerin 
jedoch ihren Kenntnisgewinn erlangt, dass für 
den Kanalbau eine Grundwasserabsenkung er-
forderlich wird, führt sie nicht aus. Daher entzieht 
sich dieser Vortrag einer fachlichen Bewertung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vortrag wird im Sinne nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme zur Kennt-
nis genommen. Auswirkungen auf den 
Festsetzungsgehalt ergeben sich nicht. 
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schon in unserer ersten Stellungnahme vom 
02.07.2018 hingewiesen. 
Durch eine Gründung des Kanals auf Schotter 
wird es zu einer dauerhaften Drainagewirkung 
kommen und durch die Versiegelung der Flä-
chen zu einer stark reduzierten Grundwasser-
neubildung. Daher halten wir die Aussagen in 

wertung wird angenommen, dass die Grund-
wasserneubildungsrate durch die Erhöhung 
der Befestigungsrate auf die Hälfte reduziert 
wird. Diese Reduzierung bedingt in den Mo-
dellbetrachtungen nur eine GW-Absenkung um 
max. 0,1 m in den Wintermonaten. Demnach 
werden keine relevanten Auswirkungen auf die 

r zu kurz 
gegriffen, da die Auswirkungen durch die ge-
plante Kanalverlegung unberücksichtigt bleibt.  
Der durch die Eingriffe in den Boden verur-
sachte Drainageeffekt und die Versiegelung 
der Fläche im Plangebiet wird sich vermutlich 
wesentlich drastischer auf die angrenzenden 
Wiesenflächen und den Bachlauf des an der 
nördlichen Grenze verlaufenden Weilbaches 
auswirken. Die in den Wiesen der nördlich an-
grenzen NSG-Flächen vorkommenden Rote 
Liste-Arten  Dactylhoriza majalis (Breitblättri-
ges Knabenkraut), Bromus racemosus (Trau-
bige Trespe) und Eleocharis uniglumis (Eins-
pelzige Sumpfbinse) sind auf ausreichende 
Bodenfeuchte angewiesen und leiden jetzt 
schon unter der allgemeinen Trockentendenz. 
Die Arten Kohldistel, Sumpfdotterblume, Wie-
sensilau, Sumpfschafgarbe, Rasenvergiss-
meinnicht und mehrere Seggen-Arten sind 
ebenfalls auf ausreichende Wasserversorgung 
angewiesen. 
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Der Weilbach ist der einzige Wasserzufluss zu 
dem oberen Tümpel im Auwald, wo die dorti-
gen Amphibienpopulationen auf eine ausrei-
chende Wasserversorgung ihrer Laichgewäs-
ser angewiesen sind.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die Bodenversiegelung im Plangebiet 
und die daraus erfolgende Nutzung gehen 
Nahrungshabitate für z. B. Graureiher, Rot- 
und Schwarzmilan, aber auch für den immer 
weiter in den Odenwald vordringenden Weiß-
storch verloren.  
 
Die gemachten Vorschläge für vorlaufende Er-
satzmaßnahmen (CEF) für Fledermäuse rei-
chen u. E. nicht aus, um den drohenden Ver-
lust evtl. existierender Fledermausquartiere 
auszugleichen. Dies ergibt sich aus der Veröf-
fentlichung von Untersuchungen zur Tauglich-
keit von Fledermauskästen als CEF-Maßnah-
men. Es liegt ein aktueller, wissenschaftlich 
untermauerter fachlicher Kenntnisstand vor, 
aus dem sich die Ungeeignetheit dieser CEF-
Maßnahmen ergibt (IDUR-Schnellbrief 
Nov./Dez. 2017, Seite 68). Dies führt zu einer 
anerkannten Vorlaufzeit von bis zu 5 Jahren, 
um von einer prognostischen Wirksamkeit zum 
Zeitpunkt der Zerstörung der Fortpflanzungs- 

Es wird festgestellt, dass durch das geplante 
Niederschlagswasserkonzept und dem damit 
einhergehenden Verbleib des im Gebiet anfal-
lenden Niederschlagswassers bzw. Zuleitung in 
den Weilbach, eine Wasserführung des Fließge-
wässers gesichert ist. Aus naturschutzfachlicher 
Sicht ist dies eine Verbesserung des heutigen 
Zustands. Das gesammelte und gereinigte Nie-
derschlagswasser soll nördlich des geplanten 
Gewerbegebiets in den im Naturschutzgebiet 

ig und Etzen-
lichen Fürstengrunder Bach / Weilbach geleitet 
werden. Das Wasser soll damit weitgehend vor 
Ort verbleiben. Dadurch kann der Wasserhaus-
halt in diesem Bereich verbessert werden. 
 
Die Belange wurden angemessen in die Arten-
schutzprüfung eingestellt und erforderlichenfalls 
Ersatz- oder Vermeidungsmaßnahmen festge-
setzt. 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass aus gutachterlicher 
Sicht im Rahmen der erfolgten Artenschutzprü-
fung geeignete Maßnahmen zur Vermeidung 
von Verbotstatbeständen formuliert, die alsdann 
in den Festsetzungsgehalt des Bebauungspla-
nes übernommen wurden. 
Für die Artengruppe der Fledermäuse wurde 
eine grundsätzliche Betroffenheit festgestellt, da 
im Planbereich Höhlenbäume vorhanden sind. 
Aus der Bestandssituation in Verbindung mit 
dem vorhandenen Altbaumpotenzial leitet sich 
die mögliche Betroffenheit ab. Arten, die den 
Geltungsbereich nur als reines Jagdhabitat auf-
suchen unterliegen nicht den Prüfanforderungen 

Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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und Ruhestätte zu gelangen. Mit der nunmehr 
vorgelegten Studie ist fachlich belegt, dass das 
Aufhängen von Fledermauskästen keine ge-
eignete CEF-Maßnahme darstellt.  
 
Zusätzlich dazu lässt sich der Verlust des Nah-
rungshabitates, das die Wiesenflächen des 
Plangebietes darstellen, hierdurch nicht aus-
gleichen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auch das Aufhängen von Nistkästen für Vögel 
kann nicht als Ausgleich akzeptiert werden, da 
sich in den Bereichen, die für die Anbringung 
der Nisthilfen geeigneten wären, mit Sicherheit 
schon Reviere anderer Vögel und Fledermaus-
populationen befinden und es somit durch Kon-
kurrenzverhalten in den Revieren der einzel-
nen Arten nicht zu einer weiteren Ansiedlung 
gleicher Arten kommen wird.  
 
 

des § 44 (1) BNatSchG. Aufgrund ihrer allgemei-
nen Gefährdungssituation wurde für die Gruppe 
der Fledermausarten eine formale Artenschutz-
prüfung durchgeführt; die Betrachtung erfolgte 
als Gruppenbetrachtung für Arten mit einer Be-
vorzugung von Baumhöhlenquartieren, da keine 
konkreten Artnachweise vorlagen. Der Gutach-
ter kommt zu dem Ergebnis, dass bei Berück-
sichtigung der formulierten Maßnahmen kein 
Verbotstatbestand nach § 44 (1) BNatSchG ein-
tritt und eine Ausnahme nicht erforderlich wird.  
Als Ersatz für den Verlust von (potenziell nutz-
baren) Quartierstrukturen für Baumhöhlen be-
wohnende Fledermausarten sind entspre-
chende Hilfsgeräte zu installieren, wobei je 
abgängigem Höhlenbaum zwei Hilfsgeräte auf-
zuhängen sind. Über eine Funktionslosigkeit o-
der einen langjährigen Vorgriff macht das Gut-
achten keine Aussage, sondern, dass die 
Umsetzung dieser Maßnahmen den Eingriffen 
voranzustellen sind unter Anleitung einer fach-
lich qualifizierten Person. 
Die zuständige Naturschutzbehörde erhält einen 
Ergebnisbericht als Vollzugsdokumentation, in 
dem auch die Standorte der Hilfsgeräte sowie 
die Quantifizierung nachgewiesen sind. 
 
Im Zuge der Artenschutzprüfung konnte festge-
stellt werden, dass nur für den Haussperling, 
Mauersegler und die Rauchschwalbe wegen des 
in Hessen als ungünstig-unzureichend bewerte-
ten Erhaltungszustandes vorhabensbedingte 
Beeinträchtigungen nicht ausgeschlossen wer-
den können und daher die formale Prüfung er-
folgte. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, 
dass bei Beachtung der vorsorgend formulierten 
Vermeidungsmaßnahmen kein Verbotstatbe-
stand nach § 44(1) BNatSchG eintritt und eine 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich. 
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Zu Punkt 4.1.9 Planungen, Nutzungsregelun-
gen, Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von Boden Na-
tur und Landschaft und 4.1.11 Gebiete, in de-
nen bei der Errichtung von Gebäuden oder be-
stimmten sonstigen baulichen Anlagen 
bestimmte bauliche und sonstige technische 
Maßnahmen für die Erzeugung, Nutzung oder 
Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus 
erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-
Kopplung getroffen werden müssen, stellt sich 
uns die Frage, ob evtl. noch einmal näher er-
läutert werden kann, wie die gleichzeitige Nut-
zung der Dachflächen als Gründach zur Förde-
rung der Insektenwelt und die verbindliche 
Festsetzung zur Installation von Anlagen zur 
Nutzung der solaren Strahlungsenergie im 
neuen Gewerbegebiet vereinbar sind? Wie das 
ohne eine Verschattung der Flächen und damit 
negativen Auswirkungen auf die Begrünung er-
folgen soll, erschließt sich uns nicht.  
 
 
Die Planungsrechtliche Festsetzungen sind um 
Festsetzungen zur Beleuchtung zu ergänzen: 
Angesichts massiver Rückgänge im Bereich 
der Biodiversität sind die von Außenbeleuch-
tung ausgehenden Umweltbeeinträchtigungen 
auf tag- und nachtaktive Flora und Fauna so-
wie die zunehmende Aufhellung des Nachthim-
mels durch Kunstlichtquellen so gering wie 
möglich zu halten. Bei der Planung von Außen-
beleuchtung sind daher grundsätzlich folgende 
Anforderungen zu erfüllen und festzusetzen:  

Ausnahme für keine der Arten erforderlich wird. 
Die Vermeidungsmaßnahmen wurden in den 
Festsetzungsgehalt übernommen. 
 
Unabhängig von Ausrichtung und Winkel, mit 
dem die Module zur Sonne ausgerichtet sind, 
müssen sie über einer Dachbegrünung aufge-
ständert sein. Aufgeständert heißt, eine Unter-
konstruktion, auf der die PV-Module montiert 
sind, garantiert den Abstand zwischen Substrat 
der Dachbegrünung und PV-Modul. Wenn aus 
statischen Gründen keine Aufständerung mög-
lich ist, kann ein Kiesstreifen unter und vor der 
unteren Modulkante aufgebracht werden. Auch 
eine dünne Keramikplatte verhindert ein Über-
wachsen der Module. In diesem Sinne sind bei 
Fachunternehmen technische Möglichkeiten der 
Kombination von Dachbegrünung und Photovol-
taik marktüblich und umsetzbar. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen sollte gefolgt und dementspre-
chende Festsetzungen in den Textteil zum Be-
bauungsplan aufgenommen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Die Anregungen sind in der vorliegenden 
Bauleitplanung gemäß nebenstehender 
städtebaulicher Stellungnahme bereits an-
gemessen berücksichtigt. Eine Anpas-
sung des Festsetzungsgehaltes ist nicht 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird gemäß der neben-
stehenden städtebaulichen Stellung-
nahme gefolgt, der Textteil ist demge-
mäß redaktionell anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 



Bauleitplanung der ung Bad König ANLAGE I 
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 
 

Abstimmung-Erg. 
Ja     /  Nein    / Enth. 

 

Seite 60 

1. Künstliches Licht darf nur eingesetzt wer-
den, wo es begründet notwendig ist.  
2. Es darf nur die mindestens notwendige 
Lichtmenge eingesetzt werden.  
3. Künstliches Licht darf nur dann eingeschal-
tet sein, wenn es benötigt wird und soll außer-
halb der Nutzungszeit gedimmt (um mindes-
tens 70 %) oder abgeschaltet werden.  
4. Künstliches Licht darf nur dorthin strahlen 
wo es unbedingt nötig ist. Zur Vermeidung un-
gerichteter Abstrahlung sind daher nur voll-ab-
geschirmte Leuchten einzusetzen, die nur un-
terhalb der Horizontalen abstrahlen. Bei allen 
Beleuchtungsanlagen sind Außenwirkungen 
auf angrenzende potenzielle Lebensräume 
nachtaktiver oder nachts ruhebedürftiger Lebe-
wesen (inkl. Menschen) grundsätzlich zu ver-
meiden.  
5. Es sind nur Leuchtmittel mit geringen Ultra-
violett (UV)- und Blauanteilen zu verwenden, 
daher nur bernsteinfarbenes bis warmweißes 
Licht mit Farbtemperaturen von 1800 bis maxi-
mal 3000 Kelvin.  
6. Die Lichtpunkthöhe ist so niedrig wie mög-
lich zu halten.  
7. Werbebeleuchtung und Anstrahlungen gro-
ßer Flächen sind aufs Nötigste zu begrenzen. 
Anhaltspunkte dazu geben die unten genann-
ten Erläuterungen. Werbeanlagen außerhalb 
zusammenhängend bebauter Gebiete sind un-
zulässig.  
Erläuterung der Vorgaben:  
1. Künstliches Licht kann begründet notwendig 
sein, z.B. zur Sicherung eines Arbeitsplatzes o-
der zur Vorbeugung vor Gefahren. 
2. Die Lichtmenge soll auf das minimal Nötige 
beschränkt bleiben. Einschlägige Normwerte 
für die Beleuchtungsstärke (gemessen in Lux) 
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oder die Leuchtdichte (gemessen in cd/m²), die 
sich z.B. aus ASR A3.4 (für Arbeitsstätten) o-
der DIN-EN 13201 ergeben, dürfen nicht über-
schritten werden. Insbesondere bei der DIN-
EN 13201 sind die Auslegungsspielräume 
möglichst nach unten zu verwenden, so dass 
einem Überfluss an Licht vorgebeugt wird.  
3. Die Einschaltdauer künstlicher Beleuchtung 
soll sich nach den tatsächlichen Anforderun-
gen richten, z.B. an einen gegebenen Arbeits-
platz. So wird Energie besonders effektiv ge-
spart und unnötiger Lichtverschwendung 
vorgebeugt.  
4. Es sind nur voll abgeschirmte Leuchten zu 
verwenden, die im installierten Zustand kein 
Licht horizontal oder nach oben abstrahlen: 
Upward Light Ratio = 0 %; besser: Lichtstärke-
klasse G6 nach DIN/EN 13201. Auf aufge-
neigte Leuchten, Bodenstrahler, Skybeamer, 
Kugelleuchten, nicht abgeschirmte Röhren ist 
zu verzichten.  
5. Es darf nur bernsteinfarbenes bis warmwei-
ßes Licht mit geringem Ultraviolett(UV)- und 
Blauanteil eingesetzt werden. Als Hinweis 
kann eine Farbtemperatur von 1800 bis max. 

-
LED sind mit ihrem bernsteinfarbenen Licht die 
bessere Wahl und ersetzen die bekannten in-
sektenfreundlichen Natriumdampfhochdruck-
lampen, haben jedoch diesen gegenüber eine 
bessere Farbwiedergabe und erfüllen die An-
forderungen an den Farbwiedergabeindex der 
technischen Regeln für Arbeitsstätten ASR 
A3.4.  
6. Um unerwünschte und weitreichende Au-
ßenwirkung der Beleuchtung zu reduzieren, 
soll die Installationshöhe nicht zu hoch gewählt 
werden.  
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7. Für Werbebeleuchtung und Anstrahlungen 
gilt: Bei großen Flächen (größer als 10 m²) soll 
die Leuchtdichte im urbanen Raum 5 cd/m² 
(Candela pro Quadratmeter), im ländlichen 
Raum 2 cd/m² nicht übersteigen. Bei kleinen 
Flächen (weniger als 10 m²) soll die Leucht-
dichte nicht heller als 50 cd/m² im dörflichen 
Bereich oder 100 cd/m² im urbanen Raum sein. 
Die Hintergründe (größten Flächenanteile) sind 
möglichst in dunklem oder warmem Farbton zu 
halten. Als Anhalt kann dienen, dass übliche 
Leuchtdichten (Helligkeitseindruck) der Stra-
ßenfläche oft unter 1 cd/m² liegen.  
 
Leider hat die Stadt Bad König es versäumt, 
ein zusammenhängendes und damit sinnvolles 
Konzept zum Ausgleich der Eingriffe in Natur 
und Landschaft zu entwickeln. Stattdessen 
wurde auf die übliche und einfachere Lösung 
einer konfettiartigen Verteilung der Ausgleichs-
flächen zurückgegriffen, die unter dem Strich 
vor allem dem rechnerischen Ausgleich dienen 
und weniger einem ernst gemeinten Ausgleich 
der Eingriffe darstellen. Die geplante Anpflan-
zung von zahlreichen Obstbäumen macht sich 
sehr gut in der Berechnung. Sieht man sich al-
lerdings den Streuobstbestand im Umkreis von 
Bad König an, der seit Jahren unter einem 
massiven Befall von Misteln leidet und abstirbt, 
ist anzuzweifeln, ob die Neupflanzung die ers-
ten fünf Jahre überleben.  
 
Zusätzlich dazu halten wir die Berechnungen 
zugunsten des Ausgleichs für zu hoch ange-
setzt und schließen uns der Stellungnahme der 

. Dem entspre-
chend beträgt der ökologische Wert der von 
Ihnen geplanten Maßnahmen (Flächen A-L) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auf die nachstehende Behandlung der Stellung-
nahe der Unteren Naturschutzbehörde wird ver-
wiesen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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nicht 1.464.598 BWP, sondern 1.076.674 
BWP. Um das vom o. g. Planungsbüro ermit-
telte Ausgleichsdefizit in Höhe von 1.276.476 
BWP zu kompensieren, fehlen nach unserer 
Berechnung noch ca. 200.000 BWP, die durch 
geeignete Maßnahme noch festzulegen bzw. 

nicht unerwähnt lassen, dass wir das vom o. g. 
Planungsbüro ermittelte Ausgleichsdefizit in 
Höhe von 1.276.476 BWP nicht nachvollziehen 
können: bewachsene Feldwege und insbeson-
dere der Fauna und Kleinsäugern dienende 
Gebüsche innerhalb des Geltungsbereichs ei-
nes Gewerbegebiets? Dies wäre ein Novum in 
der Geschichte der Umsetzung von diesbezüg-
lichen bauleitplanerischen Festsetzungen im 

Wir bitten um Berücksichtigung unserer Anre-
gungen und Bedenken.

Die Anregungen werden in die Abwägung einge-
stellt.

B 8 OREG Odenwald - Regional - Gesellschaft 
mbH, Stellungnahme vom 08. Juli 2022

Da wir als Aufgabenträger für den Öffentlichen 
Personennahverkehr im Odenwaldkreis in die 

möchten wir uns gerne hierzu äußern. 

Laut unserer Auffassung sollte ein Gewerbege-
biet heutzutage immer mit einer Haltestelleninf-
rastruktur vorgesehen werden. Daher ist un-
sere Bitte, an geeigneter Stelle eine 
barrierefreie Haltestelle einzuplanen. Diese 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, sie 
betrifft den Regelungsgehalt eines Bebauungs-
planes bzw. der Bauleitplanung jedoch nicht. Die 
Erweiterung und Planung des ÖPNV-Netzes so-
wie Ausstattung der Bushaltestellen kann mittels 

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

Keine. Ergänzend wird festgestellt, dass 
mit der bestehenden Bushaltestelle Bad Kö-
nig Nord eine fußläufig erreichbare Halte-
stelle besteht. Für den südlichen Bereich 

1 -5
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kann einseitig sein, da im Bauplan ein Wende-
hammer vorgesehen ist. Ob und welcher Form 
die Bedienung des Gewerbegebiets umgesetzt 
werden kann, prüfen wir wenn die Pläne und 
die Umsetzung konkreter werden.

einer informellen Planung wie einem Mobilitäts-
konzept vorbereitet werden und bei zukünftigen 
Planungen dann Berücksichtigung finden. Für 
die Neu- und Umbau von Haltestellen sind die 
Straßenverkehrsbehörde sowie der Straßen-
baulastträger zuständig.
Die Bauleitplanung hingegen ist das maßgebli-
che Instrument, nach dem die städtebauliche 
Planung einer Kommune erfolgt. Aufgabe der 
Bauleitplanung gemäß § 1 Abs. 1 BauGB ist die 
Vorbereitung der baulichen und sonstigen Nut-
zung der kommunalen Grundstücke durch Auf-
stellung von Bauleitplänen (vorbereitende und 
verbindliche Bauleitplanung). Informelle Pla-
nungsinstrumente wie Entwicklungspläne oder 
Rahmenpläne fallen nicht unter die Bauleitpla-
nung des Städtebaurechts. 

des künftigen Gewerbegebietes ist die Hal-
testelle ca. 250 m entfernt, für den nörd-
lichsten Bereich ca. 800 m, durch die ent-
stehende interne Erschließungsstraße mit 
Gehweg eventuell auch etwas kürzer. Die 
Belange des ÖPNV sind daher bereits vom 
Grundsatz her berücksichtigt, wenngleich 
eine Erweiterung des Netzes die Benutzer-
freundlichkeit noch erhöhen würde.

B 9 Odenwaldkreis Die von den Fachstellen zu ihrem Aufga-
benbereich vorgetragenen Anregungen 
werden im Sinne der jeweils nebenste-
henden städtebaulichen Stellungnah-
men in die Abwägung eingestellt. Daraus 
sich ergebende Auswirkungen auf den 
Bebauungsplan sind den betroffenen 
Fachstellen zugeordnet und werden an 
betreffender Stelle zur Behandlung und 
Beschlussfassung vorgeschlagen. 

B 9.1 IV. 20 Bauaufsicht, Bauleit- und Regional-
planung Denkmalschutz, Untere Bauauf-
sichtsbehörde
Stellungnahme vom 05. Juli 2022

Seitens der Abteilung Bauaufsicht, Bauleit- und 
Regionalplanung, Denkmalschutz wird zu o.g. 
Vorhaben wie folgt Stellung genommen bzw. 
nachfolgende Anregungen vorgebracht:

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 5 1 -
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- Im Zuge einer städtebaulichen Abrundung 
sowie der Einhaltung des Flächennutzungs-
planes sollte angedacht werden, den Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes in nord-
östlicher Richtung zu erweitern und das 
bestehende Gebäude Nr. 15 (ehemalige 
Tankstelle an der B 45) zu integrieren. 
 
 

- Der Textteil des Bebauungsplanes umfasst 
sehr detaillierte und umfangreiche Pla-
nungsvorgaben. Unter Berücksichtigung der 
Prüfbarkeit, Umsetzbarkeit und Übersicht-
lichkeit sowie unter Berücksichtigung eines 
ausreichenden Gestaltungsspielraumes bei 
der zukünftigen Bauplanung, wird empfoh-
len die Bebauungsvorgaben auf die notwen-
digsten Inhalte eines qualifizierten Bebau-
ungsplanes zu beschränken. 

 
 
 
 
 

 
- Es wird darauf hingewiesen, dass zu den je-

weiligen textlichen Festsetzungen eine Be-
gründung erforderlich ist. Dies ist beispiels-
weise bei den Festsetzungen zur 
Beleuchtung nicht erfolgt. Hier wird eine ge-
nerelle Überprüfung angeregt. 

 
- Die Farben der Planzeichenerklärung und 

die Farben des Planteils des Bebauungspla-
nes stimmen zum Teil nicht überein oder 
sind nicht dargestellt (z. B. Grünflächen). 
Auch werden Zeichen aus dem Planteil in 

Die Plangeberin hat die Aufnahme des in Rede 
gebrachten Grundstücks und dessen Ausklam-
mern aus dem Geltungsbereich vor Aufstellung 
des vorliegenden Planes geprüft und sich auf-
grund der vorherigen sowie aktuellen Nutzung 
des Tankstellengrundstücks gegen die Einbezie-
hung entschieden, da die Notwendigkeit hierfür 
nicht besteht.  
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden, da die 
detaillierten Festsetzungen das Ziel einer nach-
haltigen und somit ökonomisch, sozial und öko-
logisch abgestimmten Planung verfolgen. Durch 
Aufweichung einiger restriktiv wirkender  Fest-
setzungen würde dieses Ziel verloren gehen und 
die Entwicklung des Gewerbegebietes als ein 
möglichst nachhaltiges Gebiet würde nicht zu-
stande kommen. Doch die Plangeberin hat sich 
explizit für eine moderne, nachhaltige und an 
den Klimawandel angepasster Entwicklung des 
Gebietes entschieden, zum bestmöglichen Ein-
fügen des Gewerbestandortes in die Lage und 
Umgebung des Plangebietes selbst aber auch 
der Lage Bad Königs im ländlich geprägten 
Odenwald herrührend. 
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und eine Be-
gründung zur festgesetzten Beleuchtung in die 
Planunterlagen aufgenommen werden.  
 
 
 
 
Eine Abweichung in der Farbdarstellung der 
Grünflächen des Bebauungsplanes ist nicht aus-
zumachen, jedoch ist das Planzeichen der ge-
planten Löschwasserzisternen (Flächen für die 
Abwasserbeseitigung) in der Planzeichnung an 

Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, die Begründung ist demgemäß re-
daktionell anzupassen. 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt, die Planzeichnung ist demgemäß 
redaktionell anzupassen. 
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der Planzeichenerklärung nicht dargestellt 
(z. B. Zeichen im Wendehammer). Hier wird 
eine entsprechende Überprüfung angeregt. 

 
- Es wird empfohlen die Nutzung von Solar-

energie im Bebauungsplan festzusetzen.  
 
 
 
 
 
 

- Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass 
die Dachform und -ausrichtung so zu wählen 
ist, dass die Nutzung von Solarenergie mög-
lich ist.  

 
 
 

- Zur Vermeidung von Missverständnissen 
sollte die Planzeichenerklärung sowie die 
textlichen Festsetzungen in den zeichneri-
schen Teil des Bebauungsplanes mit über-
nommen werden bzw. ein entsprechender 
Hinweis im zeichnerischen Teil erfolgen, 
dass diese Festsetzungen Bestandteil des 
Bebauungsplanes sind.  

 
 
 
 
 

- Die Stellungnahmen der weiteren Fachbe-
hörden ergehen in eigener Zuständigkeit. 
Hier wird insbesondere hinsichtlich der 
denkmalgeschützten Eisenbahnbrücke in 
der südlichen Nähe des Bebauungsplanes 

das in der Planzeichenerklärung gewählte Zei-
chen anzupassen.  
 
Der Empfehlung kann nicht gefolgt werden, da 
zwar die Installation von Solaranlagen nach § 9 
Absatz 1 Nummer 23 b BauGB festsetzen lässt, 
jedoch auf dieser Grundlage keine Nutzungsver-
pflichtung begründen lässt. Festsetzungen, die 
eine Nutzung zu ihrem Vollzug zwingend vo-
raussetzen sind damit unzulässig.  
 
Vorliegend sind bis auf Tonnendächer alle Dach-
formen im Gebiet zulässig und ergänzend ist die 
Dachneigung freigestellt, sodass künftige Bau-
herren die für ihr Grundstück optimale Dachform 
und Ausrichtung für die zu installierenden Solar-
module wählen können.  
 
Der Anregung sollte nicht gefolgt werden, da 
durch die gewissen Komplexität der Planung 
eine Verbindung der zeichnerischen und textli-
chen Festsetzungen in ein fortlaufendes Doku-
ment unübersichtlicher wäre, als die vorliegende 
getrennte Variante. Ein entsprechender Hinweis 
für die zeichnerischen Festsetzungen wird obso-
let, da in der Satzung des Bebauungsplanes die 
zeichnerischen Festsetzungen ein Planbestand-
teil werden und nicht mehr eigenständig geführt 
werden. Ein Hinweis im textlichen Teil der Fest-
setzungen, dass diese dem Plan zugehörig sind 
ist bereits vorhanden.  
 
Kenntnisnahme.  
Das Landesamt für Denkmalpflege wurde so-
wohl mit seiner Dienststelle in Wiesbaden als 
auch in Darmstadt (hessenArchäologie) mit 
Schreiben vom 08.06.2022 am Entwurf der Bau-
leitplanung beteiligt. Seitens der Dienststelle 

 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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und des zu erwartenden vermehrten Ver-
kehrsaufkommens auf eine notwendige Be-
teiligung des Landesamtes für Denkmal-
pflege hingewiesen.  

 
- Bei dem geplanten Vorhaben sind voraus-

sichtlich Belange der Bodendenkmalpflege 
betroffen. Bei Bodeneingriffen, ist aufgrund 
der zu erwartenden archäologischen Funde 
und Befunde eine bauvorgreifende Untersu-
chung gemäß § 20 HDSchG durchzuführen, 
deren Kosten vom Veranlasser zu tragen 
sind (§ 18, Abs. 5 HDSchG). Für die Durch-
führung der Untersuchung ist eine archäolo-
gische Fachfirma zu beauftragen, die vor 
Durchführung eine Nachforschungsgeneh-
migung beim Landesamt für Denkmalpflege, 
hessenArchäologie, einzuholen hat. Aner-
kannte archäologische Fachfirmen können 
der Internetseite des Berufsverbandes frei-
beruflicher Kulturwissenschaftler (www.b-f-
k.de, Archäologie und Denkmalpflege, Liste 
der archäologischen Grabungsfirmen in 
Hessen) entnommen werden.  
 

- Bei Erdarbeiten entdeckte Bodenfunde, wie 
z. B. Mauern, Steinsetzungen, Boden verfär-
bungen und andere Funde, wie Scherben, 
Steingeräte, Skelettreste und dergleichen 
sind nach § 21 Denkmalschutzgesetz unver-
züglich dem Landesamt für Denkmalpflege 
in Hessen, Archäologische Denkmalpflege 
oder der Unteren Denkmalschutzbehörde 
anzuzeigen. Funde und Fundstätten sind in 
unverändertem Zustand zu erhalten und in 
geeigneter Weise zu schützen.  

 
 

Wiesbaden ist keine Stellungnahme mit Hinwei-
sen oder Anregungen eingegangen.  
 
 
 
Die Belange der hessenArchäologie sind in der 
bisherigen Planung bereits beachtet worden und 
eine abschließende Dokumentation zur Siche-
rung des Bodendenkmals wird bzw. wurde mit 
hessenArchäologie abgestimmt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein entsprechender Hinweis ist bereits integraler 
Bestandteil der Planunterlagen.  
 

 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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B 9.2 V. 90 Landschaftspflege und Naturschutz
Stellungnahme vom 06. Juli 2022

Aus Sicht des von uns zu vertretenden Belangs 
Landwirtschaft nehmen wir dazu wie folgt Stel-
lung. Die von der Planung betroffenen Flurstü-
cke Nr. 301, 302, 891, 893, 894, 895/1, 895/2
sowie 896-905 in der Flur 7 der Gemarkung 
Bad König liegen laut Regionalplan Südhessen 
2010 im Vorranggebiet für Landwirtschaft. Die 
vorliegende Bauleitplanung orientiert sich folg-
lich nicht wie eigentlich vorgesehen an den 
übergeordneten Planungen, sondern setzt sich 
über diese hinweg.
Der Großteil der o.g. Flurstücke sowie eine der 
Flächen für Ausgleichsmaßnahmen werden 
derzeit als Ackerfläche genutzt. Diese ist im 
Odenwaldkreis grundsätzlich nicht in ausrei-
chendem Maß vorhanden, weshalb sie nicht 
überbaut werden sollte. Auch den Verlust von 
Grünland sehen wir kritisch, da sich durch des-
sen geplante Überbauung der bereits hohe 
Flächendruck auf umliegende Flächen der 
Landwirtschaft weiter erhöht.

Der Darstellung in der Begründung zum Be-
bauungsplan, dass dieser Bereich bei einer 
Realisierung des Gewerbegebiets welcher 
dem Regionalplan entspräche eingeschlos-

Es ist festzustellen, dass das gesamte Plange-
biet im rechtswirksamen Flächennutzungsplan 
der Stadt Bad König, älteren Datums als der 
RPS/RegFNP 2010, als Gewerbefläche darge-
stellt ist, sodass sich hieraus eindeutig die beab-
sichtigte städtebauliche Entwicklung der Stadt 
ableiten lässt, welche nun durch den vorliegen-
den Bebauungsplan verbindlich geplant wird. Im 
Sinne des Gegenstromprinzips wäre bei Aufstel-
lung des Regionalplans 2010 die beabsichtigte 
Entwicklung und Gegebenheiten des Teilraums 
der Stadt Bad König anhand des älteren FNP 
auch zu berücksichtigen gewesen. Das Gegen-
stromprinzip basiert auf einer wechselseitigen 
Beeinflussung der örtlichen und regionalen Pla-
nung und nicht allein darauf, dass sich die Ent-
wicklung und Ordnung der Teilräume durch die 
Bauleitplanung stets nachträglich fügt. 
Letztlich würde ein Verstoß gegen die im RPS 
festgesetzte Zielsetzung (es ist nur ein Teilbe-
reich der festgesetzten Gewerbegebietsfläche 
von rund 3,1 ha als 

ausgewiesen) als nicht raumbedeutsam 
angesehen werden können und deshalb ein Ziel-
abweichungsverfahren als nicht notwendig er-
scheinen lassen, was vom Grundsatz her auch 
durch das Regierungspräsidium Darmstadt (RP) 
mit getragen wird (Verweis auf die Stellung-
nahme des RP).

Das nahegelegene Naturschutzgebiet wurde in 
der vorliegenden Bauleitlanung bereits bedacht 
und eine Eingrünung im Norden des Plangebie-
tes im Übergang zum Naturschutzgebiet festge-

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

Keine.

Keine.

5 1 -
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sen" würde und damit landwirtschaftlich unbe-
deutend sei, ist aus unserer Sicht zu wider-
sprechen. Einerseits werden auch Teile des 
Naturschutzgebietes landwirtschaftlich ge-
nutzt, andererseits würde durch die vorlie-
gende Planung eine noch kleinteiligere land-
wirtschaftlich genutzte Fläche entstehen. 
Zudem geht durch das Planvorhaben, die von 
der Regionalplanung vorgesehene Pufferwir-
kung der landwirtschaftlichen Fläche für das 
angrenzende Naturschutzgebiet Bruch von 
Bad König und Etzen-Gesäß", verloren. 
 
Beim gesamten Plangebiet handelt es sich laut 
Landwirtschaftlichen Fachplan Südhessen um 
Flächen der höchsten Wertstufe 1a. Das Plan-
vorhaben würde somit zu einem Verlust der Er-
nährungs-, Versorgungs-, Einkommens- sowie 
Arbeitsplatzfunktion in der Landwirtschaft füh-
ren. Darüber hinaus verlieren die Flächen 
durch die Planung auch Ihre Erholungs- und 
Schutzfunktion, welche insbesondere durch 
deren Pufferwirkung für das angrenzende Na-
turschutzgebiet in diesem Fall als besonders 
groß einzuschätzen sind und durch den ge-
planten Gehölz-Grünstreifen nicht ersetzt wer-
den können.  
 
Durch die vorliegende Planung würden sowohl 
das gesamte Plangebiet, als auch die Flächen 
zur Realisierung von Ausgleichsmaßnahmen, 
welche durch das Vorhaben erst notwendig 
werden, aus der landwirtschaftlichen Nutzung 

htaler 

wiesen" noch freie Flächen zur Verfügung ste-
hen, stellt sich die Frage warum diese nicht ge-
nutzt werden, um den genannten Bedarf an 

setzt, sodass auch künftig eine Pufferzone ge-
geben ist. Da die landwirtschaftliche Nutzung im 
Plangebiet bereits derzeit nur sehr einge-
schränkt gegeben ist, würde eine weitere Klein-
teiligkeit die Nutzung noch weiter einschränken. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Gesetzgeber ermächtigt grundlegend die 

die ihren städtebaulichen Entwicklungs- und 
Ordnungsvorstellung entspricht. Eine (Bauleit-) 
planung ist dann gerechtfertigt, wenn sie nach 

grund des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden nach § 1a BauGB ist es den planenden 
Kommunen nicht untersagt, gänzlich auf die In-
anspruchnahme von Grund und Boden zu ver-
zichten. Vielmehr verlangt ein sparsamer Um-
gang einen geringen Verbrauch. 
 
 
Die städtebauliche Aufgabe einer bevorzugten 
Aktivierung innerörtlicher Flächen ist mittelbare 
Konsequenz dieser planerischen Vorgabe, in-
dem, je nach der örtlichen und städtebaulichen 
Situation, anstelle der Neuausweisung von Bau-
flächen Möglichkeiten der innerörtlichen Ent-
wicklung genutzt werden sollen, beispielsweise 
durch Aktivierung von Baulücken oder der Wie-
dernutzung vormals städtebaulich beanspruch-
ter Flächen (Flächenrecycling). Dazu zählt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 



Bauleitplanung der ung Bad König ANLAGE I 
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 
 

Abstimmung-Erg. 
Ja     /  Nein    / Enth. 

 

Seite 70 

Gewerbeflächen zu bedienen. Stattdessen soll 
gleich doppelt auf Flächen der Landwirtschaft 
zurückgegriffen werden, wodurch erhebliche 
Flächen für die regionale Nahrungs- und Fut-
termittelproduktion verloren gehen. Die Pla-
nung widerspricht den Zielen der Bauleitpla-
nung, da sie weder sparsam mit Grund und 
Boden umgeht noch zum Erhalt der natürlichen 
Lebensgrundlagen beiträgt.  
 
Aus den aufgeführten Gründen bestehen aus 
Sicht des von uns zu vertretenden Belangs 
Landwirtschaft erhebliche Bedenken und wir 
lehnen die vorgelegte Planung ab. Es sollte auf 
das bestehende Gewerbegebiet zurückgegrif-
fen werden oder Alternativstandorte außerhalb 
von landwirtschaftlich genutzten und insbeson-
dere außerhalb des Vorranggebiets Landwirt-
schaft geprüft werden.  
 

grundsätzlich auch die Betrachtung der von der 
Anregungsträgerin in Rede gebrachten Gewer-

Etzen-Gesäß sowie das ehemalige Gewerbege-
". In der Alternativen-

untersuchung ist die Plangeberin jedoch zum Er-
gebnis gekommen, dass der vorherrschende 
Bedarf an gewerblichem Bauland über die vor-
genannten Flächen nicht abgedeckt werden 

 Anregungsträgerin zutref-
fend feststellt, nach dem städtebaulichen Willen 
der Stadt zwischenzeitlich für eine gewerbliche 
Nutzung entzogen ist.  
Die Umwidmung der Flächen im Stadtteil Etzen-
Gesäß zu Mischgebietsflächen lässt sich auf die 
sehr zögerliche und unzureichende Abnahme 
der, ehemals in den 1970er-Jahren geplanten 
Gewerbeflächen dort begründen. Die einst vor-
gesehenen Mischgebietsflächen hingegen füll-
ten sich zeitnah und vollständig mit Wohngebäu-
den, weshalb eine schrittweise Anpassung der 
Baugebiete 
erfolgte, um Nutzungskonflikten zwischen Woh-
nen und Gewerbe vorgreifend entgegenzuwir-
ken und dem nach wie vor vorherrschenden 
Wohndruck nachzugeben. Im Bereich der ge-
nannten Gewerbegebiete stehen für die Ansied-
lung von zusätzlichem Gewerbe keine Flächen 
mehr zur Verfügung. Potentiell ggf. verfügbare 
Flächen sind zuallererst eigentumsrechtlich 
nicht verfügbar, da sie als mögliche Erweite-
rungsflächen im privaten Besitz der dort ansäs-
sigen Betriebe verbleiben und zudem weder 
ausreichend dimensioniert noch aus Sicht von 
Erschließung und Nutzung uneingeschränkt ge-
eignet sind. Die aktuelle und konkrete Nachfrage 
an Gewerbeflächen ließe sich somit mit diesen 
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Flächen nicht decken. Somit ist die Plangeberin 
alsdann zu dem planerischen Schluss gekom-
men, mit der Neuausweisung eines Gewerbege-
bietes an städtebaulich und verkehrlich begüns-
tigter Stelle den herrschenden Bedarf an 
Gewerbebauland zu decken, auch wenn dies mit 
einem Flächenneuverbrauch einhergeht. Der 

Sinne des sparsamen Umgangs mit Grund und 
Boden nur in dem Umfang planerisch für eine 
Nutzung vorgesehen werden, wie es nach sorg-
fältiger Abwägung aller im konkreten Fall pla-
nungserheblichen öffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander 
vertretbar ist. 

B 9.3 V. 50 Umwelt und Naturschutz, Natur-
schutzbehörde
Stellungnahme vom 30. Juni 2022

Mit Schreiben vom 8. Juni 2022 hat uns das mit 
der Planung beauftragte Ingenieurbüro Infra-
Pro, Lautertal, um eine Stellungnahme zum 

ten. Mit dieser Bauleitplanung sollen die pla-
nungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Ge-
werbegebiet im Heilquellenschutzgebiet zw.
der Bundesstraße B 45, der Bahnlinie Eber-
bach - Hanau und dem Naturschutzgebiet 

-
schaffen werden. Hierzu nehmen wir wie folgt
Stellung: 

Trotz erheblicher Bedenken seitens der Natur-
schutzbehörde des Odenwaldkreises ist die 
Darstellung der hier in Rede stehenden Fläche 
im Flächennutzungsplan der Stadt Bad König 

Es wird zunächst festgestellt, dass die Bauleit-
planung im Sinne des Entwicklungsgebotes aus 
dem geltenden Flächennutzungsplan entwickelt 
wird, wie auch die Anregungsträgerin zutreffend 

Die Erläuterung zum Flächennutzungs-
plan werden zur Kenntnis genommen, 
haben aber keine Auswirkungen auf den 

5 1 -
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rungspräsidiums Darmstadt 1999 genehmigt 
worden. 
Obwohl dieses geplante Gewerbegebiet damit 
zwar aus diesem gültigen Flächennutzungs-
plan der Stadt Bad König abgeleitet werden 
soll, sind die erheblichen Bedenken der Natur-
schutzbehörde des Odenwaldkreises gegen 
die mit der Ausweisung eines Gewerbegebiets 
zu erwartenden Beeinträchtigungen der land-
schafts-, natur- und artenschutzfachlichen Be-
lange jedoch nach wie vor nicht ausgeräumt. 
Dies gilt insbesondere für das unmittelbar an-

König und Etzen-  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

feststellt. Dem übrigen Vortrag sollte nicht ge-
folgt werden. Denn auch wenn die Anregungs-
trägerin bei der Aufstellung des rechtswirksa-
men Flächennutzungsplanes Anregungen in 
diesem eigenständigen Bauleitplanverfahren 
vorgetragen hat, so ist die Plangeberin einer-
seits ermächtigt, andererseits gehalten, dem in 
§ 1 Abs. 7 BauGB normierten bauplanungsrecht-
lichen Abwägungsgebot zu folgen und die sei-
nerzeit dazu vorgetragenen Belange in der Ab-
wägung entsprechend ihrem Gewicht 

uGB verpflichtet 
die Gemeinde, die von ihrer Planung berührten 
öffentlichen und privaten Belange vollständig zu 
ermitteln und sie gerecht gegeneinander und un-
tereinander abzuwägen. Das Abwägungsgebot 
ist verletzt, wenn in die Abwägung nicht die Be-
lange eingestellt worden sind, die nach Lage der 
Dinge hätten berücksichtigt werden müssen, 
wenn die Bedeutung der betroffenen Belange 
verkannt worden ist oder wenn der Ausgleich 
zwischen den ermittelten Belangen in einer 
Weise vorgenommen worden ist, die nicht in ei-
nem angemessenen Verhältnis zu deren objek-
tiven Gewicht steht. Innerhalb dieses Rahmens 
wird das Abwägungsgebot jedoch nicht verletzt, 
wenn sich die Gemeinde bei der Kollision zwi-
schen verschiedenen Belangen für die Bevorzu-
gung des einen und damit notwendigerweise für 
die Zurückstellung des anderen entscheidet. In 
diesem Sinne kann die Anregungsträgerin an-
nehmen, dass ihre Belange bei der Aufstellung 
des Flächennutzungsplanes in die Abwägung 
eingestellt und gerecht abgewogen wurden. Auf 
dieser bauplanungsrechtlichen Grundlage hat 
die Plangeberin alsdann das vorliegende Bebau-
ungsplanverfahren begonnen; der Gesetzgeber 

Festsetzungsgehalt des vorliegenden 
Bebauungsplanes. 
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Losgelöst von unserer Stellungnahme vom 9. 
Juli 2018 zum Entwurf des Bebauungsplans 

jetzige Stellungnahme nicht zurückgenommen 
sondern aufrecht erhalten wird, teilen wir ihnen 
mit, dass wir zwar gegenüber den geplanten 
Kompensationskonzepten hinsichtlich ihrer 
Ausführung inhaltlich keine grundsätzlichen 
Bedenken haben, dass wir die in Anlehnung an 
die Hessische Kompensationsverordnung vor-
genommenen Bewertungen der angestrebten 
Entwicklungsziele aber nicht in Gänze akzep-
tieren können und werden.  
 
Begründung:  
Mit Schreiben vom 11. April 2022 haben wir 
Ihnen mitgeteilt, dass die auf den jeweiligen 
Ausgleichsflächen angestrebten Entwicklungs-
ziele zwar grundsätzlich als ökologische Auf-
wertung zu bewerten sind, jedoch auch darauf 
hingewiesen, dass bei einigen Maßnahmen 
nicht auf die vom o. g. Planungsbüro vorge-
nommene Art und Weise ihrer Bewertung ak-
zeptiert werden kann. Die Bewertung der Ent-
wicklungsziele im Rahmen einer Eingriffs- und 
Ausgleichsplanung nach der Hessischen Kom-
pensationsverordnung sind nach ihrem Zu-
stand drei Jahre nach deren Ausführung vorzu-
nehmen. Das Ansetzen eines bereits 
entwickelten Klimax-Stadiums nach nur drei 
Jahren ist theoretisch nur in ganz bestimmten 
Ausnahmefällen bei den Biotopen möglich, die 
in der Anlage 3 der Hessischen Kompensati-
onsverordnung in der Liste der Biotop- bzw. 

nungsvorstellungen entspricht. 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäß § 2 Abs. 5 der Hess. Kompensationsver-
ordnung (HeKompVO) sind die Kompensations-
maßnahmen drei Jahre nach Eingriffsbeginn fer-
tigzustellen, die Funktionssicherung erstreckt 
sich über 30 Jahre. Anlage 2 Nr. 1.2 der HeK-
ompVO besagt, dass bei einer Ausgleichspla-
nung der Zustand zu bewerten ist, der bei plan-
mäßiger Pflege drei Vegetationsperioden nach 
Herstellung der Kompensationsmaßnahme zu 
erwarten ist. In der Maßnahmenkompensation 
wurde für die Flächen die planmäßige Pflege an-
genommen, da diese laut Konzeptersteller mög-
lich ist. Somit wurde gemäß den o.g. Bestim-
mungen der planmäßige Zustand als Ausgleich 
bewertet.  
Es ist ergänzend festzustellen, dass  aut Anlage 
3 HeKompVO folgende Restriktionen für Nut-

 wobei B für 
die Nutzungstypen im Bestand, E entsprechend 

 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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-
plausibel zu begründen und mit einem nach-
vollziehbaren Erfolgskonzept zu belegen.  
Da dies seitens des Planungsbüros bei einigen 
Maßnahmen jedoch nach wie vor nicht erfolgt 
ist, kann daher die Bewertung bei diesen eini-
gen Maßnahmen nach wie vor nicht akzeptiert 
werden  im Einzelnen:  
 
I.  
Die Maßnahmen auf den Flächen A (Gemar-
kung Nieder-Kinzig, Flur 4 Nr. 434), B (Gemar-
kung Bad König, Flur 10 Flurstücke Nr. 307/1 
und Nr. 307/2), C (Wege-Parzelle Gemarkung 
Bad König, Flur 13 Flurstück Nr. 208/4), D (Ge-
markung Bad König, Flur 14 Flurstück Nr. 
110/1) und F (Gemarkung Nieder-Kinzig, Flur 
1 Nr. 459) können unsererseits akzeptiert wer-
den.  
 
II.  
Die Maßnahmen auf den Flächen E (Gemar-
kung Nieder-Kinzig, Flur 1 Nr. 360), G (Gemar-
kung Ober-Kinzig, Flur 6 Flurstück Nr. 31) und 
H (Gemarkung Ober-Kinzig, Flur 6 Flurstück 
Nr. 31) können jedoch nach wie vor nicht ak-
zeptiert werden. Nachstehend stellen wir Ihnen 
unsere Biotopwertermittlung noch einmal dar: 
 

 
 

für Nutzungstyp nur als Kompensation und (B) 
eigentlich für Nutzungstypen im Bestand, aber 
unter bestimmten Voraussetzungen auch für 
Kompensationsmaßnahmen verwendbar ist.  
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Interpolation für die Fläche E kann seitens 
der Plangeberin nachvollzogen werden, da der 
in der Bewertung verwendete Nutzungstyp 
05.460 als geplante Ausgleichsmaßnahme ge-
mäß Anlage 3 der KompVO ein Nutzungstyp B 
ist und regelmäßig für im Bestand heranzuzie-
hen ist, hier aber geplant ist. Voraussetzung ist 
zudem eine bereits erfolgte Vernässung des 
Grünlandes. Die Biotopwertpunkte (BWP) ver-
ringern sich somit für Fläche E von 15.645 auf 
7.823 BWP.  
 
Die Interpolation für die Fläche G hingegen kann 
nicht nachvollzogen werden. Denn der bewer-
tete Nutzungstyp für die dortige Frischwiese mä-
ßiger Nutzungsintensität im Bestand ist korrekt 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Anregungen wird gemäß der neben-
stehenden städtebaulichen Stellung-
nahme gefolgt, die Bilanzierung ist ge-
mäß in den genannten Teilen 
redaktionell anzupassen. 
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III.  
Die an den Fließgewässern geplanten Maß-
nahmen (Flächen I bis L) entsprechen den Vor-
gaben der Europäischen Wasserrahmenrichtli-
nien und sind zweifelsfrei ökologisch sinnvoll, 
so dass die Maßnahmen auf den beiden Flä-
chen K und L an und im Kimbach und der Kin-
zig und deren Bewertung akzeptiert werden 
können.  
 
Die Bewertung der Maßnahme auf der Fläche 
I (Umbau Wehr/Löschwasserbecken bei Kim-
bach 1) kann jedoch nur unter Vorbehalt ak-
zeptiert werden, weil diese von den hierfür kon-
kret anfallenden Kosten abhängig ist. 
 
 
 

und eine Extensivierung dieser bestehenden 
Wiese ist möglich durch Verringerung der Nut-
zungsintensität, sodass mit einem planmäßigen 
Zustand einer extensiv genutzten Mähwiese 
nach drei Vegetationsperioden definitiv gerech-
net werde kann. Die Bewertung des Planzustan-
des wird daher als korrekt eingestuft. und die Be-
wertung sowie Bilanzierung für die Fläche wird 
unverändert weitergeführt. 
 
Der Interpolation für die Fläche H kann wiede-
rum gefolgt werden werden, da der in der Bewer-
tung verwendete Nutzungstyp 05.410 (B) und 
06.330 (B) als geplante Ausgleichsmaßnahme 
von einer ursprünglich intensiv genutzten 
Feuchtwiese und intensiv genutzten Wirtschafts-
wiese sich in seiner Zielerreichung nach drei Ve-
getationsperioden erschwert darstellt.  
Die Biotopwertpunkte (BWP) verringern sich so-
mit für Fläche H von 127.314 auf 98.934 BWP.  
 
Kenntnisnahme, den Maßnahmen auf Fläche K 
und L kann seitens der Anregungsträgerin zuge-
stimmt werden.  
 
 
 
 
 
 
Die Maßnahmen/Flächen werden aus der Maß-
nahmenkonzeption herausgenommen. 
Insgesamt ist festzustellen, dass es zwischen-
zeitlich für die Flächen A, C und F zu einer Neu-
bewertung kam bzw. die planmäßigen Entwick-
lungsmöglichkeiten neu bewertet wurden. Die 
Neubewertung führte dazu, dass die vormals 
vorgenommene Interpolation auf den Flächen A, 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Die Bewertung der Maßnahme auf der Fläche 
J (Umbau Wehr/Löschwasserbecken bei Kim-
bach 2) kann jedoch nicht akzeptiert werden, 
weil diese Maßnahmen baurechtlich im Innen-
bereich des Stadtteils Kimbach liegt und deren 
Erhalt und Schutz somit nicht nur dem Natur-
schutzrecht, sondern auch dem Wasser- und 
Baurecht unterliegt. 
 
IV.  
Dem entsprechend beträgt der ökologische 
Wert der von Ihnen geplanten Maßnahmen 
(Flächen A-L) nicht 1.464.598 BWP, sondern 
1.076.674 BWP. Um das vom o. g. Planungs-
büro ermittelte Ausgleichsdefizit in Höhe von 
1.276.476 BWP zu kompensieren, fehlen nach 
unserer Berechnung noch ca. 200.000 BWP, 
die durch geeignete Maßnahme noch festzule-
gen bzw. zu kompensieren sind.  
 
V.  
In diesem Zusammenhang möchten wir nicht 
unerwähnt lassen, dass wir das vom o. g. Pla-
nungsbüro ermittelte Ausgleichsdefizit in Höhe 
von 1.276.476 BWP nicht nachvollziehen kön-
nen: bewachsene Feldwege und insbesondere 
der Fauna und Kleinsäugern dienende Gebü-
sche innerhalb des Geltungsbereichs eines 
Gewerbegebiets? Dies wäre ein Novum in der 
Geschichte der Umsetzung von diesbezügli-
chen bauleitplanerischen Festsetzungen im 
Odenwaldkreis. Eine Festsetzung 

käme der zu erwartenden Realität näher. 
 
 
 
 

C und F entfallen konnte, sodass ein deutlicher 
Biotopwertzuwachs daraus entstand. Die Aus-
gleichsmaßnahmen an Gewässern (Flächen I 
bis L), bereits teilweise nicht umsetzbar / anre-
chenbar, wurden daher gänzlich aus dem Maß-
nahmenkonzept herausgenommen.  
Somit besteht nun, nach Änderung der Fläche A, 
C und F durch Neubewertung und Anpassung 
der Flächen E und H gemäß den obigen Ausfüh-
rungen zu den Anregungen der Anregungsträge-
rin, ein leicht geminderter Biotopwertgewinn von 
1.318.108 BWP. Dieser Wert gleicht dennoch 
weiterhin das Defizit in Höhe von 1.276.476 
BWP aus.  
 
 
 
 
 
 
 
Die von der Anregungsträgerin hat bei dem an-
geführten Feldweg im Nordwesten des Gebiets 
entlang des Fürstengrunder Baches/Weilbaches 
(Gewässerrandstreifen) erkannt, dass der Nut-
zungstyp 02.200 im Bereich des östlichen Bahn-
damms dokumentiert wurde und auch nach Um-
setzung der Planung in Teilen erhalten wird. Im 
direkten Vergleich zwischen Bestands- und 
Maßnahmenkarte ist zu ersehen, dass der in das 
Gebiet ragende Teil der Struktur durch die Um-
setzung der Planung abgängig ist, hingegen die 
am Bahndamm vorhandenen Strukturen auch 
nach Umsetzung der Planung erhalten werden. 
Daher ist in der Bilanzierung der Bestandswert 
größer als der Planwert, der Planwert ist nicht 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Was wir ebenfalls vermissen, sind klare Vorga-
ben für die Nutzer der o. g. Kompensationsflä-
chen.
Ebenso ist nicht ersichtlich, wie innerhalb des 
Plangebiets die Begrünung der Dächer ver-
bindlich festgesetzt und ob von Ausnahmen 
abgesehen werden soll, wenn diese beispiels-
weise der sinnvollen Nutzung der Sonnenener-
gie dienen sollen. Hier scheint ein Konflikt zwi-
schen begrünten Dach und einem die 
Sonnenenergie nutzenden Dach quasi vorpro-
grammiert. 

Fazit: 
Durch die geplanten Kompensationsmaßnah-
men sind die Eingriffe in das Plangebiet des 
hier in Rede stehenden Bebauungsplans nicht 
gänzlich kompensiert, so dass wir Sie bitten, 
weitere Kompensationsmaßnahmen zu finden.

Der Anregung sollte nicht gefolgt werden. Hin-
sichtlich der Nutzungen gilt der Festsetzungsge-
halt für die Kompensationsfläche.
Unabhängig von Ausrichtung und Winkel, mit
dem die Module zur Sonne ausgerichtet sind, 
müssen sie über einer Dachbegrünung aufge-
ständert sein. Aufgeständert heißt, eine Unter-
konstruktion, auf der die PV-Module montiert 
sind, garantiert den Abstand zwischen Substrat
der Dachbegrünung und PV-Modul. Wenn aus 
statischen Gründen keine Aufständerung mög-
lich ist, kann ein Kiesstreifen unter und vor der 
unteren Modulkante aufgebracht werden. Auch 
eine dünne Keramikplatte verhindert ein Über-
wachsen der Module. In diesem Sinne sind bei 
Fachunternehmen technische Möglichkeiten der 
Kombination von Dachbegrünung und Photovol-
taik marktüblich und umsetzbar.

Es wird auf das Vorstehende verwiesen. Nach 
Änderung der Fläche A, C und F durch die Neu-
bewertung und Anpassung der Flächen E und H 
ergibt sich ein leicht geminderter Biotopwertge-
winn von 1.318.108 BWP. Dieser Wert gleicht 
dennoch weiterhin das Defizit in Höhe von 
1.276.476 BWP aus. 

Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich.

Den Anregungen wird im Sinne der neben-
stehenden städtebaulichen Stellungnahme 
nicht gefolgt. Eine Anpassung des Fest-
setzungsgehaltes ist nicht erforderlich.

B 9.4 V. 50 Umwelt und Naturschutz, 
Untere Wasserbehörde
Stellungnahme vom 20. Juni 2022

In unserem o.a. Schreiben vom 26. Juni 2018 
haben wir darauf hingewiesen, dass die 
SMUSI auf die neuen Gegebenheiten anzu-
passen ist. Dieses ist bisher noch nicht erfolgt. 
Insofern ergeht unsere Zustimmung zu dem 

Eine aktualisierte Schmutzfrachtberechnung 
wurde - auf das Projekt bezogen - bereits erstellt 
und sollte der Anregungsträgerin von der Ver-
waltung zeitnah zugesandt werden Krimmelbein 
Ingenieure, 22.08.2022).

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

Die Entwässerung des Plangebietes konnte 
anhand der Schmutzfrachtberechnung als 
gesichert bewertet werden. Die Planver-
wirklichung ist damit gegeben. 

5 1 -
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o.a. Bebauungsplan nur vorbehaltlich der zu-
stimmungsfähigen Änderung der SMUSI.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei diversen Anfragen und Besprechungen 
wurden wir in die Planungen eingebunden. 
Prinzipiell handelt es um eine sehr gefällige 
Bauleitplanung.  
 
Der Grundwasserstand kommuniziert vor allem 
mit der staugeregelten Mümling und ggf. mit 
dem Fürstengrunder Bach genannt Weilbach, 
der an dem Grundstück unmittelbar vorbei-
fließt. Aufgrund schwankender Abflusshöhen 

Um die direkten Auswirkungen des Erschlie-
ßungsgebietes beurteilen 
zu können wurden hierfür zunächst, auf Grund-

-
 (SMUSI-Nachweise für die Stadt Bad 

König aus 2020/21 - ohne die Fläche des Plan-
bereiches) ergänzende Simulationsberechnun-
gen vorgenommen. Im Ergebnis konnte festge-
stellt werden, dass aufgrund der Berechnungen 
von 2020/21 bei einigen bestehenden Entlas-
tungsbauwerken, also auch ohne das hier vorlie-
gende Plangebiet, rechnerische Überlastungen 
bereits bestehen. Ferner wurde festgestellt, 
dass für die unterhalb des Plangebietes liegen-
den Entlastunganlagen aus diesen Simulations-
rechnungen nur geringfügige Veränderungen 

-Zust
Somit sind die Auswirkungen des geplanten Ge-
werbegebiets auf das Gesamtsystem und einen 
erforderlichen Sanierungsumfang insgesamt zu 
vernachlässigen.  
Das gewählte Entwässerungskonzept für ein 
modifiziertes Trennsystems trägt zudem vorteil-
haft für die Gewährleistung der Gebietsentwäs-
serung bei. Daher ist vom Grundsatz her die Ent-
wässerung als gesichert zu bewerten, so dass 
die Planverwirklichung nicht scheitert. 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
Eine Versickerung über die belebte Bodenzone 
ist nicht zwingend vorgesehen. Die Entwässe-
rung des Plangebietes ist im modifizierten 
Trennsystem geplant mit Einleitung des anfal-
lenden Niederschlagswassers in den Vorfluter. 

Auswirkungen auf den Festsetzungsge-
halt des Bebauungsplanes ergeben sich 
hieraus nicht. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
Keine. 
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der Gewässer variieren die Grundwasser-
stände. Der Grundwasserstand auf dem zu be-
bauenden Grundstück steht bereits jetzt relativ 
hoch an, nach dem Umweltbericht des Ing.-Bü-
ros InfraPro Ingenieure GmbH & Co. KG Seite 
31, letzter Absatz kann er sogar bei ca. 0,5 m 
unter Geländeoberkante anstehen. Um eine 
ausreichende Reinigungswirkung zu errei-
chen, muss eine Bodenpassage von mindes-
tens 1 m eingehalten werden (siehe hierzu 
auch Stellungnahme des Regierungspräsidi-
ums Darmstadt vom 19. Juli 2018, Seite, 4. Ab-
satz, letzter Satz). Auch bei einer Versickerung 
über die belebte Bodenzone einer Oberflä-
chenversickerung ist keine ausreichende Über-
deckung vorhanden. Eine Versickerung von 
Niederschlagswasser ist daher unzulässig. Au-
ßerdem stehen die schlechten Bodenverhält-
nisse einer Versickerung entgegen.  
 
Das Anlegen von Zisternen wird von uns be-
grüßt. Ein Wasserrechtsverfahren ist nicht er-
forderlich. Sollte dieses Wasser auch für sani-
täre Zwecke (mit Einleitung in die öffentliche 
Kanalisation) genutzt werden, sollte ein Was-
serzähler gesetzt werden.  
 
Für die Ableitung von stark verunreinigtem Nie-
derschlagswasser der Straßenentwässerung 
über eine Aufbereitungsanlage und einem mä-
andrierenden Graben zum Fürstengrunder 
Bach ist eine Erlaubnis erforderlich. Nicht ver-
unreinigtes Niederschlagswasser könnte hinter 
der Aufbereitung dem Graben zugeführt wer-
den. Es wäre zu prüfen, ob eine Gesamtein-
leiteerlaubnis federführend von der Stadt Bad 
König mit den bekannten Flächen beantragt 
wird.  

Die Gebietsentwässerung ist damit dem Grunde 
nach als gesichert zu werten, auch wenn eine 
Versickerung aus rechtlichen oder wegen man-
gelnder Untergrundverhältnisse nicht möglich 
ist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Die Aufbereitung (Reinigung) 
und Ableitung des Oberflächenwassers über ei-
nen mäandrierenden Graben wurde mit der 
Oberen Naturschutzbehörde, aufgrund der Que-
rung des Naturschutzgebietes durch den anzu-
legenden Graben, abgestimmt. Der Antrag auf 
Befreiung von der Verordnung über das Natur-

-König und Etzen-
tzbehörde 

bereits gestellt. Der Hinweis zur Einleiteerlaub-
nis wird zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Es ist geplant, mit einem Abwasserkanal den 
Fürstengrunder Bach zu unterkreuzen. Für die 
Unterkreuzung ist eine wasserrechtliche Ge-
nehmigung und gleichzeitig aufgrund der Lage 
im Heilquellenschutzgebiet eine Ausnahmege-
nehmigung zu beantragen.  
 
Bei dem naturschutzrechtlichen Ausgleich sind 
Maßnahmen aufgeführt, die auch wasserrecht-
lich von Bedeutung sind:  
 Bei der Fläche A kann gleichzeitig mit der 

Extensivierung einer Wiese mit Anpflan-
zung von Büschen und Obstbäumen ein 
Puffer für den Fassungsbereich der Trink-
wassergewinnungsanlage bereitgestellt 
werden. 
 

 Bei den Flächen I (Wanderhindernis 19440) 
und J (Wanderhindernis 19437) handelt es 
sich um Maßnahmen zur Umsetzung der 
EU-Wasserrahmenrichtlinie. Für den Kim-
bach wurde bereits eine Finanzierung aus 
dem Landesprogramm Gewässerentwick-
lung und Hochwasserschutz beantragt. Eine 
Zuwendung vom 
mehrere Maßnahmen im Rahmen von Un-
terhaltungsmaßnahmen gewährt. Mittler-
weile wurde der Unteren Wasserbehörde die 
entsprechenden Rechnungen für den Ver-
wendungsnachweis vorgelegt. Die oben ge-
nannten Maßnahmen wurden über das För-
derprogramm nicht umgesetzt. Es wurde 
damit begründet, dass die Beseitigung die-
ser Wanderhindernisse einer Planung und 
wasserrechtlichen Genehmigung bedürfen. 
Eine Doppelförderung ist nicht möglich. 
 

Kenntnisnahme. Die geltende Rechtsgrundlage 
wird als bekannt vorausgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und 
aufgrund der beantragten und gewährten, wenn 
auch zunächst nicht verwendeten Mittel, werden 
die Maßnahmen der Fläche I und Fläche J aus 
dem Maßnahmenkonzept als Ausgleich heraus-
genommen. Somit wird das Risiko genommen, 
zu einem späteren Zeitpunkt einer kollidierende 
Doppelförderung gegenüberzustehen und Ver-
lust von Biotopwertpunkten für den Ausgleich 
der vorliegenden Planung zuzuführen. 
Der resultierende Verlust von ausgleichen Bio-
topwertpunkt-Gewinnen wird durch Anpassung 
bisheriger Maßnahmen des naturschutzfachli-
chen Ausgleichs auf den übrigen Maßnahmen-
flächen aufgefangen.    
 
 
 
 

Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausgleichsplanung ist demgemäß 
anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bauleitplanung der ung Bad König ANLAGE I 
Durchführung der förmlichen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB sowie der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 

Nr. Inhalt der Stellungnahme Städtebauliche Stellungnahme Beschlussvorschlag 
 

Abstimmung-Erg. 
Ja     /  Nein    / Enth. 

 

Seite 81 

 Bei der Fläche K ist geplant, die Kinzig Orts-
eingang Etzen-Gesäß naturnah umzugestal-
ten. Voraussetzungen sind ausreichend 
breite Uferrandstreifen. Die Kinzig ist ein 
WRRL Gewässer. Die Unterhaltungsplicht 
liegt bei dem Wasserverband Mümling. Es 
ist zu prüfen, ob die Maßnahmen im Rah-
men einer Unterhaltungsmaßnahme im Auf-
trag der Stadt Bad König unter Federführung 
des Wasserverbandes Mümling durchge-
führt werden können. 
 

 Bei der Fläche L handelt es sich um eine Ge-
wässerstrecke zwischen Ober-Kinzig bis 
Brücke K 86 Richtung Brombachtal / Pfälzer 
Höfe. Die Kinzig ist ein WRRL-Gewässer. 
Die Unterhaltungspflicht liegt bei der Stadt 
Bad König. Für diese Gewässerstrecke hat 
die Stadt Bad König eine Zuwendung bei der 
Wirtschaft- und Infrastrukturbank Hessen 
beantragt. Die Umsetzung der Maßnahme 
ist für 2023  2024 vorgesehen und sollte 
vom Wasserverband Mümling federführend 
begleitet werden. Der Bescheid ist noch 
nicht beschieden. Sollte die Maßnahme wei-
ter als naturschutzrechtliche Ausgleichs-
maßnahme für den o.a. Bebauungsplan ver-
folgt werden, so ist der Antrag auf 
Zuwendung zurückzuziehen.  

 
Das Verkehrsgutachten von R + T Ingenieure 
für Verkehrsplanung, 64293 Darmstadt wurde 
im November 2017 nach dem vorherigen Ent-
wurf des Bebauungsplanes erstellt. In diesem 
Verkehrsgutachten wurde noch die Zulässig-
keit einer Tankstelle betrachtet. Nach dem voll-
ständig überarbeiteten Bebauungsplan ist aus-
drücklich eine Tankstelle ausgeschlossen. Um 

Aufgrund des Wegfalls der Flächen I, J und L für 
Ausgleichsmaßnahmen an Gewässern im Rah-
men der vorliegenden Bauleitplanung und des 
erhöhten Abstimmungsbedarfs bei der Umset-
zung der Maßnahme auf der Fläche K, hat sich 
die Plangeberin dazu entschlossen, auch die 
Maßnahmenfläche K aus dem Maßnahmenkon-
zept herauszunehmen.  
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und 
aufgrund der Zuwendungen für diese Maßnah-
men wird die Fläche L aus dem Maßnahmen-
konzept als Ausgleich herausgenommen.  
Der resultierende Verlust von ausgleichen Bio-
topwertpunkt-Gewinnen wird durch Anpassung 
bisheriger Maßnahmen des naturschutzfachli-
chen Ausgleichs auf den übrigen Maßnahmen-
flächen aufgefangen.    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Hinweis sollte gefolgt werden und das Ver-
kehrsgutachten ist anzupassen, da dort noch die 
Ansiedlung einer Tankstelle mit begutachtet 
wurde, was nun durch Festsetzung ausge-
schlossen ist.  
 
 
 

Die Ausgleichsplanung ist demgemäß 
anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausgleichsplanung ist demgemäß 
anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt. 
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Missverständnisse zu vermeiden, sollten die 
entsprechenden Passagen aus dem Verkehrs-
gutachten gestrichen bzw. mit einer entspre-
chenden Anmerkung versehen werden (zum 

14 3. Absatz, Pläne 2.2 und 4.2 usw.).

Die Stadt Bad König, das Kreisbauamt sowie 
die Untere Naturschutzbehörde haben wir ent-
sprechend informiert.

Kenntnisnahme. 
Keine.

B 10 Polizeipräsidium Südhessen
Polizeidirektion Odenwald
Stellungnahme vom 01. Juli 2022

Aus verkehrspolizeilicher Sicht verweise ich 
auf die Ausführungen im beigefügten Schrei-
ben von (xxx, Anmerkung: Name anonymisiert)
der Straßenverkehrsbehörde. Eine entspre-
chende Abstimmung bezüglich der Verkehrs-
anbindung fand im Februar 2018 statt.

Vorbehaltlich der ausstehenden Markierungs-
und Beschilderungspläne wird aus verkehrspo-
lizeilicher Sicht, unter Einbeziehung der Aus-
führungen der Straßenverkehrsbehörde, den 
zur Verfügung gestellten Planungsunterlagen 
zugestimmt.

Die Anregungsträgerin verweist auf die Stellung-
nahme der Straßenverkehrsbehörde zum Stand 
Vorentwurf vom 4.Juli 2018; die dort vorgetrage-
nen Anregungen wurden vollumfänglich in die
städtebauliche Abwägung eingestellt und ent-
sprechend in der Entwurfserarbeitung berück-
sichtigt.

Markierungs- und Beschilderungsplane sind 
nicht Festsetzungsgehalt der Bauleitplanung 
und werden in der nachrangigen Erschließungs-
planung erarbeitet und mit der Beteiligten abge-
stimmt.

Die vorgetragenen Hinweise werden im 
Sinne der nebenstehenden städtebauli-
chen Stellungnahme zur Kenntnis ge-
nommen. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

B 11 Regierungspräsidium Darmstadt
Stellungnahme vom 14. Juli 2022 

Verspäteter Eingang!
Fristverlängerung wurde gewährt!

Die von den Dezernaten zu ihren Aufga-
benbereichen vorgetragenen Anregun-
gen werden im Sinne der jeweils neben-
stehenden städtebaulichen Stellung-
nahmen in die Abwägung eingestellt. Da-
raus sich ergebende Auswirkungen auf 
den Bebauungsplan sind den betroffe-
nen Dezernaten zugeordnet und werden 

5 -1

5 -1
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an betreffender Stelle zur Behandlung 
und Beschlussfassung vorgeschlagen. 

B 
11.1 

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich 
zu der o. g. Bauleitplanung aus der Sicht der 
Raumordnung wie folgt Stellung:  
 
Im Regionalplan Südhessen/Regionaler Flä-
chennutzungsplan 2010 ist der südliche Teilbe-
reic
werbe 

samt eine Fläche von ca. 7,5 ha. Die Entwick-

ge
gem. § 1 Abs. 4 BauGB als an die Ziele der 
Raumordnung angepasst gelten. Die Entwick-
lung neuer Gewerbeflächen in einem ausge-

beinhaltet grundsätzlich jedoch einen Zielver-
stoß und führt zu regionalplanerischen Beden-
ken. Zwar führen Sie aus, dass aktuell 39 An-
fragen von Gewerbetreibenden für das Gebiet 
vorliegen, der Nachweis das der Bedarf der 
ortsansässigen Betriebe, nicht innerhalb des 
ausgewiesenen Vorranggebiet Industrie und 
Gewerbe zu decken ist, wurde jedoch nicht ein-
deutig erbracht.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Es wird festgestellt, dass aus regionalplaneri-
scher Sicht die Inanspruchnahme des Vorrang-
gebietes für die Landwirtschaft aufgrund der ge-
ringen Flächengröße nicht raumbedeutsam ist 
und daher für den geringen Zielverstoß kein Ziel-
abweichungsverfahren erforderlich ist. 
Der Umgriff des räumlichen Geltungsbereichs 
umfasst ca. 7,5 ha. Auf die Gewerbegebietsflä-
chen entfallen abzüglich Grün- und Anpflanzflä-
chen knapp 6,7 ha für gewerblich nutzbare 
Grundstücksflächen (einschl. Flächen für Ver-
sorgungsanlagen oder Verkehrsflächen), die 
Netto-Gewerbegrundstücksfläche liegt bei 
knapp 5 ha. Die Nachfrage der 39 Betriebe be-
läuft sich auf eine Flächengröße von über 12 ha. 
Die Plangeberin hat hiernach bereits eine Ge-
wichtung der Interessenten vornehmen müssen 
und eine gekürzte Liste für sich erstellt, die den-
noch 18 Interessenten beinhaltet, weiterhin mit 
einer Gesamtnachfrage von gut 9 ha, so dass für 
die ca. 5 ha verfügbare Gewerbefläche die 
Rangliste nochmals verdichtet und konkretisiert 
wurde, um letztlich insgesamt 12 wünschens-
werteste und realisierbare Betriebe für die wei-
tere Vermarktung in die engere Auswahl neh-
men zu können.  
Die vorherrschende Nachfrage nach Gewerbe-
standorten in Bad König ist somit selbst mit dem 
vorliegend geplanten Gewerbegebiet nicht zu 
decken und es mussten von Seiten der Stadt Ab-
schichtungen vorgenommen werden. Die Not-

Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
 
 
 
Keine. 
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bedeutsam angesehen werden muss und des-
halb ein Zielabweichungsverfahren nicht 
notwendig erscheint, sollte das Vorhaben we-
gen der im weiteren Verlauf der Stellungnahme 
geäußerten Bedenken meiner anderen Fach-
dezernate hinterfragt werden. Auch im Sinne 
eines sparsamen Umgangs mit Grund und Bo-
den gemäß § 1a Abs. 2 BauGB, wonach land-
wirtschaftliche Flächen nur im notwendigen 
Umfang genutzt werden sollen, sollte die Kom-
mune prüfen, in wieweit der Bedarf an Gewer-
beflächen nicht doch innerhalb des ausgewie-

problematische Flächen neu ausgewiesen 
werden.  
 
 
 
 
 
 
Hinweis:  

-3 des Sachlichen Teilplans 
Erneuerbare Energien (TPEE) 2019 des Regi-
onalplans Südhessen/Regionalen Flächennut-
zungsplans 2010 wurde Ziel Z3.4.2-5 des Re-
gionalplans Südhessen / Regionalen Flächen-
nutzungsplans 2010 dahingehend geändert, 
dass, in den festgelegten Vorranggebieten In-

- und 
Gewerbeentwicklung Vorrang gegenüber an-

wendigkeit der Planung und der konkrete Flä-
chenbedarf ist somit hinreichend und nachweis-
lich gegeben.  
Gleichwohl auch für die Plangeberin eine Inan-
spruchnahme und Überplanung landwirtschaftli-
che Fläche für bauliche Entwicklungsmaßnah-
men immer bedauerlich ist, stellt die Plangeberin 
vor dem Hintergrund der tatsächlich sehr gerin-
gen landwirtschaftlichen Nutzung der Flächen im 
Plangebiet (maximal für Maisanbau in geringem 
Umfang) und der Tatsache, dass Bad König 
überdurchschnittlich viele landwirtschaftliche 
Flächen  besitzt, diesen Belang hinter den der 
Stärkung des Standortes in ihrer Abwägung.  
In Bad König liegt der Anteil an Flächen für die 
Landwirtschaft bei 41 %, Waldflächen 46%, und 
abzüglich der Wasserflächen und sonstigen Flä-
chen verbleiben aktuell gut 11% der Flächen für 
eine Siedlungs- oder Verkehrsnutzung. Für den 
Odenwaldkreis als Gesamtes ergibt sich hinge-
gen ein Flächenanteil von knapp 32% für Land-
wirtschaft, ebenfalls 11 % für Siedlung und Ver-
kehr und 56 % Waldfläche. Aufgrund des 
größeren Vorhandenseins ist eine Inanspruch-
nahme landwirtschaftlicher Flächen für größere 
Planungen wie diese meist schlichtweg unum-
gänglich ist.  
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, je-
doch sollte keine gesonderte Festsetzung zum 
Ausschluss von raumbedeutsamen Winden-
energieanlagen in den Festsetzungsgehalt des 
Bebauungsplanes aufgenommen werden. Zum 
einen, da diese wie die Anregungsträgerin ei-
gens ausführt, bereits durch ihre Lärmemissio-
nen im Gebiet nicht realisierbar sind. Und zum 
anderen, da die Plangeberin hier explizit ein Ge-

 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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deren Raumnutzungen einschließlich der Nut-
zung der Windenergie´ hat. Genau genommen 
müssten daher raumbedeutsame Windener-
gieanlagen als unzulässig festgesetzt werden, 
damit der Plan als an die Ziele der Raumord-
nung angepasst gelten kann. Ich gehe jedoch 
davon aus, dass entsprechende Anlagen be-
reits aufgrund der festgesetzten Lärmemissi-
onskontingente unzulässig sein dürften. Sollte 
der Ausschluss von Windenergieanlagen der 
einzige Grund für die Erforderlichkeit einer wei-
teren Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 
sein, kann von einer entsprechenden Ergän-
zung abgesehen werden. Sollte eine erneute 
Beteiligung jedoch aus anderen Gründen erfor-
derlich werden, bitte ich den entsprechenden 

werbegebiet plant und im Prozess der Grund-
stücksvergabe miteingebunden ist, in dem sie 
gemäß dem angeführten Ziel Z3 4.3.5 der An-
siedlung von Gewerbe und Industrie Vorrang 
auch gegenüber raumbedeutsamer Windener-
gie eingeräumt und entsprechende Unterneh-
men(sgrößen) keine Berücksichtigung in der 
Auswahlliste finden. 

B
11.2

Aus Sicht der von mir im Dezernat V 51.1 zu 
wahrenden Belange Landwirtschaft/Feldflur 
nehme ich zu dem oben genannten Vorhaben 
wie folgt Stellung: 

Das rd. 7,5 ha große Plangebiet ist im Regio-
nalplan Südhessen / Regionalen Flächennut-
zungsplan 2010 (RPS/RegFNP 2010) zu ei-
nem größeren Teil (etwa 60%) als Vorrang-
gebiet Industrie und Gewerbe, Planung und zu 

wünschenswert, wenn die genauen Flächen-
größenanteile in der Begründung benannt wür-
den.) Als Vorranggebiete für Landwirtschaft 
sind Flächen mit einer sehr guten landwirt-
schaftlichen Eignung und einer hohen Boden-
qualität ausgewiesen, die besonders schüt-
zenswert sind und dauerhaft für diese Nutzung 

Es ist zunächst festzustellen, dass aus Sicht der 
Raumordnung die Inanspruchnahme nicht raum-
bedeutsam ist und daher kein Zielabweichungs-
verfahren erforderlich ist. Ferner ist auch festzu-
stellen, dass der rechtswirksame Flächennutz-
ungsplan der Stadt Bad König, älteren Datums 
als der RPS/RegFNP 2010, für das gesamte 
Plangebiet Gewerbefläche darstellt, sodass sich 
hieraus eindeutig die beabsichtigte städtebauli-
che Entwicklung der Stadt ableiten lässt, welche 
nun durch den vorliegenden Bebauungsplan 
verbindlich geplant wird. Im Sinne des Gegens-
tromprinzips wäre bei Aufstellung des Regional-
plans 2010 die beabsichtigte Entwicklung und 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

Keine.
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erhalten bleiben sollen; bezüglich einer Inan-
spruchnahme dieser Flächen bestehen aus 
landwirtschaftlicher Sicht erhebliche Beden-
ken.  
 
 
 
 
 
Das Plangebiet wird durch landwirtschaftliche 
Nutzungsstrukturen geprägt, wobei es sich um 
hochwertige landwirtschaftliche Flächen han-

chsten 
Wertigkeitsstufe 1a aufgeführt sind. Flächen, 
die bei der Ernährungs- und Versorgungsfunk-
tion in der höchsten Stufe (Stufe 1) eingruppiert 
sind, werden mit dieser höchsten Wertigkeits-
stufe ausgezeichnet. Der Ernährungs- und 
Versorgungsfunktion wird im LFS 2021 als ele-
mentare Grundfunktion der Feldflur das größte 
Gewicht zugesprochen. Die Versiegelung die-
ser hochwertigen Flächen ist grundsätzlich zu 
vermeiden.  
 
Die von der Planung betroffene Fläche befindet 
sich nach den Angaben in der Begründung in 
der Gemarkung Bad König, Flur 7, Nrn. 301 tlw. 
und 302 tlw. und Flur 8, Nrn. 891- 894, 895/1, 
895/2, 896 - 905, 906/1, 906/2, 906/3, 907, 909 
- 916, 917/1, 917/2, 918, 919, 921, 922/1, 
922/2, 923, 924, 925/1, 925/2, 926 tlw., 927 - 
930 sowie Nrn. 932 tlw. und 944/2 tlw. (jeweils 
Straßenverkehrsflächen).  
 
Der rechtswirksame Flächennutzungsplan der 
Stadt Bad König stellt nach den Planungsun-

Gegebenheiten des Teilraums der Stadt Bad Kö-
nig anhand des älteren FNP auch zu berücksich-
tigen gewesen. Das Gegenstromprinzip basiert 
auf einer wechselseitigen Beeinflussung der ört-
lichen und regionalen Planung und nicht allein 
darauf, dass sich die Entwicklung und Ordnung 
der Teilräume durch die Bauleitplanung stets 
nachträglich fügt.  
 
Die Beschreibung der Böden und bodenkundli-
chen Einordnung werden zur Kenntnis genom-
men. Die Flächen sind momentan als dauerhaft 
begrünte Flächen anzusprechen und stellen sich 
zuvorderst als intensiv landwirtschaftlich ge-
nutzte Wiesen, Weiden und Äcker dar, die bis 
auf wenige randständige Bäume im Osten ent-
lang der B 45 und einen mittig an der westlichen 
Gebietsgrenze befindliches kleines Gebüsch ge-
hölzfrei sind. Weitere Gehölze stehen an den 
Bahndammflanken und nördlich des Fürsteng-
runder Baches, befinden sich allerdings damit 
nicht innerhalb des Geltungsbereiches. Eine 
Ausnahme dazu bildet eine kleine Wiesenfläche 
im Norden des Plangebiets, die eine extensive 
Ausprägung hat und mit drei Obstbäumen be-
standen ist. 
Auch vor dem Hintergrund der Bedeutung der 
Flächen für die Landwirtschaft und dem Gebot 
zum sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 
ist es den planenden Kommunen nicht unter-
sagt, gänzlich auf die Inanspruchnahme von 
Grund und Boden zu verzichten, wobei insbe-
sondere in den ländlichen Gegenden regelmä-
ßig  eine Flächeninanspruchnahme für städte-
bauliche Maßnahmen mit dem Verlust 
landwirtschaftlicher Flächen einhergeht. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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terlagen die Planfläche komplett als gewerbli-
che Baufläche dar.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anstelle der Neuausweisung von Bauflächen 
sollen daher vorrangig die bestehende Möglich-
keiten der innerörtlichen Entwicklung genutzt 
werden, beispielsweise durch Aktivierung von 
Baulücken oder der Wiedernutzung vormals 
städtebaulich beanspruchter Flächen (Flächen-
recycling). Solche Flächen sind in der Stadt Bad 
König jedoch nicht verfügbar. In der Alterna-
tivenuntersuchung ist die Stadt zum Ergebnis 
gekommen, dass der vorherrschende Bedarf an 
gewerblichem Bauland über kleinteilig ggf. noch 
vorhandene Flächenpotentiale in bestehenden 
Gewerbegebieten nicht abgedeckt werden kann, 
da diese freien Grundstücke eigentumsrechtlich 
nicht verfügbar gemacht werden können und für 
die Ansiedlung von zusätzlichem Gewerbe somit 
nicht adäquat zur Verfügung stehen. Diese Flä-
chen sind als Erweiterungsoption im Privatbesitz 
der dort ansässigen Betriebe und zudem weder 
ausreichend dimensioniert noch aus Sicht von 
Erschließung und Nutzung uneingeschränkt ge-
eignet. Die aktuelle und konkrete Nachfrage an 
Gewerbeflächen ließe sich somit mit diesen Flä-
chen nicht decken. Somit ist die Plangeberin als-
dann zu dem planerischen Schluss gekommen, 
mit der Neuausweisung eines Gewerbegebietes 
an städtebaulich und verkehrlich begünstigter 
Stelle den herrschenden Bedarf an Gewerbe-
bauland zu decken, auch wenn dies mit einem 
Flächenneuverbrauch einhergeht. Der natur-

wird im Sinne des 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden nur 
in dem Umfang planerisch für eine Nutzung vor-
gesehen, wie es nach sorgfältiger Abwägung al-
ler im konkreten Fall planungserheblichen öf-
fentlichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander vertretbar ist. In der Abwä-
gung der Belange hat das Bevorzugen des einen 
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Die von der Planung betroffenen Flächen wer-
den gegenwärtig landwirtschaftlich intensiv ge-
nutzt. Sie sind gut erschlossen und in größere 
Bewirtschaftungseinheiten aufgeteilt, so dass 
diese sich mit modernsten landwirtschaftlichen 
Maschinen effizient bewirtschaften lassen. Aus 
den Antragsunterlagen geht bislang nur ein ge-
sichertes Interesse (wie gesichert?) als Bedarf 
für die Schaffung eines Gewerbegebietes im 
geplanten Umfang hervor. Vor dem Hinter-
grund der Überschreitung der im Regionalplan 
Südhessen 2010 zugewiesenen Obergrenze 
für den Flächenzuwachs, ist aus landwirt-
schaftlicher Sicht eine Beschränkung auf den 
südlichen Teilbereich, der regionalplanerisch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Belanges die Folge, dass andere Belange zu-
rück gestellt werden. 
 
Die landwirtschaftliche Nutzung ist faktisch eher 
gering zu bewerten, maximal für Maisanbau in 
geringem Umfang werden die Flächen genutzt. 
Hinzu kommt, dass in der Stadt Bad König über-
durchschnittlich hohe Flächenanteile landwirt-
schaftlich genutzt werden, dieser Belang steht 
hinter der Abwägungsentscheidung zur städte-
baulichen Nutzung des Plangebietes zu Un-
gunsten der Landwirtschaft. In Bad König liegt 
der Anteil an Flächen für die Landwirtschaft bei 
41 %, Waldflächen 46%, abzüglich der Wasser-
flächen und sonstigen Flächen verbleiben aktu-
ell gut 11% der Flächen für eine Siedlungs- oder 
Verkehrsnutzung. Für den Odenwaldkreis als 
Gesamtes ergibt sich hingegen ein Flächenan-
teil von knapp 32% für Landwirtschaft, 11 % für 
Siedlung und Verkehr und 56 % Waldfläche.  
Die Nachfrage für das Gewerbegebiet beläuft 
sich auf Anfragen von 39 Betrieben mit einer ins-
gesamten Flächengröße von über 12 ha. Der 
Umgriff des räumlichen Geltungsbereichs um-
fasst ca. 7,5 ha. Auf die Gewerbegebietsflächen 
entfallen abzüglich Grün- und Anpflanzflächen 
knapp 6,7 ha für gewerblich nutzbare Grund-
stücksflächen (einschl. Flächen für Versor-
gungsanlagen oder Verkehrsflächen), die Netto-
Gewerbegrundstücksfläche liegt bei knapp 5 ha. 
Die Plangeberin hat hiernach bereits eine Ge-
wichtung der Interessenten vornehmen müssen 
und eine gekürzte Liste für sich erstellt, die den-
noch 18 Interessenten beinhaltet, weiterhin mit 
einer Gesamtnachfrage von gut 9 ha, so dass für 
die ca. 5 ha verfügbare Gewerbefläche die 
Rangliste nochmals verdichtet und konkretisiert 

 
 
 
Den Anregungen auf eine Reduzierung der 
Gewerbegebietsfläche wird im Sinne der 
nebenstehenden städtebaulichen Stellung-
nahme nicht gefolgt. Eine Anpassung des 
Festsetzungsgehaltes ist nicht erforder-
lich. 
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Als Anlass der Planung wird angegeben, dass 
ortsansässige Gewerbetreibende zu Erweite-
rungszwecken nach geeigneten Gewerbe-
grundstücken suchen und mittels der vorlie-
genden Planung Arbeitsplätze erhalten, 
respektive geschaffen werden sollen. Diese 
Ziele sind zunächst auch ohne eine Inan-

bar, zumal zwischen der frühzeitigen 
Beteiligung im Sommer 2018 und dem jetzigen 
Beteiligungsschritt rund 4 Jahre liegen, was 
nicht unbedingt für einen hohen Nachfrage-
druck bzw. Bedarf sprechen dürfte.  
 

von Arbeitsplätzen nicht über den Schutz des 
Bodens gestellt werden, welcher unverzicht-
bare Lebensgrundlage für Mensch und Natur 
ist. Im Gegensatz zu Arbeitsplätzen ist land-
wirtschaftliche Nutzfläche nicht vermehrbar, 
sondern eine absolut begrenzte Ressource, 
weshalb auch kleinflächig jegliche unbegrün-
dete Inanspruchnahme zu vermeiden ist. 

wurde, um letztlich insgesamt 12 wünschens-
werteste und realisierbare Betriebe für die wei-
tere Vermarktung in die engere Auswahl neh-
men zu können. 
Die vorherrschende Nachfrage nach Gewerbe-
standorten in Bad König ist somit selbst mit dem 
vorliegend geplanten Gewerbegebiet nicht zu 
decken und es mussten von Seiten der Stadt Ab-
schichtungen vorgenommen werden. Die Not-
wendigkeit der Planung und der konkrete Flä-
chenbedarf ist somit hinreichend und 
nachweislich gegeben. 
 
Eine Verzögerung im Planverfahren lässt nicht 
zwingend auf einen geringen Nachfragedruck 
schließen. Die gerechte Abwägung der zu be-
rücksichtigenden Belange und daraufhin Erar-
beitung eines Entwurfs bedingt in größeren Pla-
nungsprozessen wie vorliegend die Einbindung 
und Abstimmung vieler Fachstellen, was durch-
aus zeitintensiv werden kann. Doch gerade für 
eine gerechte Abwägung zwischen den ver-
schiedenen Belangen sollte nach Ansicht der 
Plangeberin mehr und nicht weniger Zeit ver-
wendet werden.  
 
 
 
Der Vortrag wird zur Kenntnis genommen, es 
wird auf die vorherige städtebauliche Stellung-
nahme verwiesen.  
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Der Verlust landwirtschaftlicher Flächen 
schreitet auch in Hessen durch diverse Bau- 
und Entwicklungsmaßnahmen stetig voran. 
Gerade die noch vorhandenen, sehr ertragrei-
chen Böden in der Region Bad König sollten 
daher von einer städtebaulichen Inanspruch-
nahme soweit wie möglich verschont werden. 
 
Die hessische Landesregierung hat sich zum 
Ziel gesetzt, den täglichen Verlust von landwirt-
schaftlichen Flächen auf 2,5 ha pro Tag zu be-
schränken.  
 
Die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaß-
nahmen werden nach der vorgelegten natur-
schutzfachlichen Ausarbeitung bzw. den Kon-
zepten zur Umsetzung von Ersatzmaßnahmen 
zu meinem größten Bedauern und entgegen 
meiner Stellungnahme aus der frühzeitigen Be-
teiligung vom 19. Juli 2018 unter Beanspru-
chung weiterer landwirtschaftlicher Flächen 
umgesetzt. Beispielsweise soll Fläche A von 
derzeit überwiegend Acker in Grünland umge-
wandelt und der Ackerbau beendet werden 
(siehe Seite 6 des Konzeptes). Dies sollte drin-
gend überdacht werden. Maßnahmen an Ge-
wässern, im Wald oder der Ankauf von Bio-
topwertpunkten von bereits umgesetzten 
Maßnahmen würden begrüßt. Hierzu könnten 
erforderlichenfalls auch externe Ökokonten an-
derer Kommunen, des Landesbetriebs Hessen 
Forst oder der Hessischen Landgesellschaft 
(HLG) genutzt werden. Ein Verlust weiterer 
landwirtschaftlicher Flächen zur Schaffung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen kann nicht 
akzeptiert werden. Sollte sich trotz der aus-
drücklichen Bedenken aus landwirtschaftlicher 

 
Auf die vorstehende städtebauliche Stellung-
nahme wird verwiesen.  
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
Aufgrund des zuvor beschriebenen Umstands, 
dass die Gesamtfläche Bad Königs fast 50 % 
landwirtschaftliche Flächen umfasst, ist es nur 
bedingt möglich, Ausgleichsmaßnahmen ohne 
Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen 
zu realisieren. Es ist jedoch anzumerken, dass 
bis auf die Fläche A, die aktuell als Acker und 
Wald genutzt wird, alle übrigen Flächen des 
Maßnahmenkonzeptes zum Ausgleich Grünland 
sind und als solche Nutzung weiterhin bestehen 
bleiben, wenn auch mit nur noch zweimaliger 
Mahd im Jahr.  
Aufgrund der vorgetragenen Anregungen hat 
sich die Stadt über die ackerbauliche Nutzung 
der Fläche A nochmals informiert und es wurde 
ein reiner Anbau von Mais auf dieser Fläche fest-
gestellt, der häufig im vorderen Odenwald als 
Mais-Monokultur für die Futtermittel der Milch-
viehhaltung verwendet wird.  Für die Fläche A ist 
die Beendigung dieses Ackerbaues vorgesehen, 
jedoch soll die Fläche eine extensiv zu bewirt-
schaftende Mähwiese werden. Extensive Grün-
landwirtschaft ist eine Form der (Grün-)Landwirt-
schaft und kann mit einem geringen Viehbesatz 

 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
Keine. 
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Sicht für die Umsetzung von Ersatzmaßnah-
men auf landwirtschaftlicher Fläche entschie-
den werden, ist aus landwirtschaftlicher Sicht 
eine Absprache mit den Bewirtschaftern und 
dem Kreislandwirt notwendig. So könnte si-
chergestellt werden, dass durch die Ersatz-
maßnahme nicht noch zusätzliche negative Ef-
fekte auf die Landwirtschaft entstehen, wie z.B. 
die Entstehung von unwirtschaftlichen Zwi-

bei Fläche B der Fall).

genehmigt werden. Auch das durch Mahd ge-
wonnene Heu dient als landwirtschaftliches Gut. 
An den bisherigen Ausgleichsmaßnahmen wird 
daher festgehalten, die Anregung auf Abstim-
mung mit den Bewirtschaftern wird für die wei-
tere Umsetzung der Maßnahmen zur Kenntnis 
genommen, um keine weiteren negativen Aus-
wirkungen zu begünstigen. 

B
11.3

Aus Sicht der von mir zu wahrenden Belange 
Fischerei nehme ich zur oben aufgeführten 
Planung wie folgt Stellung bzw. bitte folgende 
Nebenbestimmungen aufzunehmen: 

Die Antragsunterlagen beschreiben eine Ent-
wässerung des Plangebietes, wobei das anfal-
lende Regenwasser in einem öffentlichen Re-
genwasserkanal gesammelt und vor Einleitung 
in den Vorfluter mittels Regenwasserbehand-
lung/-reinigung aufbereitet wird. Im Rahmen 
der notwendig werdenden Genehmigung bei 
der zuständigen Wasserbehörde zur Einleiter-
laubnis des anfallenden Regenwassers in ein 
Oberflächengewässer nach § 8 Wasserhaus-
haltsgesetzes (WHG) sollten seitens der An-
tragsteller konkrete Angaben über das Gewäs-
ser getätigt werden. Zudem sollten alle 
geplanten Eingriffe durch die Anlage eines of-
fenen Regenwasserkanales detailliert darge-
stellt werden. Im Vorfeld aller baulichen Ein-
griffe in den Fürstengrunder Bach sind die 
erforderlichen Maßnahmen zum Fischschutz 
zu planen; hierbei könnte insbesondere das 
Abfischen im direkten Maßnahmenbereich not-
wendig werden. 

Die Hinweise zum Wasserhaushaltsgesetz für 
Genehmigung bei der zuständigen Wasserbe-
hörde im Hinblick auf die Einleiterlaubnis des an-
fallenden Regenwassers in ein Oberflächenge-
wässer und der erforderlichen Genehmigung für 
den geplanten, aus dem Plangebiet führenden, 
mäandrierenden Regenwassergraben werden 
zur Kenntnis genommen. Da für diesen Teil der 
Entwässerung eine eigene, nachgesonderte 
Planung und rechtliche Sicherung erforderlich 
wird sowie die Genehmigung betreffen die 
vorgetragenen Hinweise und Anregungen nicht 
den Festsetzungsgehalt der vorliegenden Bau-
leitplanung; werden für das weitere Vorgehen je-
doch zur Kenntnis genommen und darin dann 
berücksichtigt. 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

Keine.
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Abschließend möchte ich noch auf die Stel-
lungnahme des Kreisausschusses des Oden-
waldkreises, Abteilung Landschaftspflege und 
Naturschutz, verweisen.

Der Verweis wird zur Kenntnis genommen. 

B
11.4

Aus Sicht des öffentlichen Belanges Landwirt-
schaft/Feldflur/Fischerei werden aus den vor-
genannten Gründen bezüglich einer Inan-
spruchnahme des nördlichen 
Geltungsbereichs des vorliegenden Bebau-
ungsplans erhebliche Bedenken erhoben, da 
die hochwertigen landwirtschaftlichen Flächen 
zu erhalten sind und dem ohnehin ständig fort-
schreitenden irreversiblen Verlust landwirt-
schaftlicher Flächen entgegenzuwirken ist.

Es wird an dieser Stelle auf die städtebaulichen 
Stellungnahmen zu den vorstehenden Anregun-
gen zu Nr. B 11.2 und B 11.3 verwiesen. Da 
keine neuen Belange vorgetragen werden, erüb-
rigt sich eine weitergehende städtebauliche Stel-
lungnahme, die im Einzelnen an dieser Stelle al-
lenfalls den vorherigen Sachverhalt wiederholen 
würde (Vermeidung von Redundanz). 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

B
11.5

Aus Sicht der oberen Naturschutzbehörde wird 
zu o. g. Bauleitplanverfahren wie folgt Stellung 
genommen. 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanentwurfs umfasst eine ca. 7,5 ha 
große Gewerbefläche. Im Regionalplan Süd-
hessen 2010 wird lediglich ein Teilbereich die-

große Fläche

den Geltungsbereich des Bebauungsplans 

König und Etzen-

des Naturschutzgebiets.

Kenntnisnahme. Ergänzend wird angemerkt,
dass der nördliche Bereich des Gebietes, der als
Vorranggebiet für Landwirtschaft dargestellt ist, 
ca. 3 ha Fläche beansprucht.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

Keine.

5 -1
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Wie aus der Begründung zum Bebauungspla-
nentwurf (Seite 14) hervorgeht, ist geplant, 

stellt jedoch einen Verbotstatbestand nach der 
Verordnung über das Naturschutzgebiet 

-
27. März 2001 (NSG-VO) dar. Danach sind 
sämtliche Handlungen verboten, die zu einer 
Zerstörung, Beschädigung oder Veränderung 
des Naturschutzgebiets führen können. Insbe-
sondere ist verboten, Gewässer zu schaffen, 
zu verändern oder zu beseitigen, vor allem 
Wasserläufe, Wasserflächen oder Tümpel, ein-
schließlich deren Ufer, oder den Zu- und Ablauf 
des Wassers oder den Grundwasserstand 
über das natürliche Ganglinienprofil hinaus zu 
verändern (vgl. § 3 Nr. 4 NSG-VO).  
 
Insofern setzt die beabsichtigte Einleitung von 
Niederschlagswasser voraus, dass eine ent-
sprechende Befreiung erteilt wurde. Die Vo-
raussetzungen für die Erteilung einer Befreiung 
richten sich nach § 67 Abs. 1 Satz 1 Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG). Danach kann 
von den Geboten und Verboten dieses Geset-
zes auf Antrag Befreiung gewährt werden, 
wenn dies aus Gründen des überwiegenden 
öffentlichen Interesses notwendig ist. Der Be-
griff der Notwendigkeit impliziert in dem Zu-
sammenhang, dass zumutbare Alternativen, 
die die Befreiung verzichtbar machen würden, 
nicht gegeben sind. Dies ist vorliegend jedoch 
nicht ersichtlich, da die den Verbotstatbestand 
auslösende Handlung nicht an die zur Rede 
stehenden Flächen gebunden ist. Im Übrigen 
soll der Bebauungsplan nicht einem, bereits 
bekannten Großinvestor dienen, der auf einen 

Es wird festgestellt, dass die Anregungsträgerin 
in einer eMail vom 29.08.2022 die in der neben 
stehenden Stellungnahme vorgetragenen Anre-
gungen grundlegend überarbeitet hat. Sie trägt 
vor, dass die von der Stadt vorgetragenen Aus-
führungen bezüglich des Verbleibs des anfallen-
den Niederschlagswassers im Plangebiet aus 
naturschutzfachlicher Sicht nachvollziehbar 
seien. Demnach solle das gesammelte und ge-
reinigte Niederschlagswasser nördlich des ge-
planten Gewerbegebiets in den im Naturschutz-

-
befindlichen Fürstengrunder Bach geleitet wer-
den. Das Wasser solle weitgehend vor Ort ver-
bleiben. Dadurch könne der Wasserhaushalt in 
diesem Bereich verbessert werden. Dies werde 
von der Anregungsträgerin aus mitgetragen und 
sie nehme vor diesem Hintergrund Abstand von 
der in der Stellungnahme vom 14. Juli 2022 
(siehe nebenstehend) verwehrten Inaussicht-
stellung einer Befreiung von den Verboten der 

von Bad König und Etzen-  
Die Befreiung sei beim Dezernat V 53.2 zu be-
antragen. Im Rahmen des entsprechenden Ver-
waltungsverfahrens werde die Anregungsträge-
rin hausintern beteiligt benötige gutachterliche 
Unterlagen, aus denen hervorgehe, dass keine 
Alternativen zum Umgang mit dem anfallenden 
Niederschlagswasser gegeben seien, die mit ei-
ner geringeren Beeinträchtigung für Natur und 
Landschaft einhergingen. Des Weiteren sei dar-
zulegen, dass das in das Naturschutzgebiet ein-
zuleitende Niederschlagswasser soweit gerei-
nigt werde, dass keine Stoffe eingetragen 
würden, die zu Beeinträchtigungen des Natur-
schutzgebiets oder seiner Bestandteile im Sinne 

Es wird festgestellt, dass die zunächst 
vorgetragenen Anregungen, einherge-
hend mit der Nicht-Inaussichtstellung ei-
ner Befreiung von den Verboten der Ver-
ordnung über das Naturschutzgebiet 

-Ge-
, durch die im Nachgang vorgelegte 

Stellungnahme (in der eMail v. 
29.08.2022), nicht mehr aufrecht erhalten 
wird und die ablehnende Position nun-
mehr zugunsten einer zuträglichen In-
aussichtstellung abgelöst wurde. Die 
Umsetzung der Niederschlagswasser-
konzeption ist damit gesichert und es 
wird festgestellt, dass eine Planverwirk-
lichung des Bebauungsplanes damit ge-
geben ist. Die von der Anregungsträge-
rin genannten Nachweise sind sodann 
im konkreten Genehmigungsverfahren 
abzuleisten und nicht Inhalt der hier vor-
liegenden Bauleitplanung, so dass der 
Festsetzungsgehalt des Bebauungspla-
nes hiervon nicht berührt wird. 
 
Der Antrag auf Befreiung von der Verord-

von Bad-König und Etzen-
der Oberen Naturschutzbehörde bereits ge-
stellt. 
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besonderen Flächenzuschnitt angewiesen ist, 
sondern vielmehr mehreren Gewerbe- und 
Handwerksbetrieben. Vor diesem Hintergrund 
kann eine Befreiung von den Verboten der Ver-
ordnung über das Natu
von Bad König und Etzen-
nicht in Aussicht gestellt werden.
Daher sollte der Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanentwurfs dringend auf den regional-
planerisch vorbereiteten räumlichen Umfang 
reduziert werden. Durch die Aussparung eines 
Teils des nördlichen Geltungsbereichs dürfte 
sich hinreichend die Möglichkeit bieten, Nie-
derschlagswasser außerhalb des Naturschutz-
gebiets zu versickern. Hierdurch würde auch 
sichergestellt, dass sich die Planung nicht auf 
Flächen außerhalb des vorgesehenen Gel-
tungsbereichs erstreckt, wie es derzeit im Be-

(Einleitung von Niederschlagswasser).

des § 3 der Verordnung über das Naturschutz-
-

vom 27. März 2001 führen könnten.

B
11.6

Bezüglich der vom Regierungspräsidium 
Darmstadt - Abteilung Umwelt Darmstadt - zu
vertretenden Belange teile ich Ihnen folgendes 
mit: 

Oberflächengewässer (Abflussregelung 
/Hochwasserschutz/Hydrologie):

Das Plangebiet grenzt im Nordosten an den 
Fürstengr

handelt. Die gesetzlichen Bestimmungen gem. 
§ 38 Wasserhaushaltsgesetz und § 23 Hessi-
sches Wassergesetz werden eingehalten. 

Etwa in der Mitte des Plangebiet verläuft von 

Kenntnisnahme. 

Für die Bachparzelle auf dem Grundstück Nr. 
909 im Plangeltungsbereich lässt sich kein 

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

Keine.

Keine.

5 -1
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Ost nach West zudem ein Entwässerungsgra-
ben mit der Parzellen Nr. 909. Der Graben ist 

plan ist die gegenwärtige und geplante Funk-
tion des Grabens zu beschreiben.  
 
Weiterhin ist eine gesicherte Abflussregelung 
zu gewährleisten. Diese liegt vor, wenn der 
durch die zulässige Bebauung bedingte höhere 
Abfluss bei Niederschlag von den vorhande-
nen Fließgewässern ohne Schaden für die be-
bauten Flächen und die Unterlieger aufgenom-
men und abgeleitet werden kann.  
Die Einleitemenge in den Fürstengrunder 
Bach, über einen Regenwasserkanal, darf den 
natürlichen Abfluss daher nicht übersteigen.  
 
 
 
 
Der geplante Bau eines offenen Regenwasser-
kanals bis zum Fürstengrunder Bach stellt ei-
nen Gewässerausbau dar und bedarf daher 
der Genehmigung gem. § 68 Wasserhaus-
haltsgesetz.  
 
Nachsorgender Bodenschutz: 
 
Aus der Altflächendatei ALTIS des Hessischen 
Landesamtes für Umwelt und Geologie erge-
ben sich für den Plangeltungsbereich keine 
Hinweise auf das Vorhandensein von Altflä-
chen (Altstandorte, Altablagerungen), schädli-
che Bodenveränderungen und/oder Grund-
wasserschäden. Von meiner Seite bestehen 
somit nach derzeitigem Kenntnisstand keine 
Bedenken gegen das o. a. Vorhaben. Die Be-

Oberflächengewässer feststellen. Eine Funkti-
onsbeschreibung ist daher obsolet.  
 
 
 
 
Die Abflussregelung wird in Form eines Absetz-
beckens mit Vorabscheider und Reinigung im 
nordwestlichen Planbereich (Ende des landwirt-
schaftlichen Weges) und anschließender Einlei-
tung des Niederschlagswassers in den Vorfluter 
des Fürstengrunder Bachs/ Weilbachs über ei-
nen 300er-Kanal gewährleistet. Ein Bereich der 
Wasserrückhaltung ist über das Absetzbecken 
somit gegeben. Der Bach weist einen sehr ge-
ringen jährlichen Wasserstand auf, sodass der 
natürliche Abfluss des Baches durch die Zufuhr 
des gereinigten Regenwassers wieder nutzbar 
gemacht und verfügbar wird.  
 
Kenntnisnahme. Der Festsetzungsgehalt des 
Bebauungsplanes ist hiervon nicht betroffen. 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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lange des Dezernates 41.5 sind in der Begrün-
dung und in den textlichen Festsetzungen zum 
Bebauungsplan hinreichend berücksichtigt. 
 
Vorsorgender Bodenschutz: 
 

der in einem gesondert geführten Ersatzmaß-
nahmenkonzept (Entwurf, Stand 05.2022) und 
dem gegenständlichen Bebauungsplan zuge-
ordneten Maßnahmen ergibt sich aus einem 
städtebaulichen Vertrag zwischen der Stadt 
Bad König und der unteren Naturschutzbe-

 
Aufgrund des hohen Anteils von 34.428 m² an 
vollständig versiegelter Fläche im Planentwurf 
(Umweltbericht vom 05.2022, S. 30) mit einem 
vollständigen Verlust der natürlichen Boden-
funktionen, bitte ich im Rahmen des städtebau-
lichen Vertrages für die Kompensation im aus-
reichendem Maße die Wiederherstellung der 
natürlichen Bodenfunktionen zu berücksichti-
gen.  
 
 
Bodenkundliche Baubegleitung bei Eingriffsflä-
chen > 5.000 m² (DIN 19639):  
 
Das Neubauvorhaben ist durch eine Boden-
kundliche Baubegleitung (BBB) zu begleiten.  
Sie kann Teil der ökologischen Baubegleitung 
sein, die für die Schutzgüter Pflanzen und 
Tiere bereits vorgesehen ist, sofern das beauf-
tragte Büro die notwendige Fachkunde nach-
weisen kann. Grundsätzliches Ziel ist die Ver-
meidung bzw. Minderung möglicher Beein-
trächtigungen im Zuge der Baumaßnahme. Die 

 
 
 
 
 
Der Eingriff in das Schutzgut Boden wurde im 
Umweltbericht bereits bewertet und behandelt. 
Generell kann die Kommune als Plangeberin frei 
entscheiden, welche Methoden und Vorgehens-
weisen für die Betrachtung der Schutzgüter ge-
wählt wird. Bei der Bewertung des Eingriffs und 
des Ausgleichs steht der plangebenden Stadt 
ein gewisser Spielraum zu. Die festgesetzten 
Ausgleichsmaßnahmen im Zuge der vorliegen-
den Bauleitplanung wirken sich auch positiv auf 
das Schutzgut Boden aus. Dennoch wird auf-
grund der vorgebrachten Anregungen der Anre-
gungsträgerin die Maßnahme der Einbringung 

vorgeschla-
gen und dies in den Umweltbericht sowie in den 
Hinweis zum Bodenschutz im Textteil des Be-
bauungsplanes aufgenommen.   
 
 
 
 
Die Hinweise zur bodenkundlichen Baubeglei-
tung werden zur Kenntnis genommen und im 
Rahmen der ökologischen Baubegleitung be-
rücksichtig; die Anregung betrifft jedoch nicht 
den Regelungsinhalt des Bebauungsplanes, 
sondern die nachfolgende Ebene der Bauaus-
führung.  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt. Der Umweltbericht ist demgemäß 
redaktionell anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Bodenkundliche Baubegleitung muss im Rah-
men der Bauüberwachung vor Ort auf den 
Baustellen regelmäßig präsent sein, um den 
Umgang mit den Böden (Bodenabtrag, Bo-
dentrennung, Zwischenlagerung, Wiederein-
bau, Rekultivierung) überwachen zu können. 
Im Zuge der Überwachung hat die bodenkund-
liche Baubegleitung ein Bautagebuch zu füh-
ren, in dem alle bodenrelevanten Belange do-
kumentiert werden.  
Der bodenkundliche Baubegleiter ist schriftlich 
zu benennen.  
 
 
 
 
 
Grundwasser (Grundwasserschutz/Wasser-
versorgung): 
 
Bitte legen Sie die Sicherstellung der Wasser-
versorgung für das Baugebiet dar. Der ge-
samte Wasserbedarf (Trink-, Betriebswasser) 
ist zu ermitteln (Jahresmenge und Spitzenbe-
darf). Bei der Bedarfsermittlung ist bereits auf 
eine sparsame, rationelle Wasserverwendung 
zu achten. Der Nachweis, dass der gesamte 
Wasserbedarf durch den zuständigen Wasser-
versorger gedeckt werden kann, ist zu erbrin-
gen. Es ist darzustellen, ob noch verfügbaren 
Kapazitäten zur Deckung dieses Bedarfs vor-
handen sind (Gegenüberstellung der Wasser-
echte mit den Fördermengen der letzten 5 
Jahre oder Abgleich der verfügbaren Liefer-
mengen mit den tatsächlichen Abnahmemen-
gen).  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und ein 
Nachweis über die gesicherte Wasserversor-
gung für das Plangebiet sollte entsprechend der 
Ausführungen der Anregungsträgerin in die Be-
gründung aufgenommen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt. Die Begründung ist demgemäß re-
daktionell anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Keine. 
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Das Plangebiet befindet sich außerhalb beste-
hender Wasserschutzgebiete.  
 
Das Plangebiet liegt in der Zone I des Heilquel-
lenschutzgebietes der Stadt Bad König (GVBl. 
22/1953 S. 147). Die Gebote der Heilquellen-
schutzgebietsverordnung sind zu beachten 
und einzuhalten. 
 
Sollte eine Versickerung von nicht schädlich 
verunreinigtem Niederschlagswasser geplant 
sein, ist eine qualitative Beeinträchtigung des 
Grundwassers durch diese auszuschließen. 
Das Arbeitsblatt DWA-
und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von 

DWA-

Die Mächtigkeit des Sickerraums sollte, bezo-
gen auf den mittleren höchsten Grundwasser-
stand, mindestens 1 Meter betragen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nach der Baugrunduntersuchung (Seite 6) und 
dem Umweltbericht (Seite 19) ist in dem Plan-
gebiet mit sehr hohen Grundwasserständen zu 
rechnen. Es wurden Werte zwischen 0,5 m und 
1,21 m unter GOK gemessen. Zur Vermeidung 

 
Ein entsprechender Hinweis zum Heilquellen-
schutzgebiet ist bereits integraler Bestandteil der 
Planunterlagen (Textteil Teil C).  
 
 
 
Wie bereits aus den Planunterlagen hervorgeht, 
eigenen sich die anstehenden Bodenverhält-
nisse nicht für eine Versickerung im Plangebiet, 
die Hinweise zu den Arbeitsblättern werden da-
her zur Kenntnis genommen.  
In der Zwischenzeit wurde ein hydrogeologi-
sches Gutachten zur vorliegenden Planung er-
stellt, aus dem sich Erkenntnisse zum Grund-
wasser am Planstandort ergeben. Im 
Untersuchungsgebiet ist der oberflächennahe, 
quartäre Porengrundwasserleiter die für Grund-
wasserverhältnisse relevante hydrogeologische 
Schicht. Im Liegenden der durchlässigen, quar-
tären Schichten folgen geringleitende quartäre 
Schluffe, sowie in größerer Tiefe die nicht oder 
nur sehr gering durchlässigen Verwitterungs-
schichten des unterlagernden Buntsandsteins.  
Zur Beurteilung der Hydrogeologie ist ein statio-
näres, numerisches Basisgrundwassermodell 
mittels FeFlow (Wasy) erstellt sowie Empfehlun-
gen im Vorfeld und während Baumaßnahmen 
zur Messung von Wasserständen im Gebiet er-
arbeitet worden.  
 
Der Anregung sollte gefolgt werden und eine 
entsprechendes Planzeichen zur Vernässungs-
gefahr aufgrund der anstehenden Grundwasser-
stände sollte in den Bebauungsplan künftig mit-
aufgenommen werden.  
 
 

 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
Keine. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt und das Plangebiet als vernäs-
sungsgefährdeter Bereich 
gekennzeichnet. 
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von Setzrissschäden bzw. Vernässungsschä-
den sind in der Bauleitplanung grundsätzlich 
die minimalen und maximalen Grundwasser-
flurabstände zu berücksichtigen. In kritischen 
Gebieten (Grundwasserflurabstände zwischen 
0 und 3,00 m, stark schwankende Grundwas-
serstände, Gebiete, in den bereits Setzrisse 
bzw. Vernässungen an Gebäuden aufgetreten 
sind) sollte bereits im Rahmen der Bauleitpla-
nung eine kleinräumige detaillierte Untersu-
chung der gegenwärtigen und der zu erwarten-
den Grundwassersituation in Form eines 
hydrogeologischen Gutachtens durchgeführt 
werden und die daraus folgenden Ergebnisse 
sollten in zwingend notwendigen baulichen 
Vorkehrungen einbezogen werden. Die erfor-
derlichen baulichen Vorkehrungen  z.B. Vor-
gaben zur maximalen Einbindetiefe von Ge-
bäuden oder spezielle Gründungsmaßnahmen 
 sollten in dem Bebauungsplan festgesetzt 

werden, damit die ausgewiesene Nutzung 
ohne Gefahr der Vernässung realisierbar ist.  
Flächen mit sehr hohen Grundwasserständen 
(0 bis 3,00 m Flurabstand) sind gemäß § 9 Abs. 
5 BauGB im Bebauungsplan als vernässungs-
gefährdete Gebiete zu kennzeichnen.  
Bitte nehmen Sie die entsprechenden Untersu-
chungen, Festsetzungen sowie die Kennzeich-
nung vor. Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 und Nr. 7 
BauGB sind bei der Aufstellung von Bauleitplä-
nen insbesondere die allgemeinen Anforderun-
gen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhält-
nisse und die Sicherheit der Wohn- und 
Arbeitsbevölkerung zu berücksichtigen. Bei der 
Aufstellung darf das Problem der Vernässung 
bei hohen Grundwasserständen nicht ausge-
klammert werden. Es gilt bei der Beurteilung 
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von Belastungen das bauleitplanerische Vor-
sorgeprinzip und nicht die Schwelle der Gefah-
renabwehr. Der Träger der Bauleitplanung er-
zeugt ein Vertrauen, dass die ausgewiesene 
Nutzung ohne Gefahr realisierbar ist. Geht die 
Stadt Anhaltspunkten für Vernässungsgefah-
ren nicht nach und legt keine Maßnahmen (z.B. 
max. Einbindetiefe oder spez. Gründungen) im 
Bebauungsplan fest, haben Eigentümer, Bau-
willige und andere Betroffene ggf. Anspruch 
auf Schadensersatz. 

Abwasser, anlagenbezogener Gewässer-
schutz:

Für die Beurteilung der Abwasserbeseitigung 
ist die Untere Wasserbehörde beim Kreisaus-
schuss zuständig. 

Immissionsschutz:

Gegen den o. g. Bebauungsplan bestehen hin-
sichtlich der von mir zu vertretenden Belange 
des Immissionsschutzes keine Bedenken. 
Ich rege jedoch an, die Grundrissorientierung 
aus der Schalltechnischen Untersuchung als 
textliche Festsetzung zu formulieren und in Ka-
pitel 12 aufzunehmen sowie den Text zur Ver-
glasung als Hinweis mitaufzunehmen.

Kenntnisnahme. 

Es ist festzustellen, dass aus immissionsschutz-
rechtlicher Sicht keine Anregungen zur Planung 
vorgetragen wurden. Ein Hinweis auf die Grund-
rissorientierung sollte in den Textteil zum Bebau-
ungsplan aufgenommen werden.

Keine.

Der Anregung wird gemäß nebenstehen-
der städtebaulicher Stellungnahme ge-
folgt. Der Textteil ist um einen Hinweis 
redaktionell zu ergänzen.

B
11.7

Für die bergrechtliche Stellungnahme wurden 
folgende Quellen als Datengrundlage herange-
zogen: 

Hinsichtlich der Rohstoffsicherung: 
-Regionalplan Südhessen/Regionaler Flä-

chennutzungsplan (RPS/RegFNP) 2010 
-Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des 

Der Vortrag wird zur Kenntnis genommen, Aus-
wirkungen auf den Festsetzungsgehalt sind 
nicht zu erkennen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine. 5 -1
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HLNUG;  
Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht ste-
henden Betriebe:   
- vorliegende und genehmigte Betriebspläne;  
Hinsichtlich des Altbergbaus:  
- bei der Bergaufsicht digital und analog vorlie-

gende Risse, 
- in der Datenbank vorliegende Informationen, 

Kurzübersichten des ehemaligen Bergamts 
Weilburg über früheren Bergbau.  

Die Recherche beruht auf den in Inhaltsver-
zeichnissen des Aktenplans inventarisierten 
Beständen von Berechtsams- und Betriebsak-
ten früherer Bergbaubetriebe und in hiesigen 
Kartenschränken aufbewahrten Rissblättern.  
Die Stellungnahme basiert daher hinsichtlich 
des Altbergbaus auf einer unvollständigen Da-
tenbasis.  
Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vor-
haben wie folgt Stellung genommen:  
 
Rohstoffsicherung:  
Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsiche-
rungsflächen betroffen.  
Aktuelle Betriebe:  
Es befinden sich keine aktuell unter Bergauf-
sicht stehenden Betriebe im Planbereich und 
dessen näherer Umgebung.  
Gefährdungspotential aus früheren bergbauli-
chen Tätigkeiten: 
Im Plangebiet ist meinen Unterlagen zufolge 
bisher kein Bergbau umgegangen.  
Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbe-
hörde keine Sachverhalte entgegen. 
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B 12 Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH 
Stellungnahme vom 08. Juli 2022  
 
Nach Durchsicht der Planunterlagen regen wir 
den barrierefreien Ausbau der Bushaltestelle 
Bad König Nord an. Des Weiteren regen wir an, 
dass wegen der Entfernung des nördlichen 
Teils ebenfalls die Bushaltestelle Bad König 
Hochhaus zur Erschließung des Gebietes die-
nen muss. Auch hier ist ein barrierefreier Aus-
bau voranzubringen. Weiterhin ist eine barrie-
refreie Wegeverbindung zwischen den beiden 
Bushaltestellen und dem Gewerbegebiet erfor-
derlich. Daher müssen in der Anschlusspla-
nung auch entsprechend barrierefreie Que-
rungsmöglichkeiten für Fußgänger über die 
B45 in Höhe Frankfurter Straße und Am Weil-
bach/Danziger Straße vorgesehen werden.  
 

 
 
 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genom-
men, allerdings betreffen diese nicht den Rege-
lungsgehalt eines Bebauungsplanes bzw. der 
Bauleitplanung. Die Erweiterung und Planung 
des ÖPNV-Netzes sowie Ausstattung der Bus-
haltestellen Bad Königs kann mittels einer infor-
mellen Planung wie einem Mobilitätskonzept 
vorbereitet werden und bei zukünftigen Planun-
gen dann Berücksichtigung finden. Für die Neu- 
und Umbau von Haltestellen sind die Straßen-
verkehrsbehörde sowie der Straßenbaulastträ-
ger zuständig. 
Die Bauleitplanung hingegen ist das maßgebli-
che Instrument, nach dem die städtebauliche 
Planung einer Kommune erfolgt. Aufgabe der 
Bauleitplanung gemäß § 1 Abs. 1 BauGB ist die 
Vorbereitung der baulichen und sonstigen Nut-
zung der kommunalen Grundstücke durch Auf-
stellung von Bauleitplänen (vorbereitende und 
verbindliche Bauleitplanung). Informelle Pla-
nungsinstrumente wie Entwicklungspläne oder 
Rahmenpläne fallen nicht unter die Bauleitpla-
nung des Städtebaurechts.  
Weiterhin ist festzustellen, dass mit der beste-
henden Bushaltestelle Bad König Nord eine fuß-
läufig erreichbare Haltestelle besteht. Für den 
südlichen Bereich des künftigen Gewerbegebie-
tes ist die Haltestelle ca. 250 m entfernt, für den 
nördlichsten Bereich ca. 800 m, durch die ent-
stehende interne Erschließungsstraße mit Geh-
weg eventuell auch etwas kürzer.  
 
 
 
 

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen. 
 
Auswirkungen auf den Bebauungsplan: 
Keine. 
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B 13 Wasserverbände Mümling & Gersprenzge-
biet
Stellungnahme vom 12. Juli 2022

Verspäteter Eingang!

Der Wasserverband Mümling ist von genannter 
Bauleitplanung nicht betroffen, da kein Ver-
bandsgewässer im Planungsbereich tangiert 
wird. Unabhängig davon, ob sich ein Gewässer 
in der Unterhaltung des Wasserverbandes be-
findet oder nicht, sind bei gewässertangieren-
den Planungen nachfolgende Punkte zu be-
achten: 

1. Klimawandel: Aufgrund des Klimawandels 
ist in Zukunft mit wiederkehrenden Trocken-
und Dürrezeiten und den daraus folgenden 
langzeitigen Niedrigwasserabflüssen zu rech-
nen. Die Wasserentnahme zur Bewässerung 
privater Gärten oder Teiche, stellt in diesen 
Zeiten ein großes Problem für den ökologi-
schen Zustand der Gewässer dar. Da die Über-
wachung in der Praxis schwer bis unmöglich 
ist, bitten wir im Zuge der Ausweisung von Bau-
leitplänen die Errichtung von Wasserspeichern 
an Wohneinheiten, als auch für die Bewässe-
rung der öffentlichen Grünflächen, im Sinne 
der Klimaanpassung einzubeziehen. 

2. Biber: Die Wiederkehr der heimischen Art Bi-
ber stellt vielerorts ein Problem für bestehende 

Hinweis: Die Stellungnahme ist verspätet einge-
gangen; Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig 
abgegeben wurden, können i. S. d. § 4a Abs. 6 
BauGB bei der Beschlussfassung über den Bau-
leitplan unberücksichtigt bleiben.

Kenntnisnahme.

Es wird festgestellt, dass im Sinne des Vortrages 
das angrenzende Fließgewässer für die Erhal-
tung in der Planung gewürdigt, entsprechend ein 
Gewässerrandstreifen nach § 23 HWG und § 38 
WHG festgesetzt wurde und zudem die geplante 
Ableitung des Niederschlagswassers über den 
mäandrierenden Graben in das Gewässer auf
eine fördernde Wirkung des Wasserstandes ab-
zielt.
Im Übrigen wird festgestellt, dass die Nutzung 
von Zisternen als Wasserspeicher im Textteil 
zum Bebauungsplan zwingend festgesetzt ist
(Teil B, Nr. .6.: Satzung über den Bau und Be-
trieb von Niederschlagswassersammelanlagen
- Zisternensatzung - (§ 37 Abs. 4 Hessisches 
Wassergesetz HWG). Retentionszisternen
bzw. -rigolensystem sind mit einer Retentions-
drossel auszustatten, die auf eine maximale 
Drosselmenge von 10 l/s*ha ausgelegt ist.

Kenntnisnahme. Der Festsetzungsgehalt ist 
hiervon nicht betroffen.

Die vorgetragenen Anregungen werden 
im Sinne der nebenstehenden städte-
baulichen Stellungnahme in die Abwä-
gung eingestellt, Hinweise werden zur 
Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine.

1 -5
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Anlagen am Gewässer dar. Da zur Zeit der Pla-
nung dieser Anlagen der Biber hierzulande 
aus-

htigt. 
Da mit einer weiteren Ausbreitung des Bibers 
zu rechnen ist, weisen wir darauf hin, dass 
neue Anlagen (bspw. Einleitungen von 
RÜ/RÜB, Drainagen, Oberflächenentwässe-
rungen, usw.) so zu dimensionieren sind, dass 
deren Funktionsfähigkeit auch bei Vorhanden-
sein des Bibers gegeben ist. Die Unterhaltung 
einer Anlage zur Sicherstellung derer Funkti-
onsfähigkeit ist prinzipiell Aufgabe des Anla-
genbetreibers und keine Aufgabe der Gewäs-
serunterhaltung.  
 
3. Gewässerrandstreifen: Gemäß §23 HWG, 
sowie §38 WHG beträgt der Gewässerrand-
streifen im Außenbereich 10 m und im Innen-
bereich im Sinne der §§30 und 34 des Bauge-
setzbuches 5 m.  
Im Gewässerrandstreifen sind nach § 23 HWG 
verboten:  
 Der Einsatz und die Lagerung von Dünge- 

und Pflanzenschutzmitteln in einem Bereich 
von 4 m.  

 Das Pflügen in einem Bereich von 4 m ab 
dem 01. Januar 2022.  

 Das Errichten oder wesentliche Änderungen 
von baulichen und sonstigen standortgebun-
denen Anlagen. 

  Die Ausweisung von Baugebieten durch 
Bauleitpläne oder sonstige Satzungen nach 
dem Baugesetzbuch.  

 
Darüber hinaus ist der Uferrandstreifen für die 
Arbeiten der Gewässerunterhaltung und die 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Gewässerrandstreifen ist in der Planung be-
reits festgesetzt. 
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Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie zwin-
gend erforderlich. Vor allem im Außenbereich 
liegt das größte Konfliktpotential (Uferabbrü-
che, Biber, Gehölze, usw.) in einem Bereich 
von 10-15 m. Durch die Ausweisung entspre-
chend breiter Uferrandstreifen können viele 
Probleme entschärft oder gar verhindert wer-
den. Strukturverbesserungen oder Renaturie-
rungen sind ohne Uferrandstreifen nicht mög-
lich. Die Gewässerrandstreifen sollten 
insbesondere innerorts in öffentlicher Hand lie-
gen. Die Erfahrungen in der Gewässerunter-
haltung zeigen, dass auf privaten Flächen un-
zulässige Anlagen wie Gartenhäuschen und 
Zäune errichtet werden oder Auffüllungen im 
Gelände stattfinden. Die Durchführung von 
Maßnahmen der Gewässerunterhaltung wer-
den durch dieses Handeln oftmals stark behin-
dert. Das Wassergesetz gibt hierbei dem Un-
terhaltungs-pflichtigen das Recht sich den 
Mehraufwand vom Verursacher erstatten zu 
lassen.  
 
4. Kompensationsmaßnahmen: Prinzipiell be-
steht die Möglichkeit Kompensationsmaßnah-
men im Gewässer, in Form von Maßnahmen 
zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie, zu 
erbringen. Die Maßnahmen reichen hierbei von 
der Beseitigung von Wanderhindernissen über 
Ausweisung von Uferrandstreifen, bis hin zu 
strukturverbessernden Maßnahmen im und am 
Gewässer. Der große Vorteil bei diesem Vor-
gehen ist, dass zum einen nicht zwangs-läufig 
zusätzliche Fläche verbraucht werden (Her-
stellen der linearen Durchgängigkeit im Ge-
wässer), die Pflege in der regulären Gewäs-
serunterhaltung umgesetzt werden kann und 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. Ausgleichsflächen und -maß-
nahmen sind in der Planung angemessen be-
rücksichtigt worden. 
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Aufgestellt: 

Lautertal, den 05.09.2022 
IP-Konzept, Dipl.-Ing. Dirk Helfrich Bauamt der Stadt Bad König 

gleichzeitig dem gesetzlichen Auftrag der Um-
setzung der WRRL nachgekommen wird. Wei-
tere Informationen zum Ausgleich am Gewäs-
ser kann die zuständige Naturschutzbehörde 
geben.  
 
5. Einleitungen: Einleitungen in das Gewässer 
sind aufgrund der Verlandungsgefahr nicht 
Sohlgleich auszuführen. Wir weisen an dieser 
Stelle darauf hin, dass die Räumung von Ein-
leitungen kein Gegenstand der Gewässerun-
terhaltung ist, sondern Teil der Anlagenunter-
haltung ist.  
 
6. Dachentwässerung: Prinzipiell ist das Einlei-
ten von Niederschlagswasser nach § 19 HWG 
Bestandteil des Gemeingebrauchs und damit 
genehmigungsfrei. Wir weisen jedoch darauf 
hin, dass der Anschluss an das Gewässer in-
nerhalb der Gewässerparzelle stattfindet und 
somit auf öffentlichen Flächen geschieht. Um 
das Konfliktpotential bzgl. der Gewässerunter-
haltung zu minimieren, legen wir daher nahe, 
die Lage der Einleitung zu dokumentieren und 
gegenüber der betroffenen Kommune sowie 
dem Eigentümer der Gewässerparzelle und 
dem Unterhaltungspflichtigen des Gewässers 
anzuzeigen. Darüber hinaus empfehlen wir, 
eine entsprechende Nutzungsvereinbarung 
zwischen der betroffenen Kommune und dem 
Anlieger zu vereinbaren. 
 

 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


